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Ding Ding

Perspektiven der chinesischen Demokratisierung

I. Die potentielle Trägerschicht der Demokratisierung

Die demokratischen Kräfte Chinas waren bei der
Demokratiebewegung 1989 zahlenmäßig schwach
und politisch unreif; sie bestanden zu einem großen
Teil aus Studenten und Intellektuellen. Diejenigen,
die sich seit Jahren für Demokratie eingesetzt hat-
ten, waren noch nicht in der Lage, eine funktionie-
rende Organisation mit substantiellem Programm
aufzubauen, geschweige die umfangreiche Protest-
bewegung zielsicher zu steuern. Nach dem Massa-

Iker wurden diese Kräfte durch „Säuberung“ schwer
angeschlagen; mindestens zehntausend wurden
festgenommen ), etwa tausend flüchteten ins Aus1 -
land*), die übrigen blieben im Untergrund. Ande-
rerseits führte das brutale Vorgehen der KPCh
dazu, daß immer mehr Menschen sich von dem
Regime abwendeten. Selbst eine amtliche Untersu-

Ichung kam zu dem Ergebnis, daß nur noch 20 Pro-
zent der Beijinger Studenten die Linie und Politik
der Partei akzeptierten3).

Derzeit befindet sich die potentielle Opposition in
einer Phase der Sammlung im Untergrund. In den

I letzten Monaten sind einige solcher Gruppen
— trotz der strengen Sicherheitsvorkehrungen der
Behörden — in vielen Gebieten des Landes ent-
standen. Im März wurde in Beijing das „Koopera-
tionskomitee der Demokratischen Erneuerungs-
front Chinas“ von einigen Intellektuellen und Stu-
denten gegründet. Der auf der Fahndungsliste ste-
hende Studentenführer Zhai Weimin gab als dessen
Sprecher bekannt, daß seine Gruppe mit friedlichen
Mitteln die Alleinherrschaft der KPCh abschaffen
wolle4). Im April war die „Chinesische Sozialde-
mokratische Partei“ in Ostchina ins Leben gerufen
worden5). Ferner gibt es einige Zweigstellen der

I Exilgruppe „Föderation für ein demokratisches
China (FDC)“ ). Solche geheimen Gruppen — von
denen es noch mehr als die hier genannten geben
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dürfte — können sich nur schwer entwickeln, so-
lange die Partei die Zügel noch fest in Händen hält.
Ihnen fehlt offenbar eine Integrationsfigur wie Wa-
lesa oder Havel. Es ist fraglich, ob sie bis zum
Beginn der nächsten offenen Demokratiebewegung
eine fähige Organisation bilden können.

Dagegen haben sich die oppositionellen Kräfte Chi-
nas im Ausland nach dem Massaker voll entfalten
können. Unter den etwa 100 000 chinesischen Aus-
landsstudenten, von denen nach Vermutungen der
KPCh nur noch fünf Prozent der Partei naheste-
hen7), sind 864 politisch oder kulturell wirkende
Gruppierungen entstanden8). Darunter sind zahl-
reiche demokratisch gesinnte akademische Grup-
pen wie die unabhängigen Vereinigungen der chi-
nesischen Studenten und Wissenschaftler in den
USA, Kanada, der Bundesrepublik usw. Zu den
größten politischen Organisationen zählen die
FDC, die im September vorigen Jahres von den
geflüchteten Aktivisten der niedergeschlagenen
Demokratiebewegung und Auslandsstudenten Chi-
nas in Paris gegründet worden war, und die Chinese
Alliance for Democracy, die 1983 von einigen Akti-
visten der demokratischen Bestrebungen um die
Jahreswende 1978/79 — genannt „Mauer der De-
mokratie“ — aufgrund ihrer ein Jahr vorher her-
ausgegebenen Zeitschrift „China Spring“ in New
York ins Leben gerufen wurde. Sie wollen in ähn-
licher Weise mit friedlichen und gewaltfreien Me-
thoden die Alleinherrschaft der KPCh abschaffen
und Demokratie und Marktwirtschaft in China ein-
führen9). Sie haben Einfluß auf die chinesischen
Auslandsstudenten und erhalten finanzielle Unter-
stützung von den demokratischen Kräften in Tai-
wan, Hongkong und von Überseechinesen. Inzwi-
schen haben sie in den meisten westlichen Ländern,



wo sich chinesische Studenten befinden, Unteror-
ganisationen oder Zweigstellen errichtet und zu-
sammen mehr als 3 500 Mitglieder aufgenommen.

Derart zahlreiche kleine oder große Gruppen wol-
len zwar alle grundsätzlich Demokratie und Markt-
wirtschaft, differieren aber in der konkreten Ziel-
setzung und über den Weg dorthin. Man streitet um
„totale Verwestlichung“ oder „demokratischen So-
zialismus als dritter Weg“ mit Schweden als Modell,
über Revolution oder Reform („Zusammenarbeit
mit dem Reformflügel“ oder „Nieder mit der
KPCh“), über Gewalt oder gewaltfrei10). Nach den
Erfahrungen der blutigen Revolution in Rumänien
im Dezember letzten Jahres gaben nicht wenige das
Prinzip der Gewaltfreiheit auf. Die Meinung, sich
gleichzeitig auf zwei Möglichkeiten — sowohl für
eine friedliche Umwandlung wie für eine gewalt-
same Revolution — vorzubereiten, gewinnt immer
mehr die Oberhand. Die „Freie Demokratische
Partei Chinas“, die im Juli dieses Jahres von chine-
sischen Studenten in den USA und Kanada ins Le-
ben gerufen wurde und als die drittgrößte politische
Gruppe gilt, schreibt „Ausrottung der Tyrannei der
KPCh“ auf ihre Fahne und bildet mit der im letzten
Jahr in den USA gegründeten „Demokratischen
Partei Chinas“ zusammen den radikalen Flü-
gel).11

Der Zustand der oppositionellen Kräfte im Ausland
ist zu vergleichen mit einer Häufung von zerstreu-
tem Sand. Keine dieser Gruppen kann wie eine Par-
tei funktionieren. Aufgrund ihrer losen Struktur,
ungenügender Demokratisierung, Seilschaftskämp-
fen und Meinungsverschiedenheiten innerhalb ei-
ner Organisation sowie Reibungen untereinander
erhalten sie viel Kritik12). Es ist der FDC z. B.
nicht gelungen, eine Dachorganisation für alle
Richtungen zu bilden, wie sie sich dies bei ihrer
Gründung vorstellte. Die Vereinigung der FDC
und Chinese Alliance for Democracy, die im Fe-
bruar dieses Jahres von den Führungen beider
Gruppen beschlossen wurde, ist wegen des Wider-
stands von der Basis aufgeschoben worden ). Die
Exilbewegung hat also ihre organisatorischen wie
ideologischen Kinderkrankheiten
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noch nicht hinter
sich. Was die Partei mittels ihrer sinisierten kom-
munistischen Ideologie Jahrzehnte lang eingehäm-
mert hat, ist selbst bei ihren entschiedenen Oppo-

nenten nicht leicht durch (westliche) demokratische
Wertmaßstäbe zu verdrängen. Hu Ping, der Vorsit-
zende der Chinese Alliance for Democracy, gab zu:
„Wir verstehen noch nicht viel von Demokratie,
und unsere demokratische Praxis ist noch nicht zu-
friedenstellend.“14) Mittlerweile tritt jedoch eine
Reihe von Politikern mit einer realistischeren Hal-
tung hervor. Sie beginnen angesichts der Schwäche
der Exilbewegung einerseits Taktik und Strategien
für die chinesische Demokratisierung als eine lang-
fristige Aufgabe zu entwerfen und andererseits den
Zusammenschluß bestehender Gruppen anzustre-
ben 15).

Trotz aller Bemühungen fällt es den Oppositionel-
len im Ausland schwer, direkten Einfluß auf die
politische Lage in ihrem Heimatland auszuüben,
wie die Erfahrungen der Exilgruppen vieler osteu-
ropäischen Länder und der Chinese Alliance for
Democracy im letzten Jahr gezeigt haben. Aber
ihre zukünftige Rolle ist nicht zu unterschätzen.
Seit Ende des letzten Jahrhunderts ist jeder wesent-
liche Fortschritt zur Modernisierung Chinas vor al-
lem den zurückgekehrten chinesischen Auslands-
studenten zu verdanken. Mit Sicherheit wird die
heutige Generation nicht wie ihre Großelterngene-
ration wegen unterschiedlicher politischer Ansich-
ten zwei feindliche Fronten bilden.

Da die oppositionellen Kräfte inner- und außerhalb
Chinas noch schwach sind, glauben viele, daß die
politische Zukunft Chinas nochmals vom Duell zwi-
schen der KPCh und der Regierungspartei in Tai-
wan — der Kuomintang (KMT) — bestimmt wird.
Es ist nicht unbegründet, daß man die KMT für den
Hoffnungsträger hält. Nachdem sie Taiwan das
Wirtschaftswunder gebracht hatte, begann sie in
den letzten Jahren mit der politischen Demokrati-
sierung. Auch damit wird der Kontrast zum „Erb-
feind“ KPCh auf dem Festland ganz offensichtlich.
Der KMT würde es aber schwerfallen, auf dem
Festland Fuß zu fassen, wenn sie einmal dort er-
laubt sein sollte. Ihre Basis ist seit der Machtergrei-
fung der KPCh ausgerottet. Des weiteren ist das
negative Bild der KMT bei der älteren Generation
— nicht nur wegen ihrer schlechten Erfahrungen
mit der KMT vor 1949, sondern vor allem wegen
der langjährigen einseitigen Propaganda der
KPCh — nicht leicht zu beseitigen. Außerdem ist es



eine Frage, ob die KMT selbst die Rückkehr auf
das Festland will, obwohl sie stets auf ihrem Allein-
ertretungsrecht besteht, und die politischen Ver-
änderungen ihr eine günstige Chance geben wür-
den. Die älteren Kuomintanisten, die vor 1949
auf die Insel geflüchtet waren, verschwinden bald
von der politischen Bühne. Den jüngeren Nach-
folgern, die in Taiwan aufgewachsen sind, ist
das rote China wegen der 40jährigen militäri-
schen Konfrontation und der großen wirtschaft-
lichen und politischen Unterschiede fast wie
ein fremdes Land. Die Lösung „Eine Nation,
zwei Staaten“ scheint ihnen realistischer zu sein
als eine Vereinigung16). Nicht zu vergessen ist
auch: Die KMT hat große Angst davor, daß die
KPCh Taiwan angreift, um sich aus ihrer Exi-
stenzkrise auf dem Festland zu befreien. Die
KPCh hat es bis jetzt stets abgelehnt, auf eine ge-
waltsame Lösung der „Taiwan-Frage“ zu verzich-
ten. So wünscht die Regierung Taiwans zwar das
Ende des kommunistischen Regimes auf dem Fest-
land, vermeidet es aber, sich dafür direkt einzuset-
zen. So hat sie z. B. den Plan eines Schiffes mit

einem Rundfunksender „Für Demokratie in
China“, der von westlichen Zeitschriftenverlagen
und der Exilgruppe FDC im Frühjahr dieses Jahres
vorbereitet worden war, nicht unterstützt17). Die
KMT wird sicher ihre Zurückhaltung weiter üben,
solange die KPCh noch Herr der Lage ist. Auf lange
Sicht wird sie jedoch aufgrund ihrer wirtschaftlichen
Stärke und Regierungserfahrung eine Sonderrolle
bei der Demokratisierung Chinas spielen. Ein de-
mokratisches Festland ist nämlich die einzige Ga-
rantie für die Sicherheit Taiwans — egal, ob Taiwan
in Zukunft ein souveräner Staat bleiben oder ein
Teilstaat Chinas werden will. Außerdem will Tai-
wan das Festland als einen idealen Markt nicht ver-
lieren.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß allein die
potentiell oppositionellen Kräfte auf dem Festland
den entscheidenden Anstoß zur Veränderung der
dortigen Lage geben können. Ob sie dieser Rolle
gewachsen sind, hängt nicht nur von ihrer Entwick-
lungsfähigkeit, sondern auch von ihrer Massenbasis
ab.

II. Die Massenbasis der Demokratisierung

Es ist beispiellos in der chinesischen Geschichte,
daß bei der letzten Demokratiebewegung Millionen
der städtischen Bevölkerung mit den Studenten und
Intellektuellen sympathisierten. Aber dies bedeutet
nicht, daß die chinesische Bevölkerung schon ein
demokratisches Bewußtsein hat, wie mancher be-
hauptet ).18

Unter den städtischen Gruppen ist vor allem eine
Unterstützung seitens der privatwirtschaftlichen
Unternehmer und der Einzelhändler zu erwarten,
die als ein wesentlicher Bestandteil des noch im
Keim befindlichen Mittelstandes angesehen wer-
den. Viele solcher Unternehmer haben enge Ver-
bindungen mit Intellektuellen, weil diese seit der
Durchführung der Wirtschaftsreform in den Städ-
ten im Jahre 1984 als Wissenschaftler, Hochschul-
lehrer oder Schriftsteller ins Wirtschaftsleben über-
gingen. Manche von ihnen versuchten sogar, durch
Entwicklung der Privatwirtschaft eine strukturelle
Veränderung der Gesellschaft von unten herbeizu-
führen, erkannten aber bald ihre Grenzen. So hiel-
ten nicht wenige Unternehmer der Privatwirt-

schäft wie Wan Runnan, der Generaldirektor der
Computerfirma „Stone Company“ — die größte
privatgeführte Firma Chinas — zu den Studen-
ten19). Die Einzelhändler waren meistens Empor-
kömmlinge im Zuge der Wirtschaftsreform. Sie be-
grüßten die Protestbewegung, weil sie unter der
Kontrolle und Erpressung der korrupten Partei-
und Regierungskader zu leiden hatten. Nach dem
Massaker wurden die Anhänger dieser Gruppe po-
litisch von der Partei als „kapitalistische Elemente“
angegriffen und wirtschaftlich von der Sparpolitik
der Regierung betroffen. Sie werden gleichwohl
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Interessen die
marktwirtschaftliche Ordnung und die damit ver-
bundene politische Liberalisierung befürworten.
Aber diese Gruppe ist zur Zeit noch viel zu
schwach.
So ist die Haltung der Industriearbeiter, als die
stärkste städtische Gruppe, entscheidend für die
oppositionellen Kräfte. Im letzten Jahr nahmen
zahlreiche Arbeiter an den Demonstrationen teil.
In vielen Städten wie Beijing, Kanton, Changsha
usw. waren unabhängige Gewerkschaften entstan-
den. Die Arbeiterschaft war aber dem Aufruf zum
Streik seitens der neugegründeten Gewerkschaften
und der Studentenorganisationen nicht gefolgt. In



Shanghai, der größten Industriestadt und Ur-
sprungsort der Arbeiterbewegung Chinas, gelang es
der Partei sogar, die Arbeiter gegen eine Prämie
von 30 Yuan zur Unterdrückung der Demokratie-
bewegung zu kaufen20 ). Die Arbeiterschaft als sol-
che hat nicht an der Bewegung teilgenommen, weil
sie noch kein Selbstbewußtsein besitzt. Sie kann
auch aufgrund ihrer kurzen Geschichte unter des-
potischen Herrschaften noch nicht selbständig han-
deln. Die ersten Gewerkschaften, die Anfang der
zwanziger Jahre unter patriotischem Enthusiasmus
entstanden waren, wurden im Jahr 1927 von der
KMT zerstört und durch staatlich gelenkte Gewerk-
schaften ersetzt21 )- Seit ihrer Machtübernahme im
Jahre 1949 hat die KPCh ein noch stärker zentral
geleitetes Gewerkschaftsystem errichtet. Die unab-
hängige Arbeitervereinigung, die während der letz-
ten Demokratiebewegung in Beijing 13 Tage lang
bestand, war die erste von der Partei unabhängige
Gewerkschaft. Die Arbeiterklasse hat in der Tat
seit 1927 keine selbständige Rolle gespielt.

Es ist außerdem nicht zu übersehen, daß die Partei
erfolgreich einen Keil zwischen die Arbeiterschaft
und die Intelligenz getrieben hat. Die Intelligenz,
die schon kurz nach der Machtergreifung der KPCh
zum Umerziehungsobjekt geworden war, wurde
während der zehnjährigen Kulturrevolution direkt
unter die führende Rolle der Arbeiterklasse ge-
stellt. Sie ist zwar seit 1978 unter dem Etikett „gei-
stige Arbeiter“ von der Partei zu einem „Teil der
Arbeiterklasse“ befördert worden, die Voreinge-
nommenheit auf beiden Seiten ist aber nicht leicht
abzubauen. Auch die Verbesserung der wirtschaft-
lichen Lage der Intellektuellen könnte auf Wider-
stand der Arbeiter stoßen22 ). Obwohl die Arbeiter
nur dem Namen nach „Führungsklasse“ sind, ver-
mieden sie in den letzten Jahren eine direkte Kon-
frontation mit der KPCh und pflegten Distanz zu
den politischen Bestrebungen der Intellektuellen.

Im letzten Jahr war vor allem die Forderung der
Studenten nach „Bekämpfung der Korruption und
Inflation“ auf Resonanz bei den Arbeitern gesto-
ßen. Diejenigen, die sich die polnische „Solidarität“

als Beispiel nahmen und sich für eine politisch un-
abhängige Stellung der Arbeiterklasse einzusetzen
begannen, waren allerdings nur wenige junge Ar-
beiter. Sie wurden von den Repressalien besonders
betroffen. Solche demokratisch gesinnten Arbeiter
dürften jedoch bei einem Ausbruch der Wirtschafts-
krise mehr Einfluß auf die Arbeiterschaft gewin-
nen.

Der ländlichen Bevölkerung gegenüber, die 80 Pro-
zent der Gesamtbevölkerung ausmacht sowie mehr
als 90 Prozent der 220 Millionen Analphabeten
Chinas stellt23 ) und die distanziert gegenüber der
Demokratiebewegung blieb und bleibt, haben die
chinesischen intellektuellen Eliten eher ein Gefühl
der Hilflosigkeit. Ihr wird mit Recht — trotz ihrer
großen Zahl — eine Nebenrolle bei der kommen-
den Veränderung zugesprochen24). Von der ländli-
chen Bevölkerung gelten die Bauern als die konser-
vativste Gruppe, die Stütze der KPCh. Die Frage
des Eigentums an Grund und Boden — für die Bau-
ern von großem Interesse — bleibt noch offen, ob-
wohl es seit der Durchführung des Verantwortlich-
keitssystems im Jahre 1978 den Bauern wesentlich
besser geht. Die landwirtschaftlichen Kader, die
von den Bauern „lokale Despoten“ genannt wer-
den, deren Machtnetz zwar durch die ländliche Re-
form geschwächt, aber immer noch ungebrochen
ist, besitzen das Zuteilungsrecht für wichtige land-
wirtschaftliche Produktionsmittel. In den offiziellen
Berichten ist nicht selten zu lesen, daß diese neuen
Gentries willkürlich Steuern fordern oder das „ver-
pachtete Land“ zurücknehmen. Die Bauern sind
— außer einzelnen Protesten oder persönlicher Ra-
che — gewohnt, ihr Schicksal dumpf hinzunehmen,
solange es ihre Existenzgrundlage nicht betrifft.
Von der Flut westlicher Ideen und Lebensformen,
von denen die städtische Bevölkerung in den letzten
Jahren schwärmte, wurden die Bauern kaum be-
rührt. Selbst in den relativ entwickelten Küstenge-
bieten sind die reich gewordenen Bauern weitge-
hend noch in den uralten Denk- und Lebensweisen
befangen25 ).

Die meisten Chinesen sind — selbst nach dem Mas-
saker auf dem Tianmen-Platz und den erfolgreichen
Demokratiebewegungen in den osteuropäischen
Ländern — noch nicht in der Lage, das Übel des
Systems an der Wurzel zu packen. Obwohl sie unzu-
frieden oder enttäuscht von der KPCh sind, dienen



ihnen nur die traditionellen Wertvorstellungen als
Maßstab. Sie wünschen sich „weise Herrscher“ und
„saubere und aufrichtige Beamte“, die wirklich
dem Volk dienen und Gerechtigkeit pflegen wie die
sagenhaften Figuren der Vorzeit. Die Schuld schrei-
ben sie eher dem „dumm gewordenen Herrscher“
und den „tückischen Beamten“ zu. Daher geraten
jetzt Deng Xiaoping, der Premierminister Li Peng
und der Staatspräsident Yang Shangkun, die als
Hauptschuldige des Massakers angesehen werden,
bei der Bevölkerung in Verruf.

Die Schuld an dieser verworrenen Situation politi-
scher Aufklärung liegt zum Teil an den schwachen
Intellektuellen. Die politische Diskussion blieb
während der zehnjährigen Reformphase auf die gei-
stige Welt beschränkt. Mit ungeduldiger Leiden-
schaft stützten sich die demokratisch gesinnten In-

tellektuellen entweder auf den Reformflügel der
Partei — mit dem Ziel, eine Reform von oben nach
unten durchzuführen — oder auf sich selbst und
wollten durch eine Protestbewegung alles errei-
chen. Es dürfte für die oppositionellen Kräfte, mit
den Intellektuellen und Studenten als Hauptkraft,
in Zukunft durchaus dann möglich sein, mehr Sym-
pathie und Unterstützung bei der Bevölkerung
— vor allem bei den Großstädtern — zu gewinnen,
wenn sie Rücksicht auf das Erkenntnisvermögen
der Massen nehmen und ein für diese akzeptables
Programm aufstellen. Man muß aber damit rech-
nen, daß so herbeigeführte Veränderungen auch
dem Reformflügel der Partei Chancen geben wer-
den, und nicht nur den demokratischen Kräften.
Dafür gibt die Entwicklung in Rumänien, Bulgarien
und der Mongolei Beispiele.

III. Die reformistischen Kräfte der KPCh

Nach dem Massaker hat die Unzufriedenheit mit
dem konservativen Flügel der Parteiführung inner-
halb der KPCh rasch zugenommen. Eine geheime
Gruppe namens „Zentrales Revolutionskomitee
der kommunistischen Partei Chinas“, die gegen
Ende der Kulturrevolution von radikalen Refor-
mern in der Partei gegründet wurde, aber in den
letzten Jahren kaum von sich hören ließ, verurteilte
das blutige Vorgehen und gab ihr Programm zur
radikalen Umgestaltung der Partei und der Gesell-
schaft bekannt26). Eine solche Gruppe vertritt we-
gen ihres riskanten Unternehmens nur einen klei-
nen Teil als Opposition innerhalb der Partei. Unter
dem großen Teil der politisch in der Mitte Stehen-
den gibt es eine größere Zahl von Anhängern der
gemäßigten Reformer. Obwohl diese Gruppe in der
Parteiführung mit dem, ehemaligen Generalsekre-
tär Zhao Ziyang an der Spitze „gesäubert“ worden
war, blieb ihre Basis weitgehend unbeschädigt.

Erwähnenswert sind hier auch die Kader der dritten
Generation, die heute im Alter zwischen 35 und
45 Jahren als Generation der „Rotgardisten“ be-
zeichnet werden und die inzwischen zum Teil auf
den mittleren Ebenen der Partei und der Regierung
untergekommen sind. Bei den 46 Millionen Genos-
sen mit zehn Prozent Analphabeten und zwanzig

Prozent Grundschulabsolventen werden diese
Hochschulabsolventen als unentbehrliche „Nach-
folger der revolutionären Sache“ angesehen27). Ihr
kommunistischer Glaube war jedoch schon wäh-
rend der Kulturrevolution erschüttert. Sie treten
weder für das Festhalten am Sozialismus — wie die
älteren — noch für eine „völlige Verwestlichung“
— wie die jüngeren — ein, sondern neigen aus rea-
listischer Perspektive zu einer Reform von oben
nach unten. Sie sind nicht nur gegen das unnach-
sichtige Vorgehen der konservativen Kräfte gegen
die Demonstranten, sondern auch gegen die „Alles
oder Nichts“-Haltung der Studenten. Angesichts
des Zusammenbruchs der kommunistischen Re-
gime in den meisten osteuropäischen Ländern und
der zunehmenden Unzufriedenheit der Bevölke-
rung in China ist ihnen die Krise der KPCh und
ihrer eigenen Interessen klar. Einziger Ausweg
scheint ihnen eine gründliche Reform aus eigener
Initiative zu sein. Sie werden aber nur unter gesell-
schaftlichem Druck zum Abbau der bestehenden
Ordnung mehr oder weniger unfreiwillig beitragen.
Angesichts der schwachen Opposition der Intellek-
tuellen und ihrer brüchigen Basis ist die Rolle der
reformistischen Kräfte der Partei als Stoßdämpfer
wie Vermittler beim Umschwung des kommenden
Systemwechsels nicht zu übersehen.



IV. Die Wende wird nach Deng eintreten

Es ist für die KPCh zur Zeit die wichtigste Aufgabe,
in der schlechten „internationalen großen und in-
ländischen kleinen Atmosphäre“ ihre erschütterte
Macht zu sichern. In erster Linie hängt dies von der
Geschlossenheit der Parteiführung ab. Deng Xiao-
ping, der im März dieses Jahres von seinem letzten
Amt als Vorsitzender der staatlichen Militärkom-
mission zurückgetreten ist, hat ein innerparteiliches
Machtverhältnis arrangiert, daß der konservative
Flügel der Parteiführung leicht dominiert. Der
Staatspräsident Yang Shangkun und sein jüngerer
Bruder Yang Baibing, die beide verantwortlich für
das Massaker sind, kontrollieren als erste Stellver-
treter des Vorsitzenden und als Generalsekretär das
wichtigste Organ — die ZK-Militärkommission,
weil der neue Partei-Generalsekretär Jiang Zemin
als Vorsitzender der Militärkommission zwar die
höchste politische Kontrolle über die Volksbefrei-
ungsarmee (VBA) ausübt, aber während seiner
Laufbahn keine Beziehungen zum Militär aufge-
baut hat28 ).
In dem sechsköpfigen Ständigen Ausschuß des Po-
litbüros, dem führenden Kern der KPCh, sind der
Ministerpräsident Li Peng, sein Stellvertreter Yao
Yilin und der für Recht und Sicherheit zuständige
Qiao Shi — diejenigen, die der blutigen Nieder-
schlagung der Demokratiebewegung zugestimmt
hatten — sowie das neue Mitglied Song Ping den
konservativen alten Genossen verbunden. Li
Ruihuan hat sich während seiner Amtszeit als Bür-
germeister der drittgrößten Stadt Tianjin als ein
gemäßigter Reformer erwiesen. Ob Jiang Zemin
— wie seine beiden Vorgänger — reformfreudig
ist, läßt sich noch nicht erkennen. Viele Zeichen
sprechen aber dafür, daß es zwischen denen, die
nicht am Blutbad des 4. Juni 1989 beteiligt waren,
und denen, die Mitverantwortung dafür tragen,
Meinungsunterschiede hinsichtlich der Bewertung

des Massakers und der Behandlung der festgenom-
menen Aktivisten der Demokratiebewegung
gibt29).

Die „Newcomer“ müssen von jetzt an — auf unter-
schiedliche Weise — Distanz zu der konservativen
Fraktion halten, um Sympathie bei der Bevölke-
rung und der Basis der Partei zu gewinnen, damit
sie in der unsicheren Zukunft ihre neue Macht be-
wahren können. Aufgrund des gemeinsamen Inter-
esses, die Herrschaft zu stabilisieren, müssen beide
Seiten ihre Differenzen vorläufig verdecken30).

Es wird vermutet, daß der 85jährige Deng Xiaoping
noch den „Draht hinter dem Bambusvorhang“
zieht. In der Tat gilt er nach wie vor als Integra-
tionsfigur in der Partei und der Armee, obwohl er
kein Amt mehr bekleidet. Die Lage nach ihm wird
anders sein als die nach Mao Zedongs Tod im Jahr
1976. Es wird keine von allen anerkannte Autorität
mehr geben. Dengs Rolle kann niemand unter den
Veteranen ersetzen. Chen Yun, der Vorsitzende
der Zentralen Beraterkommission, der eine große
Anhängerschaft hinter sich hat, und Yang Shang-
kun, der Einfluß auf das Militär besitzt, verfügen
nicht über das Charisma und die Autorität Dengs,
zumal auch ihre Gesundheit angeschlagen ist. Zhao
Ziyang, der wegen seines Sturzes offenbar inner-
und außerhalb der Partei Sympathie gewonnen hat,
ist ebenfalls nicht mit dem unumstrittenen Führer
Deng Xiaoping nach Maos Tod zu vergleichen. So-
lange der konservative Flügel an der Macht ist,
besteht für ihn keine Möglichkeit, ein Amt — ver-
gleichbar seiner früheren Position — zu erreichen.
Mit dem Tod des letzten starken Mannes verliert
die Partei ihre Balance. Der Machtkampf in der
Parteiführung wird ebenso ausbrechen wie der Auf-
stand der Gesellschaft, der sehr wahrscheinlich
durch jenen Machtkampf selbst ausgelöst wird.

V. Demokratisierung — eine schwere Geburt

Da es derzeit in China keine organisierte poli-
tische Kraft gibt, die die KPCh ersetzen kann, sind
viele um die Zeit nach Deng Xiaoping besorgt.
Am meisten wird ein blutiger Bürgerkrieg oder ein
Chaos entsprechend der verworrenen Periode der
„Warlords" (Militärherren) von 1916 bis 1928 be-

fürchtet31 )- Für das Phänomen der militärischen
Regionalisierung durch die „Militärherren“ sind die
Voraussetzungen, die Jürgen Domes feststellte:
vollständiger Zusammenbruch der Zentralgewalt,
eine jede zivile Existenz bedrohende Wirtschafts-
krise sowie Destrukturierung der lokalen Gesell-
schaft und der Familie, jetzt noch nicht erkenn-





fährlich, daß die Moral der Gesellschaft und der
Glaube an jede Autorität und an das Recht durch
die kommunistische Herrschaft untergraben wur-
den. Das alles bildet eine Brutstätte für Radikalis-
mus und Anarchismus; eine neue Diktatur muß ein-
kalkuliert werden. Dafür gibt es in China seit der

Abschaffung der letzten Monarchie im Jahre 1911
genügend Beispiele. Das bedeutet nicht, daß die
Demokratisierung in China schon jetzt zum Schei-
tern verurteilt ist. Es hängt davon ab, ob alle poli-
tischen Kräfte bei einem Systemwechsel im Inter-
esse der Nation kompromißbereit sind.



Rüdiger Machetzki

Chinas Gesellschaft im Umbruch

I. Vom Verlust des Wirklichkeitssinns

„Egal ob es um das ganze Reich ginge oder nur um
ein Land, bei M . . . müßten alle grobe Kleidung
tragen und sich mit minderwertigem Essen begnü-
gen. Es würde überall Trostlosigkeit herrschen, und
die Kunst wäre verdammt. Das Ergebnis wäre na-
turgemäß ein allgemeiner Mangel. Die Menschen
bekämen nicht das, was sie wirklich wollten . . .
Die Wurzeln des Volkes wären gekappt und die
Quellen versiegt. Das Reich wäre wie ausge-
dörrt.“

Die klagenden Worte erscheinen eigenartig mo-
dern. So hätte die Kritik Deng Xiaopings an Mao
Zedong und der von ihm gewaltsam ausgelösten
Kulturrevolution lauten können, und in der Tat ist
sie ähnlich ausgefallen. Der tatsächliche Autor ist
Xunzi (3 Jhdt. v. Chr.), einer der großen konfuzi-
anischen Gründungsphilosophen. Die grundlegen-
den Glaubenssätze der konfuzianischen Tradition
verdichteten sich zu der Aussage: „Nur wenn die
Unterschiede gefestigt sind, herrscht höchste
Gleichheit!“ Hinter dieser Formel verbarg sich die
uralte, durch historische Erfahrungen verstärkte
Furcht, die Auflösung klarer gesellschaftlicher Sta-
tusordnungen müsse zwangsläufig zum allgemeinen
Chaos führen.

Gleichheit bedeutete in China immer, Ungleiches
ungleich zu behandeln, jedem das Seine nach glei-
chem Maß zukommen zu lassen. Die zivilisatorische
Bilanz der chinesischen Geschichte verlieh den
Idealen der traditionellen politischen Ethik ein
Gutteil Gültigkeit. Dies soll zugestanden werden.
Es ist jedoch eine andere Sache, solche Vorstellun-
gen auf die Gegenwart zu übertragen. Der gegen-
wärtige „Primat des Hierarchischen“ zeugt von der
Schwächung des politischen Wirklichkeitssinns der
chinesischen Führungsschicht. Nationale Moderni-
sierungsprozesse kennen viele Sackgassen. Die
meisten enden in dem Versuch, die Probleme des
Wandels mit den Rezepten der fernen Vergangen-
heit „kurieren“ zu wollen. Die schwerwiegenden
Fehlentwicklungen werden meist erst im nachhin-
ein sichtbar.

Ende der siebziger Jahre glaubte Chinas Führungs-
schicht, sich endgültig von den Irrtümern der eige-
nen Vergangenheit verabschiedet zu haben. Fortan
sollte „die Wahrheit in den Tatsachen gesucht“ wer-

den. Eine „neue historische Etappe“, das Jahrzehnt
der Reformen, wurde eingeläutet, und es kann
nicht geleugnet werden — die achtziger Jahre wa-
ren die erfolgreichste Dekade seit dem Niedergang
der traditionellen Ordnung. Die Bilanz der rein
materiellen Leistungen ist insgesamt positiv: Es er-
folgte ein beachtlicher Abbau der Armut. Die Zahl
der Menschen, die gegenwärtig in China dauerhaft
unter dem offiziellen Bedarfsminimum leben, hat
sich auf wahrscheinlich weniger als 100 Millionen
verringert. Vor gut zehn Jahren waren es noch mehr
als 200 Millionen. Die Grundbedarfsversorgung
der chinesischen Bevölkerung ist heute besser als in
anderen Ländern mit vergleichbarem wirtschaftli-
chen Niveau. Gegenüber der späten Ära Mao Ze-
dong liegt das Versorgungsniveau um 25 bis 30 Pro-
zent höher. Ferner schien erstmals seit den Anfän-
gen der Volksrepublik eine in sich leidlich geschlos-
sene Entwicklungsstrategie im großen und ganzen
ihre Gültigkeit zu bewahren.

Erst ab 1987 wurde das zuvor verborgene Maß an
politischen Widerständen aus verschiedenen Rich-
tungen und Motiven deutlicher sichtbar. Dennoch
schien eine wirkungsvolle Opposition innerhalb des
politischen Entscheidungsprozesses nicht erkenn-
bar. In der Zwischenzeit jedoch ist deutlich gewor-
den, daß man von einem echten, langfristig stabilen
Entwicklungskonsens innerhalb der politischen
Elite nicht sprechen kann. Die unterschiedlichen
Auffassungen über das Maß und die Geschwindig-
keit des anzustrebenden wirtschaftlich-gesellschaft-
lichen Ordnungswandels machten sich immer nega-
tiver bemerkbar. Die Widersprüchlichkeit, die
„zheteng zhengzhi“ (Politik der Schwankungen), ist
weiterhin das alles überschattende Grundphäno-
men der Volksrepublik China. Wie der Volksmund
sagt, gleicht der nationale Entscheidungsprozeß
dem Mond, der zu Beginn und Mitte des Monats
jeweils eine völlig andere Position am Firmament
einnimmt. Bemerkenswert erscheint, daß Chen
Yun, der heute als Mentor der Orthodoxie und
„Feind der offenen Gesellschaft“ gilt, bereits im
April 1979 während einer Arbeitskonferenz des
Zentralkomitees der Kommunistischen Partei den
Ablauf der Dinge vorausgesehen hatte. Er hatte
damals offen die Überzeugung geäußert, daß der
wirksamste Reformweg in der „sorgsamen Auslö-



schung aller Hindernisse einschließlich des heiligen
Etiketts“, d. h. des Herrschaftsmonopols der Par-
tei, läge, nur um hinzuzufügen: „Aber soweit ich
sehe, würde keiner unter uns eine derart sorgfältige
Art, die Dinge zu lösen, akzeptieren. Also laßt uns
nicht mehr darüber reden.“ ) Hinsichtlich des spä1 -
ter tatsächlich eingeschlagenen Kurses begrenzter
Reformen ahnte er voraus: „Drei bis fünf Jahre
können wir auf unserem Wege vorausschauen. Ob
es in' acht bis zehn Jahren Schwierigkeiten gibt,
wage ich nicht zu sagen. Was danach kommt, so
fürchte ich, es ist jenseits unserer Möglichkeiten,
dagegen etwas zu tun.“

Kurzum, die Hoffnungen zu Beginn der „neuen
historischen Etappe“ waren trügerisch. Zwei große
historische Tendenzen sprachen gegen die Erfolgs-
wahrscheinlichkeit begrenzten reformerischen
Handelns. Zum einen sind in der Aufklärung neue
gesellschaftliche Ideen geboren und mit der Franzö-
sischen Revolution in die Welt gesetzt worden. Ur-
sprünglich westlicher Herkunft haben diese Ideen
eine universelle Wucht entwickelt, die Martin
Kriele anschaulich als „demokratische Weltrevolu-
tion“2) bezeichnet hat. Die weltweite Wirksamkeit
dieser Ideen scheint zu beweisen, daß es neben der
normativen Kraft des Faktischen auch die faktische
Kraft des Normativen gibt. Es Sollte nicht überse-
hen werden, daß auch die offizielle Ideologie der
Volksrepublik China aus dieser neuen Ideenwelt
erwachsen ist, wenngleich auch nur als „illegitimer“
Ableger.

1) Chen Yun, Rede vor der Arbeitskonferenz des Zentral-
komitees, in: Issues & Studies, Taibei, April 1980, S. 86f.
2) Martin Kriele, Die demokratische Weltrevolution, Opla-
den 1987. 3) Renmin ribao vom 1. November 1989.

Die heutige Führung von Partei und Staat ist sich
der aus ihrer Sicht gefährlichen Folgen der politi-
schen Bewußtseinserweiterung in großen Teilen der
chinesischen Gesellschaft durchaus bewußt: „Der
Anstieg dieses falschen und reaktionären gedankli-
chen Trends der neuen Etappe ist letzten Endes das
natürliche Ergebnis der geschichtlichen Entwick-
lung. Kurz gesagt, der Konflikt zwischen den vier
Grundprinzipien und der bürgerlichen Liberalisie-
rung ist ein natürliches Phänomen, das im Prozeß
der sozialistischen Modernisierung noch lange Zeit
Bestand haben wird ... Die Geschichte folgt ihren
eigenen Gesetzen, aber diejenigen, die die Lehrbü-
cher ohne Verständnis lesen, und diejenigen, die
sich der engen Sicht der Bourgeoisie hingeben, kön-
nen die Gesetze der Geschichte niemals verste-
hen . . . Die Entwicklung der Welt hin zum Sozia-
lismus beansprucht eine ganze geschichtliche Pe-
riode, und der Prozeß wird natürlich irreguläre und
komplexe Phänomene aufweisen, und er wird un-
weigerlich Umwege gehen und Rückschläge erfah-
ren. Genauso soll die Geschichte sein, und die Si-

cherheit und Regelmäßigkeit der Geschichte wird
durch solche irregulären Erscheinungen, Umwege
und Rückschläge widergespiegelt.“3) Auf der Basis
dieses „tiefen geschichtlichen und wissenschaftli-
chen Gedankenguts“ müsse alles unternommen
werden, um die weitverbreiteten „Lobpreisungen
und Verehrungen des Kapitalismus“ zu bekämpfen
und sie als Ausdruck „ideologischer Verwirrung“
kenntlich zu machen.

Zum anderen sieht sich der chinesische Subkonti-
nent seit mindestens 130 Jahren einem langwieri-
gen, konfliktreichen Modernisierungsprozeß unter-
worfen. Gleich wie man „Modernisierung“ zu defi-
nieren gedenkt — die sozialwissenschaftliche Dis-
kussion hat nicht eben zu größerer Klarheit beige-
tragen —, wesentlich ist das Erleben und Erleiden
einer totalen, bruchhaften Umgestaltung der Ge-
sellschaft, ihrer materiellen, politisch-sozialen und
geistigen Grundlagen unter äußerem und innerem
Zwang. Die existentiellen Herausforderungen, de-
nen sich China seit Jahrzehnten ausgesetzt sieht,
wirken auf die gesamte chinesische Gesellschaft.
Die bäuerliche Bevölkerung ist von ihnen, bewußt
oder unbewußt, ebenso betroffen wie die Führungs-
schicht des Landes. Das darf jedoch nicht zu dem
Fehlschluß verleiten, die Antworten auf diese Her-
ausforderungen würden ebenfalls von der gesamten
Gesellschaft gegeben. Sie werden im wesentlichen
„elitespezifisch“ gelöst. Dies gilt um so mehr, als
die ideologisch-bürokratische Ordnung der Volks-
republik China auf die Herausforderungen nicht
bloß zu „reagieren“ vorgibt, sondern den Anspruch
erhebt, den Wandel nach zukunftsgewissen Leitbil-
dern aktiv zu gestalten, d. h. die Gesellschaft in der
Praxis auf einen Weg zu zwingen, den sie aus eige-
nen Antrieben nicht beschritte.

Es mag sein, daß die chinesische Revolution an-
fänglich ihre Dynamik „von unten“ erhielt. Später
mußte sie jedoch „von oben“ fortgesetzt werden.
Innerhalb der Führung führte dieser Zwang offen-
sichtlich zu permanenten Grundsatzauseinander-
setzungen zwischen denjenigen, die sich mit der
Realität bis zu einem gewissen Grad arrangieren
wollten, und denjenigen, die weiter auf dem Primat
des Ideologischen verharrten. Wie bereits erwähnt,
diese Grundschwäche schien während der achtziger
Jahre annähernd überwunden. Der Schein trog, wie
spätestens die Ereignisse vom April/Juni 1989 be-
weisen. Die chinesische Führung ist gegenwärtig
weder entschlossen noch stark genug, um dem
selbstgestellten Modernisierungsauftrag nachzu-
kommen, geschweige denn konstruktive Anstöße
zur Umgestaltung der politischen Gesellschaft des
Landes zu geben. Es herrscht wieder, wie die Be-
völkerung meint, ein weitverbreiteter „Hang zum



hohlen Geschwätz“ vor, der sich durch „Zustim-
mung und Lobpreisung der Reformen auszeichnet,
aber durch mangelnde Entschlossenheit bei kon-
kreten Problemen. Gleich welche Beschlüsse gefaßt
werden, es wird nicht gehandelt.“
Diese Erfahrungsgewißheit der chinesischen Bevöl-
kerung verleitet zu der Prognose, daß auf der kom-
menden 7. Plenartagung des XIII. ZK Ende diesen
Jahres erneut die „Quadratur des Kreises" be-
schlossen wird: Die Reformen werden „vertieft“,
der Trend zur „friedlichen Evolution nachhaltig be-
kämpft“, die „vier Grundprinzipien entschlossen
aufrechterhalten“ (d. h. Aufrechterhaltung des so-
zialistischen Weges, des Marxismus-Leninismus
— Mao-Zedong-Ideen, der demokratischen Dikta-
tur des Volkes und der Führung durch die Partei)
und die „Politik der Öffnung fortgesetzt“. Diese zu 
erwartenden Ankündigungen entsprechen dem

größten aller Gefälle Chinas, dem Gefälle zwischen
Anspruch und Wirklichkeit. Abweichend vom „ob-
ligaten Optimismus“ der Parteikonferenzen haben
kritische Reformer, so z. B. der führende Wirt-
schaftswissenschaftler Dong Fureng, ihre Besorgnis
geäußert: „Wenn es in den nächsten Jahren schlecht
läuft, könnte China wie die Länder Osteuropas en-
den. die von einer ineffizienten, halbreformierten
Wirtschaft geplagt werden.“4)

4) Asian Wall Street Journal vom 28.729. Oktober 1988.

Große Teile der chinesischen Bevölkerung schei-
nen ähnliche Befürchtungen zu hegen. Ein Indiz
hierfür ist die weithin beklagte „Kaufzurückhal-
tung“. Man muß die geringe Kaufbereitschaft seit
Mitte 1989 nicht unbedingt als spezifische Form des
politischen Protestes ausgeben, aber sie spiegelt in
jedem Fall das mangelnde Vertrauen in einen posi-
tiven Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung
während der nächsten Jahre wider.

II. Zwei Gesellschaftsentwürfe

In mehr als einer Hinsicht lebt China gegenwärtig
„zwischen den Zeiten“. Das Vertrauen der achtzi-
ger Jahre ist verlorengegangen. Das Regime hat
seine Autorität endgültig verloren, und zugleich mit
dem Protest scheint auch die allgemeine Aufbruch-
stimmung der frühen Reformjahre niedergeschla-
gen zu sein. Ferner ist die Führung im Hinblick auf
die großen sachlichen Weichenstellungen in sich
gelähmt. Zuviel Energie wird durch die „Selbstob-
servierung“ zwischen den verschiedenen Fraktio-
nen verbraucht. Hierin liegt wohl der Hauptgrund,
warum der politische Entscheidungsprozeß, wenn
man ihn überhaupt so nennen kann, merkwürdig
substanzlos wirkt. Keine der erkennbaren Gruppie-
rungen weiß wirklich, was sie will — nur, was es zu
verhindern gilt.

Auch für die Gesellschaft insgesamt scheint „Apa-
thie“ das treffendste Attribut zu sein. Enttäu-
schung, der Wunsch nach Rückzug ins Private und
Scheinruhe bestimmen das Klima, nicht offener Wi-
derstand. Zwar ist der Führung die Macht im Sinne
der Ermächtigung durch die Gesellschaft weitge-
hend entzogen, aber nicht die Mittel der Gewalt.
Alles spricht dafür, daß auf Jahre hinaus eine poli-
tisch-gesellschaftliche Konstellation bestehen wird,
in der Gehorsam erzwungen werden kann, aber
nicht Überzeugung. Auf Dauer jedoch ist ein sol-
cher „Zwischenzustand“ nicht aufrechtzuerhalten.
Das China von 1990 ist nicht das China von 1950,
nicht einmal das China von 1980. Während der letz-
ten zehn Jahre ist soviel ausländisches (westliches)

Gedankengut in das Land hineingetragen worden
wie allenfalls während der großen Aufbruchzeit der
zwanziger Jahre. Vom Anspruch her stehen heute
zwei miteinander nicht zu vereinbarende „Gesell-
schaftsentwürfe“ nebeneinander: der reale Entwurf
des Parteistaates und seiner „geschlossenen Gesell-
schaft“ sowie der (noch) nicht reale Entwurf der
„offenen Gesellschaft“. Letzterer nährt seine Leit-
vorstellungen nicht nur aus der politischen Ideenge-
schichte Westeuropas und Nordamerikas, sondern
auch — was psychologisch weitaus wichtiger ist —
aus den jüngsten Demokratisierungsprozessen in
Südkorea und Taiwan sowie aus der demokrati-
schen Ordnung in Japan.

Der real existierende ideologisch-bürokratische
Herrschaftstypus geht von der grundlegenden Ma-
xime aus, daß der politische Entscheidungsprozeß
die ausschließliche Domäne der etablierten „politi-
schen Gesellschaft“ sei. Die Gesamtgesellschaft hat
ein Recht auf Wohlfahrt, nicht jedoch auf Partizi-
pation. Unter politischer Gesellschaft sind jene Seg-
mente der Bevölkerung zu verstehen, deren Inter-
essen im politischen Gestaltungsprozeß zumindest
indirekt berücksichtigt werden müssen, da keine
noch so mächtige Führung dauerhaft gegen sie re-
gieren kann. Diese politische Gesellschaft umfaßt
derzeit insgesamt etwa 40 Millionen Kader — chi-
nesisch: ganbu, d. h. „handelnde Elemente“. Diese
Ganbu-Gesellschaft läßt sich treffend als „Trans-
missionsschicht“ beschreiben. Ihr obliegt es. politi-
sche Entscheidungen und Maßnahmen an Ort und
Stelle in konkretes Handeln umzusetzen bzw. zu
kontrollieren. Niemand, der nicht zu dieser Gesell-



schäft gehört, kann in die politische Elite Chinas im
engeren Sinne aufsteigen. Im Vergleich zur gesam-
ten politischen Gesellschaft erscheint die eigentli-
che politische Elite des Landes verhältnismäßig
klein. Etwa 100 000 Mitglieder, weniger als
0,1 Prozent der Gesamtbevölkerung, die gemein-
hin als Führungskader von Partei, Armee, Zentral-
staat und Provinzen tätig sind, gehören ihr an. In-
nerhalb der politischen Elite fungiert eine nationale
Spitzenelite von weniger als 1 000 Personen als or-
ganisatorischer Kem, darunter etwa 50 aktive Spit-
zenführer (für die Linienpolitik zuständige „Gene-
ralisten" und Leiter der großen Ressortbürokra-
tien).

Die personelle Basis einer solchen geschlossenen
politischen Gesellschaft ist eindeutig zu schmal, um
den umfassenden Wandel des Landes erfolgreich zu
steuern. Dennoch wehrt sie sich mehrheitlich gegen
eine Erweiterung der eigenen Basis, weil ihre Mit-
glieder den Verlust der privilegierten Stellung ge-
genüber der Intelligenz befürchten. Die vertagte
Aufwertung der Intelligenz, d. h. das Auseinander-
klaffen von nationalem, gesellschaftlichem Sach-
verstand und politischer Entscheidungsgewalt,
stellt die wahrscheinlich folgenschwerste Fehllei-
stung im bisherigen Modernisierungsprozeß der
Volksrepublik China dar. Die als Reformkräfte eti-
kettierten Mitglieder der politischen Gesellschaft
haben nicht zuletzt aus diesem Grund während der
achtziger Jahre immer wieder den Zwang zur Öff-
nung propagiert. Sie haben die aus ihrer Sicht ver-
hängnisvollen Phänomene der „Fossilierung" und
„Verknöcherung“ beklagt. Aber ihre Position ist
heute nicht nur durch die Ereignisse vom April/Juni
1989 in China selbst geschwächt, sondern auch
durch die Vorgänge in Osteuropa. Von Seiten der
Verteidiger der Orthodoxie wird wohl zu Recht
vorgebracht, daß politische Reformen in letzter
Konsequenz dazu führen, die eigene Herrschafts-
position „hinwegzureformieren“. Dieses Dilemma
hat zu einer nachhaltigen Schwächung der Reform-
front geführt. Viel geistige und politische Energie
ist während der letzten eineinhalb Jahre auf die
Suche nach einem Ausweg verschwendet worden.
Ein solcher Ausweg ist nicht in Sicht.

Die mangelnde Beteiligung der Intelligenz am Mo-
dernisierungsprozeß des Landes stellt nur einen
Teil der problematischen Natur der chinesischen
Führungsgesellschaft dar. Insgesamt ist der Perso-
nenkreis mit wirklich qualifizierter Ausbildung
weitaus zu gering. Zwar wurde von Seiten der Füh-
rung während des gesamten letzten Jahrzehnts na-
hezu ritualhaft betont, daß „die Partei die Intelli-
genz braucht. . . Ohne die aktive Teilnahme der

Intellektuellen besteht keine Hoffnung, daß die Sa-
che der Partei Erfolg hat.“ Aber in der Praxis ist das
Erziehungs- und Ausbildungswesen weit hinter den
Anforderungen der Entwicklung zurückgeblieben.
Zur Zeit verfügt China nur über rund 20 Millionen
Personen mit höherer Ausbildung, was einem An-
teil von weniger als nur zwei Prozent der Gesamt-
bevölkerung entspricht. Zudem ist ein Großteil die-
ses Personenkreises bereits deutlich älter als
60 Jahre. Selbst im modernen Sektor der chinesi-
schen Wirtschaft verfügt allenfalls jeder sechste bis
siebte Beschäftigte über eine qualifizierte Ausbil-
dung. Eine baldige Besserung ist nicht in Sicht, da
aufgrund der ungünstigen Erfahrungen der letzten
Jahre gegenwärtig ein ausgesprochen geringes
Lerninteresse zu verzeichnen ist — ein Bruch mit
der klassischen Lerntradition Chinas. Auch die ma-
terielle Realität der Schichten, die für den Moder-
nisierungsprozeß von besonderer Bedeutung sind,
sieht verhältnismäßig dunkel aus. Schlechte Ar-
beitsbedingungen und niedere Einkommen sowie
mangelnde Möglichkeiten freier Berufswahl sind
allgemein verbreitete Phänomene, die keiner kurz-
fristigen Lösung zugänglich sind.

Ein weiterer für die Zukunft nicht zu unterschät-
zender Problembereich resultiert aus dem erhebli-
chen Kontrollverlust der Führung über die „Mobi-
lität“ der Gesellschaft. Jahrzehntelang hatte sich
China gegenüber anderen großen Entwicklungslän-
dern durch die außergewöhnliche Fähigkeit von Po-
litik und Verwaltung ausgezeichnet, die eigene Ge-
sellschaft trotz deutlichen Bevölkerungswachstums
gleichsam zu „arretieren“. Der Anteil der städti-
schen Bewohner an der Gesamtbevölkerung blieb
— im Kontrast zu den Verstädterungstendenzen in
allen Entwicklungsländern — nahezu gleich; die
Zahl der Personen, die sich außerhalb ihres regi-
strierten Wohnorts bewegen konnte, war extrem
klein. Chinas Landschaft glich einem Muster von
Millionen Zellen, zwischen denen kein eigendyna-
mischer Austausch stattfand. Diese Situation hat
sich während der letzten Jahre grundlegend verän-
dert. Der Anteil der städtischen Bewohner an der
chinesischen Bevölkerung ist sprunghaft gestie-
gen.

Diese Tatsache ist zwar bis zu einem gewissen Maß
auf statistische Veränderungen zurückzuführen,
aber zum überwiegenden Teil verbirgt sich hinter
den nüchternen Zahlen ein ländlicher Abwande-
rungsdruck, der nur noch begrenzt zu steuern ist. In
den großen Millionenstädten des Landes, so vor
allem in Peking und Shanghai, halten sich zur Zeit
nach Schätzungen jeweils mehr als eine Million
nichtregistrierte Personen auf. In der wirtschaftlich



prosperierenden südlichen Provinz Guangdong
spricht man von bis zu acht Millionen „Gastarbei-
tern“ aus allen Teilen des Subkontinents, und ins-
gesamt belaufen sich die Schätzungen einer nicht
mehr in den jeweiligen Produktionseinheiten inte-
grierten „Wanderarbeiterreserve“ auf bis zu fünfzig
Millionen.

Diese Wanderungswellen sind nicht zuletzt auf den
Egoismus der Provinzen und anderer regionaler
Einheiten zurückzuführen, die bei Abwanderungen
aus ihren eigenen Territorien offensichtlich „weg-
schauen“, läßt sich auf diese Weise doch eine Min-
derung der eigenen Beschäftigungs- und Bevölke-
rungsschwierigkeiten erreichen. Entgegengesetzt
sieht die Situation bei den Zuwanderungen aus, von
denen naturgemäß vor allem die wirtschaftlich stär-
keren Provinzen betroffen sind. Hier bemüht man
sich mit allen erlaubten und auch unerlaubten Mit-
teln um eine Abschottung der eigenen Grenzen, die
als „Mentalität des Zäuneziehens“ bezeichnet wird.
Die Führungen der jeweiligen Regionen fühlen sich
zu diesem Abwehrverhalten allein schon deswegen
gezwungen, weil die Zuwanderung der neuen „Ri-
valen“ um begrenzte Beschäftigungsmöglichkeiten
zu nicht unerheblichen Unruhen unter den eigenen
Bevölkerungen geführt hat. Ein konstruktiver Aus-
weg läge u. a. in einer wirtschaftlichen Reformof-
fensive nach dem Vorbild der mitachtziger Jahre, in
denen in arbeitsintensiven Bereichen neue Beschäf-
tigungsangebote in zweistelliger Millionenhöhe ent-
standen waren.

Eine solche Offensive ist jedoch zur Zeit aufgrund
der bereits beschriebenen Handlungsunfähigkeit

der Führung nicht zu erwarten. Die gegenwärtige
Leitlinie „Verbesserung des wirtschaftlichen Um-
feldes und Ausrichtung der wirtschaftlichen Ord-
nung“ stellt nichts anderes als eine Umschreibung
des Reformstillstandes dar. Sie ist in wesentlichen
Grundzügen ausgesprochen vergangenheitsorien-
tiert und postuliert eindeutig den Vorgang befehls-
planerischen Handelns. Die großen Wachstums-
quellen des Reformjahrzehnts — neben der Land-
wirtschaft vor allem die privatwirtschaftliche und
kleinkollektive Produktion — bleiben auf nicht ab-
sehbare Zeit in ihrem Fluß gehemmt. Anders ge-
sagt, die Art und Weise, in der gegenwärtig die
Partei- und Staatsverwaltungen das bescheidene
Unternehmertum außerhalb des Planbereichs zu
„disziplinieren“ vermögen, ist in China mit dem
magischen eisernen Kopfband verglichen worden,
das den berühmten Affen Su Wukung schmerz-
voll in den Gehorsam zwang, wenn er den Un-
willen seines buddhistischen Meisters erregte. Der
Druck des eisernen Bandes ist derzeit deutlich spür-
bar.

Das Verhältnis zwischen befehlsplanerischer Poli-
tik und privatorientierter Wirtschaft ist von ortho-
doxer Seite (Chen Yun) anschaulich mit der soge-
nannten „Vogelkäfiganalogie“ umschrieben wor-
den. Es darf dem Vogel — nicht plangebundene
Wirtschaft — nicht erlaubt werden, frei zu fliegen.
Vielmehr müsse er sich in einem Käfig bewegen,
dessen jeweilige Größe bzw. Enge von Seiten der
Politik bestimmt werde. Hinter diesem scheinbar so
einfachen Bild verbergen sich tiefe Auffassungsun-
terschiede innerhalb der politischen Gesellschaft
Chinas.

III. Die Angst vor dem Föderalismus

Die mit Blick auf die Zukunftsherausforderungen
wohl folgenreichste Erscheinung im heutigen China
ist der wachsende Abstand im Modemitätsniveau
der verschiedenen chinesischen Regionen und ihrer
örtlichen Führungen. Es ist kein Zufall, daß die
Führungskader der vier wirtschaftlichen Schlüssel-
gebiete Chinas während der letzten zehn Jahre ein
wesentlich „liberaleres“ Wirtschafts- und Gesell-
schaftsklima erzeugt oder zumindest geduldet ha-
ben. Ohne diese Duldung wären die geistigen und
materiellen Entwicklungsschübe in diesen Gebie-
ten nicht vorstellbar gewesen. Im Gegensatz dazu
läßt sich für die großen Rückstandsgebiete des Lan-
des wenig Bewußtseinsveränderung feststellen.
Während in der bereits erwähnten Provinz Guang-
dong, aber auch in Fujian und im unteren Chang-

jiang-Gebiet seit Ende der siebziger Jahre Entwick-
lungsleistungen vollbracht wurden, die fast an den
Aufbruch der „vier kleinen Tiger“ Ostasiens wäh-
rend der sechziger Jahre erinnern, werden weite
Hinterlandgebiete durch das Vorherrschen einer
bloßen Subsistenzwirtschaft gekennzeichnet. Kom-
merzialisierungstendenzen sind dort ausgesprochen
gering. Die große Mehrheit der Kreise und Ge-
meinden rangiert nur wenig über oder sogar unter-
halb der offiziellen Armutslinie. „Kleinbäuerliche
Mentalität“, „engstirniges Sicherheitsdenken“ und
eine Keine-Experimente-Haltung prägen das Le-
bensverständnis der Bevölkerung und vor allem der
örtlichen Führungen. Eine integrierte Industrie-
wirtschaft ist bis heute nicht gegeben, und die Pro-
duktivität der vorhandenen staatlichen Industrie-



betriebe ist während der letzten Jahre gesunken.
Ferner ist es — besonders verhängnisvoll — zu per-
manenten Abwanderungen entwicklungsnotwendi-
ger Kräfte in die fortgeschrittenen Gebiete des Sub-
kontinents gekommen.

Der einzig mögliche Ausweg aus diesem Dilemma
wäre ein politischer, wirtschaftlicher und kulturel-
ler Föderalismus. Man müßte das Gebot eines
„Chinas der verschiedenen Geschwindigkeiten“ an-
erkennen. Bisher lassen sich jedoch keine wirkli-
chen Anzeichen registrieren, daß die politische Ge-
sellschaft und die Elite des Landes auf dem Wege zu
einer solchen Bewußtseinserweiterung sind. Nach
wie vor wird an der Maxime festgehalten, die natio-
nale Modernisierung sei ein im wesentlichen mate-
rielles Problem, das allein von einer im Denken
einheitlichen und im Handeln zentralistischen Füh-
rung überwunden werden kann. Bezeichnend für
dieses vereinfachende Entwicklungsbewußtsein ist
die Losung von den „vier Modernisierungen“. Die
ganze Komplexität des Modernisierungsprozesses
wird nahezu „mechanisch“ in vier große Teilberei-
che (Landwirtschaft, Industrie, Erziehung und Wis-
senschaft, Verteidigung) verlegt und auf verwalte-
risch-technische Maße reduziert.

Dem von der politischen Gesellschaft Chinas erho-
benen Monopolanspruch auf die Gestaltung des
Landes ist während der letzten Jahre, wie bereits
erwähnt, ein alternativer Gesellschafts- und Ent-
wicklungsentwurf entgegengestellt worden. Die
Bruchstellen, Schwächen und Widersprüche des
ideologisch-bürokratischen Herrschaftstypus haben
nicht unwesentlich zur Stärkung abweichender Zu-
kunftsvorstellungen beigetragen — eine Tatsache,
die selbst von kritischen Repräsentanten der politi-
schen Führung unter dem Schlagwort „Vertrauens-
krise der Partei“ beklagt wird. Entscheidender noch
war augenscheinlich die (begrenzte) Öffnung des
Landes zum Westen hin. Trotz aller Restriktionen
ist es nicht gelungen, das Vordringen westlicher
Ideen und Werte auf die modemisierungstechnisch
erwünschten Geltungsbereiche zu beschränken.
Die Vorstellung, geistige und materielle Außenein-
flüsse „hoheitlich“ voneinander trennen zu können,
ist eine der durchgängigen Illusionen aller chinesi-
schen Führungsgenerationen seit mehr als 100 Jah-
ren.

„Zhong ti, xi yong“ („China stellt die Substanz, der
Westen die äußeren Verfahrensweisen“) war die
Formel, aus der sich die Vorstellung von einer hö-
heren „geistigen Kultur“ chinesischen Ursprungs
und einer niederen „materiellen Zivilisation“ west-
licher Herkunft entfaltete. Das Eindringen westli-
cher Vorstellungen in den Bereich der eigenen, ver-
meintlich höheren Kultur wurde stets als „Entar-

tung“ verurteilt. Die Partei- und Staatsführer, die
während der achtziger Jahre lautstark den „Kampf
gegen geistige Verschmutzung“ und „gegen bürger-
liche Liberalisierung“ einleiteten, gehören zu einer
langen Traditionsreihe. Dennoch besteht ein ent-
scheidender Unterschied zu früheren Zeiten. Im-
mer größere Kreise der chinesischen Gesellschaft
sind sich bewußt geworden, daß diese „Tradition“
nicht länger haltbar ist. In früheren Jahrzehnten,
insbesondere während der langen Phase der Kultur-
revolution, verhinderte die alles erdrückende ideo-
logische Quarantäne das Nachdenken über abwei-
chende Normen und Werte. Es fehlte das Wissen
über andere gesellschaftliche Welten. Allenfalls ei-
nige wenige ältere Intellektuelle, die vor der Grün-
dung der Volksrepublik China aufgewachsen wa-
ren, verfügten über entsprechende geistesge-
schichtliche Kenntnisse.

Dieser Zustand hat sich während der achtziger
Jahre grundlegend geändert. Nicht nur haben in der
Zwischenzeit annähernd 100 000 chinesische Stu-
denten und Wissenschaftler längere Zeit in westli-
chen Ländern gelebt, gelernt und geforscht, son-
dern auch in China selbst haben sich westliche Wirt-
schafts-, Gesellschafts- und Kulturvorstellungen ge-
radezu strömungsartig verbreitet. Seit Ende 1986
sind die Forderungen nach der Verwirklichung ei-
ner demokratischen Ordnung nach westlichem Vor-
bild immer offener vorgetragen worden. Sie haben
eine wachsende „Generationslücke“ in der chinesi-
schen Gesellschaft sichtbar gemacht. Nach zahlrei-
chen, bis 1988 veröffentlichten Meinungsbefragun-
gen befürwortete eine deutliche Mehrheit aller Chi-
nesen im Alter bis zu 35 Jahren die Aufhebung des
Herrschaftsmonopols der Partei5). Eine ebenso
große Mehrheit sah die Verwirklichung demokrati-
scher Freiheiten einschließlich der Transparenz des
politischen Entscheidungsprozesses und der Unab-
hängigkeit der Medien als „unerläßliche Vorausset-
zung für den Erfolg der vier Modernisierungen“
an.

5) Zhengming, Februar 1987, S. 41—43.

Viele westliche Beobachter, die in China offenbar
ein „ewiges unwandelbares Gesetz“ am Werk se-
hen, haben gegen diese fundamentalen neuen Ent-
wicklungen in der chinesischen Gesellschaft zwei
— wie sie meinen — harte Einwände vorgebracht:
Zum einen sei die chinesische Gesellschaft auf-
grund ihrer traditionellen Despotiehörigkeit nicht
demokratiefähig. Zum anderen interessiere sich die
große bäuerliche Mehrheit der Bevölkerung nur für
wirtschaftliche Fortschritte, nicht jedoch für die
fremden politischen Ideale. Es sei nur eine laut-
starke, aber kleine Minderheit, die sich in ihrer
politischen Vorreiterrolle selbst isoliert habe.



Es mag in der Tat zutreffen, daß der ländliche
Raum Chinas von den Auseinandersetzungen der
städtischen Gesellschaft relativ unberührt geblie-
ben ist. Daraus darf man jedoch nicht den Umkehr-
schluß ziehen, daß sich die Partei- und Staatsfüh-
rung auf eine große, loyale Bevölkerungsmehrheit
stützen könne. Über Jahre hinweg ist das Potential
an Unzufriedenheit in den Dörfern angewachsen.
Hunderttausende von Fällen spontaner bäuerlicher
Gewaltentladung sind während der letzten Jahre
registriert worden. Zwar ist es nicht zu Formen
geschlossenen Widerstandes gekommen, aber vie-
les spricht dafür, daß der ländliche Raum im Blick
auf mögliche städtische Umwälzungen zumindest
„neutral“ bliebe.

Die Auseinandersetzungen um die zukünftigen po-
litischen und gesellschaftlichen Organisationsfor-
men sind Auseinandersetzungen zwischen zwei ver-
schiedenen Minderheiten, die Mehrheit wartet ab.
Das Argument, die chinesische Gesellschaft sei
strukturell nicht demokratiefähig, ist alt. Es basiert
auf dem geschichtlichen Urteil der frühen Jahr-
zehnte dieses Jahrhunderts. Es läßt jedoch sowohl
die jüngsten Demokratisierungsvorgänge in Taiwan
außer Acht als auch die gewaltigen Bewußtseinsver-

änderungen in der Volksrepublik China selbst. Die
chinesische Gesellschaft von 1990 ist nicht mehr die
Gesellschaft von 1920. Damit soll nicht gesagt wer-
den, daß es bei Einführung partizipatorischer poli-
tischer Ordnungsformen während einer längeren
gesellschaftlichen Lernphase nicht zu größeren Rei-
bungsverlusten käme, aber es steht zu bezweifeln,
daß diese Reibungsverluste verheerender wären als
die jahrzehntelangen „Linienkämpfe“, die die poli-
tische Landschaft Chinas seit 1958/59 immer wieder
verwüstet haben. Schließlich scheint der Vorwurf,
die große Protestbewegung des Jahres 1989 habe
keine eigenen konkreten Modellvorstellungen von
der demonstrativ geforderten demokratischen Ord-
nung entwickelt, zumindest insofern an der Sache
vorbeizugehen, als auch die politische Elite des
Landes bis heute zu keiner Zeit zu einem echten
Konsens über Richtung. Ausmaß und Geschwin-
digkeit des nationalen Wandels gelangt ist.
Der einzige gemeinsame Nenner, auf den sich alle
Beteiligten seit Gründung der Volksrepublik müh-
sam zu einigen vermochten, war die Erhaltung des
eigenen Herrschaftsmonopols. Eine solche Bilanz
ist angesichts der gewaltigen Entwicklungsproble-
me Chinas nicht eben imposant.
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Struktur und Prozeß in der chinesischen
Wirtschaftspolitik, oder:

Warum China doch anders ist

I. Zu einigen Besonderheiten der chinesischen Wirtschaftspolitik

China ist immer wieder für Überraschungen gut.
Für viele auswärtige Betrachter dürfte die Radika-
lität der nachmaoistischen Wende zur Reformpoli-
tik ebenso unvorhergesehen gekommen sein wie die
Brutalität, mit der sich ein gerontokratisches Re-
gime gegen eine friedliche Protestbewegung des
Volkes durchsetzte, die zudem noch längst keine
wirklich systemgefährdende Kraft erhalten hatte.
Schritt China 1978 einem noch zögernd auf der
Stelle tretenden Feld reformunfähiger sozialisti-
scher Planwirtschaften voraus, so stemmt es sich
nun gegen eine mächtige Zeitströmung, die zur
Verwirklichung eben jener radikalen Reformen in
diesen Volkswirtschaften führt, die sich nach 1984
in China durchzusetzen schienen. Gegenwärtig er-
hält die Außenwelt aus dem innenpolitischen
Macht- und Richtungskampf erneut widersprüchli-
che Signale: Die einen propagieren Reform, die
anderen lancieren reformfeindliche Leitartikel1)-
Wie kommt ein solcher politischer Zick-Zack-Kurs
zustande? Ist Wirtschaftspolitik in China von einem
maroden Herrschaftssystem dominiert, dessen Irra-
tionalität notwendig auch irrationale Politik nach
sich zieht?

Ohne im folgenden die destabilisierenden Effekte
von Gerontokratie, Machtinteressen und autoritä-
rer Herrschaft heranterspielen zu wollen, soll ver-
sucht werden, die chinesische Wirtschaftspolitik
und ihre aktuellen Probleme im Sinne einer eigen-
ständigen Systemrationalität zu deuten. Dies besagt
nicht, daß der außenstehende Betrachter die Lei-
stung des Systems nicht bewerten könnte und
dürfte; entscheidend ist vielmehr, daß die Unbere-
chenbarkeit der chinesischen Wirtschaftspolitik
und ihr oft chaotisches Erscheinungsbild im wesent-
lichen als Folge falscher Vorstellungen des Betrach-
ters vom chinesischen System und seinen spezifi-
schen Entwicklungsproblemen dargestellt werden,

also als ein subjektives, nicht als ein objektiv beste-
hendes Phänomen. Die Einsicht in dessen eigen-
ständige Rationalität und Funktionalität könnte
dann China für den Betrachter berechenbarer wer-
den lassen, auch wenn offene historische Prozesse
sicherlich niemals prognostizierbar sind. Eine sol-
che Berechenbarkeit hat für Politik und Wirtschaft
auch eine große praktische Bedeutung.

Einige der weitverbreiteten Fehleinschätzungen
der chinesischen Realität sind folgende:

— China wies und weist weder ein klassisches sozia-
listisches Herrschaftssystem noch eine Planwirt-
schaft sowjetischen Typs auf. Dementsprechend
sind die Probleme einer Reform völlig anders gela-
gert, und besitzen auch Begriffe wie „Rezentralisie-
rung“ eine eigene Bedeutung. Es ist falsch, den
Reformprozeß ebenso wie die gegenwärtigen
Bremsmanöver als Pendelbewegung zwischen den
Polen „Zentralverwaltungswirtschaft" und „Markt-
wirtschaft“ darzustellen.

— China ist außerdem ein armes Entwicklungsland,
dessen Wirtschaft und Gesellschaft regional zum
Teil große Unterschiede aufweisen. Dieser Um-
stand bewirkt, daß die Wirtschaftspolitik durchgän-
gig von Zielvorstellungen zur Industrialisierung,
Modernisierung und nationalen Integration be-
herrscht wird. Ideologie und Ordnungspolitik sind
Instrumente zur Erreichung dieser Ziele, aber
keine eigenständigen Werte.

— Die Entwicklung Taiwans ist kein wirklich rele-
vanter Vergleichsmaßstab, denn die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen waren zu jedem Zeit-
punkt anders geartet. Damit soll nicht gesagt wer-
den, daß fatale innenpolitische Zusammenbrüche
wie die Kulturrevolution keine signifikanten Unter-
schiede zwischen der festlandchinesischen und der
taiwanesischen Entwicklung verursacht hätten. Ein
Maßstab kann Taiwan jedoch wegen der schlichten
Tatsache nicht sein, daß beispielsweise prinzipiell



ähnliche politische Organisationsmuster wie eine
autoritäre Patronageherrschaft in einer kleinen,
außenwirtschaftlich dominierten Volkswirtschaft
andere Resultate zeitigen als im bevölkerungsmä-
ßig größten Einzelstaat der Welt.

— China besitzt eine eigenständige kulturelle Tra-
dition, die für einige der Unterschiede zu anderen
sozialistischen Systemen unmittelbar verantwort-
lich ist. Welche Auswirkungen diese Tradition hat,
ist jedoch durchaus unklar. Sträflich vereinfacht
sind aber Überlegungen zum „angeborenen Autori-
tarismus der Chinesen“ ebenso wie die Mär vom
„konfuzianischen Kapitalismus“.

— Und schließlich als letzte Fehleinschätzung: Re-
form bedeutet Fortschritt, Chancen auf Entwick-

lungserfolge und wirtschaftliches Wachstum. Dies
ist auf der abstrakten Ebene wohl richtig; doch wie
ist dann das offensichtliche Scheitern der Reform-
politik erklärbar? Dieses Versagen der Reformer,
und nicht die Machtgier der Konservativen als sol-
che, war der eigentliche Grund für den innenpoliti-
schen Umbruch von 1989.

Im folgenden soll versucht werden, ein Grundver-
ständnis für die chinesische Wirtschaftspolitik im
Lichte der aktuellen Lage zu gewinnen. Dabei sol-
len weniger ohnehin problematische „Zahlen und
Fakten“ im Vordergrund stehen, als vielmehr Insti-
tutionen, Entscheidungsprozesse und menschliche
Verhaltensweisen ).2

II. Der Primat des Politischen

1. Die Spannung zwischen staatlicher Einheit und
wirtschaftspolitischer Fragmentierung

Die jüngsten Entwicklungen haben ohne Zweifel
um ein weiteres gezeigt, daß Machtfragen immer
noch von überragender Bedeutung für den wirt-
schaftspolitischen Prozeß in China sind. Obgleich
diese Feststellung für ein autoritäres Herrschaftssy-
stem auf der Hand zu liegen scheint, muß sie für den
chinesischen Fall beträchtlich differenziert werden:
Es ist stets zu unterscheiden zwischen den Macht-
interessen der verschiedenen politischen Kräfte
— also besonders der KPCh bzw. der parteiinter-
nen Gruppierungen — und der Rolle eines starken
Machtzentrums für die Bewahrung der politischen
Einheit und Stabilität des chinesischen Staatswe-
sens. Tatsächlich dürfte hinter den ideologischen
Spiegelfechtereien und Phrasen der letzten Monate
dieses Motiv als eines der wenigen authentischen
identifizierbar sein: Konkret schlägt es sich in der
Angst vor dem Beginn einer asiatischen Völker-
wanderung nieder, von Millionen armer Chinesen,
die aus dem festen Netz staatlicher Macht schlüp-
fen. in den reicheren Regionen Asiens Beschäfti-
gung suchen oder im Inland zu potentiellen Trägern
von Gewalt und gesellschaftlichem Unfrieden wer-

den2). Das dominante Problem auch der chinesi-
schen Wirtschaftspolitik besteht daher in der Re-
gierbarkeit des Landes mit Hilfe eines starken
Machtzentrums. Die Legitimität der KPCh basierte
nach 1949 in der Tat vor allem auf dem Umstand,
daß sie sich als politische Kraft erwiesen hatte, die
eine Wiedervereinigung des Staatswesens durchset-
zen konnte; die Kulturrevolution hatte diese Fähig-
keit erstmals weitgehend zweifelhaft erscheinen las-
sen4).

Für ein Verständnis der Wechselwirkung zwischen
Wirtschaftspolitik und Macht ist nun wesentlich,
daß die Reformpolitik nach 1984 erheblich zur



Fragmentierung des politischen Systems durch wirt-
schaftliche Interessenkonflikte beigetragen hat, die
zwischen den Regionen entstanden waren. Die Rolle
derartiger Regionalismen für die Krise der Reform
ist nicht erst nach dem politischen Klimawechsel von
1989, aber auch seitdem von konservativen wie auch
progressiven chinesischen Ökonomen hervorgeho-
ben worden ). Sie fand5 Ausdruck in der Abschot-
tung von Regionen gegenüber Konkurrenzwaren aus
anderen Regionen, indem keine Transportmittel be-
reitgestellt, Wegezölle erhoben oder schlicht Stra-
ßensperren errichtet wurden6). Die Zentralregie-
rung wurde zusehends in die Interessenkonflikte zwi-
schen Provinzen hineingezogen, ohne die ausrei-
chende Macht zur Konfliktregulierung zu besitzen ).
Für diese Verschärfung der handelspolitischen Kri
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sensituation waren verschiedene Faktoren verant-
wortlich, die wesentliche Eigenarten des chinesi-
schen Wirtschaftssystems verdeutlichen.

a) Die selbständige wirtschaftspolitische Rolle von
Provinzen

Ausgangspunkt der Reformpolitik war trotz gegen-
teiliger chinesischer Formulierungen kein „hoch-
zentralisiertes“ Wirtschaftssystem, sondern seit
spätestens der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre
ein System mit umfangreichen selbständigen Pla-
nungskompetenzen der Provinzen8). Die Zentrale
verfügte zwar über einen beachtlichen Teil bei-
spielsweise des Betriebsvermögens in der Schwerin-
dustrie, war jedoch stets dazu gezwungen, entweder
einen weitgehend autarken Wirtschaftskreislauf
aufzubauen, oder mit den unterschiedlichen Inter-
essengruppen in den Provinzen über die Güterdis-
tribution zwischen Provinzen und Zentrale bzw.
zwischen den Provinzen zu verhandeln. Die Re-
formpolitik hat — im Grunde nach dem Muster frü-
herer maoistischer Dezentralisierungskonzepte —

die wirtschaftspolitische Rolle der Provinzen nach
der kurzen Phase der Rezentralisierung zwischen
1978 und 1981 weiter betont. Dieser Vorgang über-
lagerte sich mit beträchtlichen politischen Macht-
verschiebungen, die vor allem in der Dezentralisie-
rung wichtiger Entscheidungsbefugnisse über die
Nomenklatura ihren Ausdruck fanden9). Im Er-
gebnis wurde der geplante Sektor der chinesischen
Volkswirtschaft in noch stärkerem Ausmaß von
ständigen Verhandlungsprozessen zwischen mini-
steriellen Abteilungen, Provinz- und anderen Re-
gionalverwaltungen und Unternehmen beherrscht,
die eine zentrale Handlungsfähigkeit zunehmend
gefährdeten.

b) Das System regionaler Eigentumsrechte

Es wäre nun allerdings ungenau, die wirtschaftspo-
litische Fragmentierung ausschließlich auf die
wachsende Selbständigkeit der Provinzen zurück-
zuführen. David Granick hat in einer soeben veröf-
fentlichten detaillierten Analyse gezeigt, daß der
Reformprozeß tatsächlich von einem höchst kom-
plexen System „regionaler Eigentumsrechte“ am
Volksvermögen ausging10). Die chinesische Wirt-
schaftsordnung unterscheidet sich bis heute von der
Plan- ebenso wie von der Marktwirtschaft darin,
daß vor allem die Eigentumsrechte an Staatsunter-
nehmen zwischen verschiedenen, voneinander un-
abhängigen territorialen Verwaltungsorganen frag-
mentiert sind, also beispielsweise das Recht auf die
Verwendung des Unternehmensgewinns bei. einer
Kreisverwaltung liegt, das Recht auf Verwendung
der Produktion aber bei der Provinzverwaltung.
Diese Rechte sind authentische Rechte und keines-
falls beliebig durch übergeordnete Organe gestalt-
bar. Entsprechend ist die Interessenlage bei Re-
formprozessen unübersichtlich; in der Regel bedeu-
tet aber die Verringerung zentraler Planung zugun-
sten der „Unternehmensautonomie“ nicht, daß da-
mit auch andere regionale Eigentumsrechte abge-



schafft werden können. Die reformpolitische Hand-
lungsfähigkeit der Zentralregierung ist gering11).

c) Die Fehler bei der Gestaltung der Finanzverfas-
sung

Im Zuge der Vorbereitungen für den achten Fünf-
jahresplan wurde deutlich, daß die chinesische Füh-
rung ein wichtiges Reformelement im Bereich der
Finanzpolitik abschaffen will, nämlich die soge-
nannten „finanziellen Verantwortungssysteme“,
die beispielsweise einigen Provinzen gestatten, zu-
sätzliche Einnahmen in den eigenen Haushalten zu
belassen, soweit eine bestimmte, vertraglich verein-
barte Summe an die Zentrale abgeliefert worden
ist. Auf diese Weise wurden die Effekte regionaler
Eigentumsrechte erheblich verstärkt, indem unmit-
telbar Anreize für die Regionalverwaltungen ent-
standen, ihre wirtschaftlichen Kompetenzen für die
Steigerung der eigenen Einnahmen einzusetzen.
Die Reformpolitik trug so zur Erosion ihrer eigenen
Machtbasis bei. So lag es im wirtschaftlichen Eigen-
interesse der Regionen, vermehrt außerhalb des
Staatsplanes zu investieren, da die Gewinne aus sol-
chen Investitionen nicht an die Zentrale abzuführen
sind; die Proliferation von Handelsunternehmen
unter Leitung von Regionalverwaltungen sollte
dazu dienen, hohe Gewinne aus dem Zwischenhan-
del abzuschöpfen.

d) Die Vergabe von Sonderrechten an einzelne Re-
gionen

Schließlich hat die Wirtschaftspolitik auch zur
Machtfragmentierung beigetragen, indem mit dem
Argument entwicklungspolitischer Zielsetzungen
einzelne Regionen Sonderrechte erhielten, die
rasch eine Zuspitzung der interregionalen Konflikte
förderten. Ein Musterfall sind die außenwirtschaft-
lichen und finanzpolitischen Sonderrechte der Pro-
vinz Guangdong, die seit 1989 zugunsten einer Bes-
serstellung Shanghais reduziert werden sollen. Hier
wirkten persönliche Beziehungen in der politischen
Führungsspitze und die entsprechenden Auseinan-*
dersetzungen um die Macht unmittelbar auf die
zunehmende Fragmentierung ein: Der gestürzte
Generalsekretär Zhao Ziyang hat über zwei Jahr-
zehnte in Guangdong gearbeitet, der neue General-

Sekretär Jiang Zemin ist ähnlich eng mit Shanghai
verbunden12).

Solche Sonderrechte benachteiligen andere Provin-
zen unmittelbar, beispielsweise, wenn kantonesi-
sche Seidenhändler oder Ankäufer traditioneller
Heilpflanzen Höchstpreise bieten, da sie im Export-
geschäft mit einem wesentlich günstigeren Wechsel-
kurs arbeiten können. Provinzen, die einen hohen
Anteil an zentral geplanter Produktion und vor al-
lem auch an der Gewinnung von Rohstoffen auf-
weisen, die für die verarbeitende Industrie in den
Küstenregionen benötigt werden, spüren derartige
Benachteiligungen sehr deutlich und bemühen sich
daher ihrerseits um merkantilistische Gegenmaß-
nahmen ).13

Angesichts dieser Entwicklungen wird verständ-
lich, warum für die chinesische Wirtschaftspolitik
ein Primat des Politischen gilt. Die Reformpolitik
hat versagt, weil es ihr nicht gelang, die Regierbar-
keit des Landes zu gewährleisten, und weil sie im
Gegenteil zur Verstärkung desintegrativer Fakto-
ren beitrug. Die orthodoxe Wende soll die zentrifu-
galen Kräfte unter Kontrolle bekommen.

2. Wirtschaftspolitik und soziale Kontrolle

Nun hat die skizzierte Fragmentierung des wirt-
schaftlichen Lenkungssystems gewissermaßen auch
noch eine Grundlage auf der Mikroebene wirt-



schaftlichen Handelns. Zu den bemerkenswerten
Kontinuitäten zwischen dem traditionellen und
dem modernen China gehört der ausgeprägte Loka-
lismus sozialer Kontrolle ). Die oben erwähnten
Ängste vor massiven Bevölkerungsbewegungen ge
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hen auf die Einsicht zurück, daß die Reformpolitik
einerseits zur Auflösung derartiger Kontrollmecha-
nismen beitrug, aber andererseits kein Substitut in
Form eines funktionsfähigen Rechtssystems, staat-
licher Ordnungs- und Sozialpolitik oder einer lei-
stungsfähigen, funktionsorientierten Verwaltung
gefunden hat. So kommt es, daß der Staat gegen-
wärtig versucht, die sozialen und politischen Kon-
sequenzen einer unumgänglichen Austeritätspolitik
durch den Versuch einer Wiederherstellung der
„stabilitas loci“ zu beherrschen, die namentlich für
die schätzungsweise 80 Millionen Menschen der so-
genannten „flottierenden Bevölkerung“ verloren
gegangen ist: Arbeitslose Bauern, deren Beschäfti-
gungsmöglichkeiten in der Bauindustrie verloren
gegangen sind, werden in ihre Dörfer zurückge-
schickt, wo sie, wenn überhaupt, dann nur in inef-
fizienten Massenarbeiten, z. B. im Wasserbau, be-
schäftigt werden können; die Kontrollen im Zusam-
menhang des städtischen Meldesystems und vor
allem über die Vergabe von Lebensmittelcoupons
wurden verschärft.

Auf diese Weise kann die chinesische Gesellschaft
um ein weiteres durch lokale Sanktionsmechanis-
men „stabilisiert“ werden. Politische Macht reali-
siert sich weniger durch allumfassende Bürokra-
tien, als vielmehr durch eine Fülle indirekter sozia-
ler Kontrollen, beispielsweise in Staatsbetrieben,
die für den Einzelnen eine umfassende Einheit der
Daseinsvorsorge darstellen. Die Kehrseite ist je-
doch, daß die eigentlichen Ziele der Herrschenden
im ökonomischen Bereich auf diese Weise kaum
realisiert werden können, nämlich hohe Wachs-
tumsraten und eine effiziente Volkswirtschaft. Lo-
kalistische Herrschaft setzt nämlich voraus, daß der
Einzelne den Druck diskretionär einsetzbarer, wirt-
schaftlicher Sanktionsinstrumente erfährt: Der
Staatsbetrieb, die Wohneinheit, das Dorf können
eine entsprechende Rolle spielen, wenn die Kader
der KPCh über das Niveau sozialer Absicherung
der Familie entscheiden, die Verteilung preiswerter

Konsumgüter oder die Zuweisung von Betriebs-
wohnungen.

In den letzten Jahren haben sich diesbezüglich frei-
lich einige wesentliche Veränderungen ereignet, die
gleichzeitig zu einer beträchtlichen sozialen Diffe-
renzierung der chinesischen Bevölkerung geführt
haben. Verkürzt gesprochen, wurde die zuneh-
mende Effizienz des Wirtschaftens im ländlichen
Bereich, vor allem bei der ländlichen Kleinindu-
strie, durch die allmähliche Erosion lokalistischer
Herrschaft erreicht. Zwar können Landkader nach
wie vor Macht ausüben, weil sie z. B. Zugriff auf
staatlich zugeteilte, preiswerte Düngemittel besit-
zen, doch wird diese Macht zumeist im eigenen
wirtschaftlichen Interesse ausgeübt. Entscheidend
ist aber, daß die soziale Mobilität der Bauern be-
trächtlich zunahm und marktorientierte Wirt-
schaftsformen in vielen Regionen, vor allem den
außenwirtschaftlich geöffneten, dominierten. Die
Stadt hingegen, und hier vor allem der staatliche
Sektor, ist nach wie vor durch geschlossene soziale
Systeme gekennzeichnet, die zwar einerseits den
Einzelnen einer relativ dichten Kontrolle unterwer-
fen, aber andererseits auch vor dem Zwang einer
Anpassung an Effizienzdruck schützen15).

Der Konflikt zwischen lokalistischer Herrschaft
und Effizienz wird in der aktuellen Lage besonders
beim Problem der Arbeitslosigkeit und den entspre-
chend notwendigen Veränderungen bei den Mecha-
nismen der Lohnbildung augenfällig. Ein wichtiges
Machtinstrument insbesondere im Staatsbetrieb ist
die Sicherheit des Arbeitsplatzes, und zwar nicht
nur für das Individuum, sondern auch für dessen
Kinder. Nur das dauerhaft fortbestehende Über-
schußangebot an Arbeitskräften gewährleistet, daß
der Einzelne nicht versucht, dem Sanktionssystem
auszuweichen ). So kommt es, daß bislang jeder
Versuch, die Allokation des Faktors „Arbeit“ effi
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zienter zu gestalten, gescheitert ist. Zwar gibt es in
China inzwischen in vielen Orten „Arbeitsmärkte“,
doch werden dort vor allem jene Arbeitskräfte ver-
mittelt, für die eine Überschußnachfrage besteht,
also vor allem billige ländliche Zeitarbeit, die bis
vor kurzem keine Lohnnebenkosten verursachte,



und Hochqualifizierte. Das eigentliche Ziel wurde
bislang nicht erreicht, nämlich der Abbau der ver«
steckten Arbeitslosigkeit in den Staatsbetrieben.

Nun liegt eine der Schwierigkeiten bei der Reform
auch darin, daß insbesondere während der gegen-
wärtigen Austeritätspolitik die Schutzfunktionen
der ineffizienten städtischen Institutionen in den
Vordergrund treten. Der Städter bzw. insbeson-
dere der Industriearbeiter wird nicht nur vor Ar-
beitslosigkeit geschützt, er ist außerdem in der
Lage, für die Stabilisierung politischer Macht einen
Preis zu verlangen, nämlich weitere Lohnerhöhun-

gen, die über das Wachstum der Arbeitsproduktivi-
tät hinausgehen. Zwar konnte das Wachstum der
Lohn- und Prämieneinkommen reduziert werden,
doch sank gleichzeitig die Arbeitsproduktivität. Zu-
dem schlägt sich jede systematische Privilegierung
von Staatsbetrieben durch die Wirtschaftspolitik
natürlich auch in größerer Sicherheit der entspre-
chenden Arbeitsplätze nieder. Aus diesem Grunde
wäre es falsch, lokalistische Herrschaft nur unter
dem Blickwinkel sozialer Kontrolle zu betrachten;
sie ist umgekehrt auch ein wesentlicher Faktor, der
zur Bewahrung städtischer Privilegien im Verhält-
nis zum Lande beiträgt.

III. Die Wechselwirkung zwischen institutionellem Wandel,
makroökonomischen Entwicklungen und Politik

Nur wenn die bislang skizzierten Besonderheiten
der Beziehung zwischen Politik und Wirtschaft in
China beachtet werden, kann das Phänomen ins
rechte Licht rücken, daß die Pekinger Zentralregie-
rung zu ständigen ordnungspolitischen Verände-
rungen gezwungen ist, um makroökonomische
Entwicklungen steuern zu können17). Das häufig
verwirrende Bild insbesondere des außenwirt-
schaftlichen Strategien-Zick-Zacks geht auf diesen
Sachverhalt zurück. Dies erschwert es gleichzeitig,
zwischen echten programmatischen Veränderun-
gen der Ordnungspolitik und temporären Rich-
tungswechseln zu unterscheiden. So ist zur Zeit
durchaus unklar, ob die sogenannten „Orthodo-
xen“ tatsächlich vom Reformkurs abkehren wollen
(was für einzelne Personen allerdings durchaus gül-
tig ist), oder ob die krassen Kontrolldefizite des
Staates keine Handlungsalternative lassen, soll das
System nicht durch Inflation, offene Arbeitslosig-
keit und Verschuldungskrise zerbrechen ).18

1. Rezentralisierung und Inflationsbekämpfung

Ein Musterfall für den Zusammenhang zwischen
Ordnungspolitik und makroökonomischen Ent-
wicklungen ist natürlich die Inflationsbekämpfung.
Die gegenwärtige chinesische Führung kann hier
aus oberflächlicher Sicht auf einen ihrer wenigen
Erfolge verweisen: Nachdem China 1988 in eine
Phase sich rasch beschleunigender Inflation eintrat,

die nach realistischen Schätzungen der tatsächli-
chen Rate zeitweilig sicherlich bereits zwischen 80
und 100 Prozent lag, wird nun von offizieller Seite
mitgeteilt, daß diese Rate den niedrigsten Stand seit
fünf Jahren erreicht habe; regional werden gar sin-
kende Konsumgüterpreise gemeldet19). Ähnlich
wie bei der Inflationsbekämpfung in Marktwirt-
schaften mußte diese Roßkur mit einem Wachs-
tumseinbruch bis hin zu fast null Prozent bei der
industriellen Produktion zwischen dem letzten
Quartal 1989 und dem ersten 1990 bezahlt werden.
Hinzu kommen aber einige Erscheinungen, die in
Marktwirtschaften nicht auftreten und den offiziell
verkündeten Erfolg bei der Inflationsbekämpfung
fragwürdig erscheinen lassen.

Tatsächlich wurde noch Mitte Juli vom Statistischen
Amt verkündet, daß die Phase des Wachstumsein-
bruches vermutlich überwunden sei; die industrielle
Produktion und insbesondere der Einzelhandels-
umsatz wiesen wieder zunehmende Wachstumsra-
ten auf, und vor allem die Versorgung mit landwirt-
schaftlichen Produkten habe sich verbessert. Be-
reits Ende Juli wurde dieses Bild aber erheblich
korrigiert: Nach wie vor nehme die Lagerhaltung
von wichtigen Konsumgütern und Industrieproduk-
ten, ja sogar Rohstoffen zu, bleibe die Konsumgü-
ternachfrage schwach und weise der Energie- und
Rohstoffsektor erhebliche Angebotsdefizite auf.
Insbesondere stellte sich nach dem Verzicht auf
eine weitergehende systematische Benachteiligung
der ländlichen Industrie wieder das gewohnte Bild
einer stagnierenden Staatswirtschaft und einer dy-
namisch wachsenden lokalen Wirtschaft ein, also



ein ausgeprägter Wachstumsdualismus20 ). Dieses
Bild läßt vermuten, daß die ordnungspolitischen
Eingriffe seit spätestens dem Herbst 1988 lediglich
Inflationssymptome verschoben haben, nicht aber
das Problem selbst lösen konnten.

Die chinesischen Erfolgsmeldungen müssen zu-
nächst dahingehend korrigiert werden, daß staatli-
che Preiskontrollen ohne Zweifel eine wesentliche
Rolle bei der Unterdrückung des Preisauftriebs ge-
spielt haben. Wichtiger ist jedoch, daß die Austeri-
tätspolitik zwar den effizienten, marktorientierten
Sektor der Volkswirtschaft treffen konnte, und hier
auch eine sehr hohe, über die Millionengrenze hin-
ausgehende Zahl von Betriebsschließungen zur
Folge hatte, aber nicht den Schlüsselbereich der
industriellen Produktion wichtiger Zwischenpro-
dukte, die staatseigenen Betriebe, erreichte. Be-
zeichnend ist in diesem Zusammenhang, daß bis-
lang keine Lösung des Problems der Verschuldung
zwischen den Staatsbetrieben gefunden wurde;
diese Verschuldung nimmt trotz aller politischer
Gegenmaßnahmen zu und wird dessen ungeachtet
von einer erneuten Expansion der Bankkredite be-
gleitet21 )- Diese Entwicklung wurde von der staat-
lichen Wirtschaftspolitik paradoxerweise indirekt
sanktioniert, indem eine noch im August 1989 ge-
troffene Reformmaßnahme zurückgenommen
wurde, die ein im wesentlichen an marktwirtschaft-
lichen Mustern orientiertes Zahlungssystem einfüh-
ren sollte. Staatsbetriebe konnten dann die Banken
eigentlich nicht mehr zur Finanzierung von Han-
delskrediten zwingen, die tatsächlich beispielsweise
Kosten überhöhter Lagerhaltung deckten. Die of-
fene Zunahme der Verschuldung zwischen den Be-
trieben war dann ein notwendiges Ergebnis, so-
lange Unternehmen nicht in Konkurs gehen konn-
ten. Wenn nun diese Verschuldung und die Bank-
kredite im Gleichschritt expandieren, ist dies das
Symptom einer weiteren Verschlechterung der Effi-
zienz des Staatssektors. Damit wird aber ein gewal-
tiges Inflationspotential aufgebaut.

Die zum Teil erstaunliche Widersprüchlichkeit der
Austeritätspolitik wird nur vor dem Hintergrund
des Systems „regionaler Eigentumsrechte“ ver-
ständlich. Faktisch sind die geldpolitischen Len-
kungsmöglichkeiten der chinesischen Zentralbank

sehr begrenzt, weil die Geldschöpfung durch die
Lokalverwaltungen bestimmt wird, die auf die Kre-
ditpolitik der sogenannten „Spezialbanken“ — der
„Geschäftsbanken“ — ebenso Einfluß nehmen wie
auf das Refinanzierungsverhalten der jeweiligen
Zentralbankfiliale22 ). Der Widerstand gegen die
Umsetzung einer zentral verordneten Austeritäts-
politik ist groß (und wird durch die Meldungen über
Scheinerfolge unterstützt), weil die Regionen die
Kosten in Form von z. B. sozialer Destabilisierung
oder Finanzierung von Arbeitslosigkeit tragen müs-
sen. Die Zentrale ihrerseits kann die Austeritätspo-
litik ebenfalls nur halbherzig verfolgen, denn sie
untergräbt auf diese Weise faktisch die eigene Steu-
erbasis. Dies gilt vor allem für die ineffizienten
Staatsbetriebe, bei denen zentrale Eigentumsrechte
reklamiert werden können. Die Zentrale kann ei-
nerseits nicht an einer wirtschaftlichen Expansion in
den Regionen teilnehmen, weil sie keine direkten
Ansprüche auf Einnahmen z. B. der Gemeindebe-
triebe hat (die Folge war ein beträchtlicher Rück-
gang der Staatsquote während der Reform, gemes-
sen am offiziellen Budget); andererseits muß sie die
„eigenen“ Betriebe kreditpolitisch fördern, um
überhaupt Steuern aus eigentlich bankrotten Un-
ternehmen zu erhalten23 ). Manche chinesische
Ökonomen sprechen von einem „hohen Wasserge-
halt“ (shui fen) dieser Steuern, da sie nicht auf die
Besteuerung ökonomisch produktiver Transaktio-
nen zurückgehen.

Insofern kann die Austeritätspolitik keinesfalls als
erfolgreich betrachtet werden. Hinzu kommt auch
die Tatsache, daß angesichts einer weitgehenden
Marktsättigung bei Konsumgütern (freilich nur re-
lativ zu den angebotenen Qualitätsstandards) und
einer massiven Sparkampagne mit Zwangselemen-
ten (z. B. im Zusammenhang der Finanzierung der
Asienspiele) die Sparguthaben der Privaten ein hi-
storisch nie gesehenes Niveau erreicht haben und
weiter wachsen. Hier schlägt ein weiteres Mal die
Wechselwirkung zwischen lokalistischer Herrschaft
und Wirtschaftspolitik durch, denn faktisch war der
Konsumboom der letzten Jahre nur möglich gewe-



sen, weil die Städter nach wie vor nicht zur Woh-
nungsbaufinanzierung durch ihre Arbeitseinheiten
hinzugezogen werden und die Kosten der sozialen
Sicherung nur in begrenztem Umfang tragen müs-
sen. Auf dem Lande werden hingegen Konsum-
zyklen deshalb stabilisiert, weil das Sparverhalten
der Bauern langfristig orientiert ist, beispielsweise
mit dem Ziel des Hausbaus24).
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Insgesamt läßt sich daher feststellen, daß die „Zen-
tralisierung" der letzten Monate lediglich ein In-
strument der Symptomverschiebung bei der Infla-
tion ist und der finanzpolitischen Stärkung der Zen-
trale innerhalb des komplexen Systems regionaler
Eigentumsrechte dienen soll. Von einer ordnungs-
politischen Rückkehr zur Planwirtschaft im eigent-
lichen Sinn kann aber angesichts der administrati-
ven Schwäche der Zentrale kaum gesprochen wer-
den.

2. Ordnungspolitik, Strukturprobleme der Land-
wirtschaft und der Konflikt zwischen Stadt und
Land

Zum ersten Scheinerfolg der gegenwärtigen Wirt-
schaftspolitik gesellt sich als zweiter die neuerliche
Zunahme der Getreideproduktion auf das Niveau
des Rekordjahres von 1984. Hier spielten unter-
schiedliche Faktoren eine Rolle: Sicherlich die er-
neute relative Zunahme staatlicher Investitionen in
die ländliche Infrastruktur, d. h. eine Wende beim
negativen Trend der achtziger Jahre, vor allem aber
der massive Druck staatlicher Ankaufstellen auf die
ländlichen Produzenten und Lokalverwaltungen,
der bereits in den Jahren vorher das System „frei-
willigen“ Getreideankaufs örtlich pervertiert hatte.
Mehr Geld für die Landwirtschaft soll es auch wei-
terhin geben, und zwar außerdem in Form einer
ausreichenden Versorgung der ländlichen Kreditin-
stitute mit Bargeld, nachdem erhebliche Probleme
mit der Ausgabe von Schuldscheinen besonders im
Jahre 1988 aufgetreten waren 25). Der Staat soll sich
massiv um den Ankauf von Getreide bemühen und
die Produktionswilligkeit der Bauern erhalten, in-
dem Mindestpreise beim sogenannten „verhandel-
ten Ankauf“ über die Pflichtquoten hinaus garan-
tiert werden; gleichzeitig werden allerdings die An-
kaufpreise selbst noch nicht erhöht. Stattdessen soll
die weit klaffende Schere zwischen den Produk-
tionskosten, die in den letzten Jahren explodiert
waren, und den kontrollierten Absatzpreisen mit
Hilfe einer fortlaufenden Rezentralisierung des
—

Handels mit Düngemitteln, Pestiziden und Plastik-
folien bekämpft werden.

Trotz dieser Bemühungen hat die Bevölkerungsent-
wicklung der letzten Jahre zu einer weiterhin sin-
kenden Getreideversorgung je Kopf der Bevölke-
rung geführt, die unter dem Weltdurchschnitt hegt
und regional erhebliche Defizite aufweist26). Im
gegenwärtigen politischen Klima veranlaßt dies
nicht nur die Politiker, sondern auch manche
reformorientierte Ökonomen zu ständiger Kritik an
den vermutlich ineffizienten Betriebsgrößen in der
chinesischen Landwirtschaft, die sich wegen der
Organisationsweise der ländlichen Verantwor-
tungs-, d. h. Quasipachtsysteme, an der Familie als
Produktionseinheit ausrichten27). Neuerdings fin-
den sich daher immer wieder Meldungen einerseits
über den Fortbestand des Verantwortungssystems,
offenbar um die Bauern zu beruhigen, die neue
Enteignungsmaßnahmen befürchten, andererseits
aber über neue Formen der Agrarorganisation, die
kooperative Elemente wieder stärker betonen28 ).

Ohne Zweifel werden bei den entsprechenden Dis-
kussionen echte Entwicklungsprobleme der Land-
wirtschaft angesprochen. Dies zeigt schon die Tat-
sache, daß auch Reformökonomen sich stets über
den Verfall von Agrarinstitutionen beklagt haben
— sei es im Bereich der Organisation von Bewässe-
rungssystemen, sei es bei der genossenschaftlichen
Organisation von Beschaffung und Absatz oder der
sozialen Sicherung auf dörflicher Ebene29). Die
Frage ist natürlich, inwieweit hierein Fehlverhalten
der Bauern diagnostiziert werden muß, oder ob
nicht tatsächlich erhebliche Anreizverzerrungen
durch die staatliche Politik vorliegen, die dann
durch weitergehende Staatseingriffe korrigiert wer-
den sollen. Letzteres ist für viele Bereiche der
Agrarpolitik nachzuweisen. Ganz abgesehen von
der fortbestehenden Rechtsunsicherheit bezüglich
des Eigentums an Grund und Boden ist hier selbst-
verständlich zunächst an die staatliche Preispolitik
zu denken, die vornehmlich am Ziel ausgerichtet
ist, die Stadtbevölkerung preisgünstig mit Grund-
nahrungsmitteln und Baumwolle zu versorgen.



Der Staat befindet sich in dem Dilemma, ständig
zwischen den Interessen der Bauern und den Inter-
essen der Städter abwägen zu müssen; dieser Ent-
scheidungszwang wird noch dadurch verschärft,
daß die Stadtbewohner den eigenen privilegierten
Status (also z. B. den tatsächlichen Umfang ihrer
Subventionierung) kaum wahmehmen. Im Gegen-
teil hatte die Propaganda zur Agrarreform die
Folge, daß die Stadtbewohner ihre relative Ein-
kommensposition unterschätzen und daher über-
höhte Ansprüche an die staatliche Umverteilungs-
politik richten30 ). Notwendig mußten daher Moti-
vationsprobleme bei den ländlichen Produzenten
auftreten: Es verbreitete sich bald die Mentalität,
Gewinne in Produktionsbereichen möglichst rasch
abzuschöpfen, die vom Staat gering reguliert waren
bzw. wo hinreichende Möglichkeiten bestanden,
diese Regulierungen zu umgehen. Gleichzeitig wa-
ren und sind geringe Anreize vorhanden, langfristig
orientierte Investitionen, z. B. im Wasserbau, zu
tätigen.

Allerdings wirken nicht nur derartige offene, preis-
und verteilungspolitisch bedingte Anreizverzerrun-
gen auf das Verhalten der Bauern ein. Vor allem im
Zusammenhang der Furcht der chinesischen Politi-
ker vor der „Bevölkerungsbombe“ und der vermu-
teten Unfähigkeit des Landes, sich selbst zu ernäh-
ren, muß die massive staatliche Bevölkerungspoli-
tik lediglich als ein Mittel gewertet werden, um
ihrerseits staatlich bedingte Fehleingriffe zu beseiti-
gen31 )- Wenn die chinesischen Bauern nur durch
staatlichen Zwang dazu veranlaßt werden können,
die Zahl ihrer Kinder zu reduzieren, dann liegt dies
vor allem daran, daß es angesichts der staatlich
gesetzten Rahmenbedingungen irrational ist, dies
freiwillig zu tun32). Der Staat hat nicht nur seine
Investitionen in die ländliche Infrastruktur vernach-
lässigt, sondern auch in das ländliche Bildungswe-
sen. Der Zustand der ländlichen Grundschulen ist
jämmerlich, Lehrer sind unterbezahlt, die Finanzie-
rung erfolgt häufig in regelloser Form und löst ent-
sprechende Unzufriedenheit bei den Bauern aus.
Gleichzeitig führt auf allen Stufen des Bildungswe-

sens die dominante Rolle der KPCh bei der Kon-
trolle sozialer Aufstiegschancen dazu, daß sich zu-
sehends eine Stimmung verbreitet, die Bildung und
schulische bzw. universitäre Leistung nicht mehr als
erstrebenswerte Ziele betrachtet.

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum
die Bauern nicht bereit sind, vermehrt in die Aus-
bildung ihrer Kinder zu investieren, die Ausbil-
dungszeiten zu verlängern und damit notwendiger-
weise auch freiwillig die Kinderzahl zu verringern.
Hinzu kommt, daß der Staat im Bereich der Sozial-
politik ebenfalls Daten setzt, die einer Erfüllung
seiner bevölkerungspolitischen Ziele entgegenste-
hen. Die zwangsweise Geburtenkontrolle gerät un-
mittelbar in Konflikt mit bäuerlichen Normen und
Wertvorstellungen zur Gestalt der idealen Familie,
die in ein Netz weitläufiger Verwandtschaftsbezie-
hungen eingebettet ist. Dieses Netz war auch im
traditionellen China keinesfalls eine weich gebet-
tete Wiege, aber immerhin schützte es beispiels-
weise vor dem endgültigen Verlust von Ansprüchen
auf Land oder konnte zur Mobilisierung von Hilfe
in Notfällen dienen.

Der moderne chinesische Staat hat bislang in vieler-
lei Hinsicht kein echtes Substitut geboten. Nach der
Auflösung der Volkskommunen zu Beginn der
achtziger Jahre wurde nur wenig Energie darauf
verwendet, dörfliche Institutionen der Selbstver-
waltung und sozialen Sicherung systematisch aufzu-
bauen. Erst seit einigen Jahren wird überhaupt
daran gearbeitet, selbständige Dorfhaushalte auf-
zustellen. Soziale Notfälle werden in regional
höchst unterschiedlicher Weise behandelt, in der
Mehrheit jedoch weiterhin über die sogenannten
„Fünf Garantien“ aufgefangen, d. h. die naturale,
weitgehend ad hoc geregelte Versorgung mit le-
benswichtigen Gütern.

Feste Institutionen der sozialen Sicherung wie Al-
ters- und Pflegeheime gibt es nur bei einer geringen
Zahl wohlhabender Dörfer; hier treten aber wegen
des Verfalls kollektiver Leitungseinrichtungen Fi-
nanzierungsprobleme auf. Aus der Sicht der Bau-
ern ist es daher immer noch rational, in Kinder zum
Zwecke der sozialen Sicherung zu „investieren“
und darüber hinaus nach traditionellem Muster
Landeigentum innerhalb der Familie zu halten.
Verwandtschaft ist darüber hinaus ein wichtiges sta-
bilisierendes Element sozialer Beziehungen in ei-
nem weitgehend rechtsfreien Raum. Angesichts der
schweren institutioneilen und vor allem auch perso-
nellen Defizite im Bereich der Rechtspflege bietet
die Verwandtschaft einen verläßlichen Rahmen zur
Absicherung beispielsweise längerfristiger wirt-
schaftlicher Zusammenarbeit von Individuen.



Es gibt also eine Fülle von Faktoren, die aus der
Sicht des Bauern eine relativ große Zahl von Kin-
dern als rationale Alternative zu den unsicheren
öffentlichen Institutionen erscheinen lassen.
Gleichzeitig führt die entsprechende Fortschrei-
bung traditioneller Nonnen dazu, daß eben jene
augenscheinlich ineffizienten Betriebsgrößen und
Strukturen des Landeigentums erhalten bleiben,
die aus der Sicht mancher Politiker durch weitere
Staatseingriffe bereinigt werden müßten. Die Situa-
tion erscheint freilich noch komplexer, wenn die
Entwicklungen im Zusammenhang der ländlichen
Industrie berücksichtigt werden. Bei der massiven
Kampagne gegen ländliche Klein- und Gemeinde-
betriebe in der zweiten Hälfte des Jahres 1989, die
zu einer Schließung von mindestens einer Million
Unternehmen führte, spielte ebenfalls das Argu-
ment eine wichtige Rolle, daß diese Betriebe inef-
fizient arbeiteten und die angeblich effizienten grö-
ßeren Staatsbetriebe auf dem Beschaffungsmarkt
(Energie, Rohstoffe) unter einen destruktiven Kon-
kurrenzdruck setzten. Auch hier ist wieder zu be-
achten, daß diese Kritik auch von Reformökono-
men gestützt wird: Die ländlichen Kleinbetriebe
arbeiten zumeist mit katastrophalen Auswirkungen
auf die Umwelt, verarbeiten Rohstoffe ineffizient
und schädigen die Gesundheit ihrer Beschäftigten.
Dennoch sind sie besonders in küstennahen Regio-
nen zu einem wichtigen Exportfaktor geworden und
sind vor allem die Hauptvoraussetzung für den
Strukturwandel bei der ländlichen Beschäfti-
gung33). Das Schreckgespenst von vielleicht mehr
als 200 Millionen „überschüssiger“ Arbeitskräfte in
der Landwirtschaft konnte im Laufe der Reformen
einigermaßen in Schach gehalten werden, indem in
der gesamten Dekade bereits rund 80 Millionen
Menschen aus der landwirtschaftlichen Produktion
in andere Sektoren abwanderten.

Warum also die Klagen über die „Ineffizienz“ die-
ser Betriebe, die ja nicht notwendig mit sozialen
Problemen wie Kinderarbeit gleichzusetzen ist?
Tatsächlich resultiert Ineffizienz wiederum aus den
staatlicherseits falsch gesetzten Rahmenbedingun-
gen. Wenn die ländlichen Betriebe so erfolgreich
den Wettbewerb mit Betrieben im öffentlichen Sek-
tor bestehen, obgleich sie ihre Inputs in der Regel
auf freien Märkten zu hohen Preisen beschaffen
müssen, dann liegt dies vor allem an der Anpas-
sungsfähigkeit im Bereich der Personalpolitik und
an den erheblich niedrigeren Kosten des Faktors
„Arbeit“. Ein Dilemma der Staatsbetriebe besteht

nämlich darin, daß Lohn- und vor allem Lohnne-
benkosten (soziale Sicherung, Wohnungsbau
u. s. w.) faktisch Fixkosten darstellen, die bei
Nachfragerückgängen nicht reduziert werden kön-
nen. Die ländlichen Betriebe sind hier bis hin zur
Selbstausbeutung der Arbeitskräfte flexibel; hinzu
kommt, daß jedes Zusatzeinkommen unabhängig
von seiner Höhe in jedem Fall einen positiven Bei-
trag zu den Familienbudgets leistet, wenn ein gro-
ßer Teil ländlicher Arbeitskräfte sonst faktisch un-
produktiv wäre.

Auf der anderen Seite wird der Strukturwandel in-
nerhalb der ländlichen Industrie durch das System
„regionaler Eigentumsrechte“ behindert. Die Lo-
kalverwaltungen stemmen sich gegen Betriebszu-
sammenschlüsse auf überregionaler Ebene und an-
dere sinnvolle Formen der Unternehmenskoopera-
tion, weil sie Einnahmeverluste befürchten. Da es
nach wie vor keinen systematisch geordneten Kapi-
talmarkt gibt, werden Kapitalbeteiligungen in Be-
trieben mit effizienteren Betriebsgrößen kaum als
akzeptable Alternative gegenüber der Investition in
neue, „eigene“ Betriebe betrachtet. Außerdem wis-
sen die Lokalverwaltungen, daß arbeitsintensive
Kleinbetriebe mit einer qualitativ minderwertigen
Kapitalausstattung eine höchstmögliche Zahl über-
schüssiger Arbeitskräfte aufnehmen können.

Es scheint also, daß die chinesische Landwirtschaft
in einem Teufelskreis des Staatsinterventionismus
gefangen ist, der immer wieder durch Strukturpro-
bleme und makroökonomische Fehlentwicklungen
in Schwung gehalten wird. Für die Zukunft ent-
scheidend dürfte also sein, wie dieser Teufelskreis
aufgebrochen werden kann.

•
3. Die Außenwirtschaft: Motor des ordnungspoliti-

schen Wandels?

Struktur und Prozeß der chinesischen Wirtschafts-
politik blieben unzureichend beschrieben, wenn
nicht die Außenwirtschaft als wesentlicher Faktor
einbezogen würde. So wird immer wieder zu wenig
beachtet, wie eng das chinesische Agrarproblem
mit außenwirtschaftlichen Entwicklungsstrategien
zusammenhängt. Vor allem in den hochentwickel-
ten Küstenregionen des Südostens konnte ein erd-
rutschartiger Wandel der Beschäftigungsstrukturen
erreicht werden, weil die niedrigen Arbeitskosten
Kapital aus Hongkong anzogen. Dieser Prozeß wird
zur Zeit offenbar weiter beschleunigt, weil taiwane-
sische Unternehmen größtes Interesse zeigen. Pro-
duktion auf das Festland auszulagern34). Zwar
könnten die Beschäftigungseffekte hier durchaus



anders ausfallen, weil die anstehende zweite Inve-
stitionswelle im Gegensatz zu arbeitsintensiven
Hongkonger Produktionen und zu früheren taiwa-
nesischen Investitionen weniger die niedrigen Ar-
beitskosten ausnutzen wird, als vielmehr zuneh-
menden Regulierungen im Umweltbereich Taiwans
ausweichen will. Dennoch ist es in den Küstenregio-
nen über die Außenwirtschaft mehr oder weniger
unbeabsichtigt gelungen, den interventionistischen
Teufelskreis aufzubrechen, weil chinesische Inve-
storen effiziente organisatorische Lösungen gegen-
über den Lokalverwaltungen gut durchsetzen kön-
nen.

Dies ist ohne weiteres an gesamtwirtschaftlichen
Daten ablesbar35). So war die gesamtwirtschaftli-
che Effizienz der ausländischen Investitionen in den
ersten zwei Dritteln der achtziger Jahre eindeutig in
jenen Regionen höher, die durch ein geringeres
Niveau bürokratischer Eingriffe gekennzeichnet
waren, also beispielsweise in Guangdong im Ver-
gleich zu den geöffneten Küstenstädten wie Shang-
hai. Höhere Effizienz schlägt sich konkret beispiels-
weise in der besseren Nutzung des volkswirtschaft-
lichen Überschußfaktors Arbeit nieder, niedrigere
in der Überkapitalisierung der Investitionen.

Dennoch muß für den Gesamtzeitraum festgestellt
werden, daß die chinesische Volkswirtschaft trotz
einer beachtlichen Expansion außenwirtschaftli-
eher Aktivitäten im wesentlichen auf eine wach-
sende Nachfrage rein quantitativ reagierte, ohne
tatsächlich qualitative Fortschritte durch größere
Effizienz bei der Nutzung komparativer Kostenvor-
teile zu erzielen36). Dieses im wesentlichen nega-
tive Bild läßt sich augenfällig daran illustrieren (ob-
gleich der Vergleich ökonomisch hinkt), daß bei
einer Umrechnung des realen Pro-Kopf-Einkom-
mens mit dem jeweiligen offiziellen Dollar-Wech-
selkurs trotz eines gleichzeitig im internationalen
Vergleich sinkenden Dollar-Kurses faktisch ein ste-
tiger Wohlstandsrückgang zu verzeichnen ist. Da-
bei ist die ständige Überbewertung des Renminbi
ebensowenig berücksichtigt wie das hohe Niveau
der Extemalisierung z. B. von ökologischen Kosten
des bisherigen Wachstums durch die Volkseinkom-
mensrechnung.

Wie ist dieses Phänomen erklärbar? Es wurde
schon erwähnt, daß ein wesentlicher Teil des au-
ßenwirtschaftlichen Booms der letzten Jahre von

Küstenprovinzen wie Guangdong getragen wurde,
die mit erheblichen wirtschaftspolitischen Privilegien
ausgestattet waren und teilweise noch sind. Über die-
ses verzerrende System von Sonderrechten ist nun
ein Mantel hochgradig verzerrter multipler Wechsel-
kurse gestülpt, bei denen viele Exportunternehmen
in großem Umfang subventioniert werden, um über-
haupt international wettbewerbsfähig zu sein. Auf
diese Weise wird im Einklang mit der ständigen offi-
ziellen Überbewertung des Renminbi ein starker Im-
portsog dauerhaft finanziert — der seinerseits durch
administrative Staatseingriffe kontrolliert werden
muß37). Die Importkontrollen haben wiederum die
fatale Konsequenz, volkswirtschaftlich sinnvollen
Strukturwandel zu verhindern.

Ein diesbezüglich symptomatisches Beispiel ist die
binnenländische Textilproduktion38 ). Hier treten
auch die unmittelbaren Zusammenhänge zwischen
ländlicher Entwicklung und Außenwirtschaft zu
Tage. Die arbeitsintensive Textilindustrie wäre in
der gegenwärtigen Entwicklungsphase ein entschei-
dender Wachstumsmotor, dessen Aktivität jedoch
ständig durch Mangel an preisgünstigen Rohstoffen
behindert wird. Dieser Mangel ist letztlich die Kon-
sequenz aus zu niedrigen, staatlich gesetzten An-
kaufpreisen auf dem Binnenmarkt unter anderem
für Baumwolle als Schlüsselprodukt39). Steigende
Baumwollpreise würden die ohnehin bereits fak-
tisch hochsubventionierten Exportbetriebe jedoch
weiter in die finanzielle Enge treiben. Aufder ande-
ren Seite ist der Staat nicht willens, das Problem
durch eine weitgehende Liberalisierung auf der Im-
portseite zu lösen: Baumwoll- ebenso wie beispiels-
weise auch Getreideimporte decken nach alter
planwirtschaftlicher Manier lediglich Angebots-
lücken, führen aber nicht zu einer effizienten Allo-
kation wirtschaftlicher Aktivitäten in einem Welt-
markt- und damit vor allem internationalen Preis-
zusammenhang. Wenn die bisherigen Erfahrungen
mit wirtschaftlichen Entwicklungsprozessen in an-
deren Ländern auch nur halbwegs übertragbar wä-
ren, dann müßte im chinesischen Außenhandel ei-
gentlich der Rohstoffimport für die Textilindustrie
eine zunehmend wichtigere Rolle spielen, was
gleichzeitig den Agrarsektor vom Druck staatlicher



Zwangsproduktion befreien und damit effizienten
Strukturwandel ermöglichen würde.

Auch für den Bereich der Außenwirtschaft gilt da-
her grundsätzlich, daß die Ineffizienz der Reform-
politik mit den ständigen Wechselbädern des
Staatsinterventionismus zu erklären ist. Hier muß
natürlich auch deutlich zwischen einzelwirtschaftli-
cher Profitabilität und gesamtwirtschaftlicher Effi-
zienz unterschieden werden: Beim gegebenen Sy-
stem regionaler Eigentumsrechte besteht im außen-
wirtschaftlichen Bereich immer die Möglichkeit,
daß Regionalverwaltungen — und in Sonderfällen
wie Volkswagen-Shanghai auch die Zentralregie-
rung — durch geeignete administrative Eingriffe
und Umverteilungsmaßnahmen die Profitabilität si-
chern. Dies ist aber selbstverständlich nicht für alle
außenwirtschaftlichen Aktivitäten gleichzeitig mög-
lich, erst recht nicht, wenn die weiterreichenden
Interessen ausländischer Investoren an einem ex-
pandierenden Binnenmarkt angesprochen sind.
Hier setzen echte Fortschritte einen umfassenden
Systemwandel voraus. Wenn die chinesische Füh-
rung gegenwärtig — begünstigt durch steigende Öl-
preise40 ) — die endemische Tendenz zum Lei-
stungsbilanzdefizit umzukehren sucht, dann muß
sie dies um den Preis des Verzichtes auf entwick-
lungsfördernde Nettokapitalimporte und einer Ak-
kumulation im wesentlichen unproduktiver Wäh-
rungsreserven tun, die für die Rückzahlung von
Krediten erforderlich sind, mit denen die volkswirt-
schaftlich insgesamt ineffizienten Investitionen frü-
herer Jahre finanziert wurden. Gleichzeitig hat die
lange ausgebliebene Einsicht der Investoren Platz
gegriffen, daß die Probleme der chinesischen Wirt-
schaft langfristiger Natur sind und im Ganzen eher
ungünstige Rahmenbedingungen für Direktinvesti-
tionen schaffen.
Dieses pessimistische Bild wird im Grunde nur
durch die offensichtlich hohen Entwicklungspoten-
tiale von Regionen aufgehellt, die unmittelbar Zu-
gang zu auslandschinesischem, taiwanesischem und
Hongkonger Kapital haben. Besonders Hongkong
und Taiwan sind essentiell auf die Expansion in die

Volksrepublik angewiesen. Voraussetzung ist frei-
lich, daß die regionalen Verwaltungen ihre Eigen-
tumsrechte in investitionsfreundlicher Manier
handhaben. Genau dies ist bislang im wesentlichen
geschehen; mehr noch, aus Guangdong kamen
jüngst deutliche politische Signale, daß die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit mit Hongkong nach-
haltig intensiviert werden soll41 )- Die Provinzregie-
rung möchte ganz offensichtlich versuchen, zuneh-
mend von der finanziellen Kontrolle durch Peking
unabhängig zu werden. Dieses Beispiel zeigt, daß in
bestimmten Regionen klare Präferenzen für die
stärkere Anbindung an den Weltmarkt und damit
notwendig für eine weitergehende Reform vorhan-
den sind.

Gleichzeitig wird jedoch das eigentliche Problem
einer exogen induzierten Reform deutlich: Die
Zentrifugalität regional autonomer Entwicklungs-
prozesse und der entsprechenden Wirtschaftspoli-
tik würde zunehmend den politischen Zusammen-
halt des Landes gefährden, zumindest solange die *
Institutionen so geartet sind, wie gegenwärtig. Die
Angst vor der Entstehung „regionaler Königreiche“
diktiert zur Zeit viele administrative Maßnahmen,
wie z. B. die Umbesetzungen im Militärapparat
oder die Versetzungen von Leitungspersonal auf
Provinzebene42 ). Im Gegensatz zu früheren Phasen
der Geschichte der Volksrepublik sind die Aus-
gangsbedingungen des Konfliktes zwischen Zen-
trale und Regionen heute allerdings völlig anders
gelagert: Die Zentrale ist gegenwärtig unbedingt
auf die wirtschaftliche Dynamik angewiesen, die
mit Regionalisierungsprozessen verbunden ist. So
muß sie eine enge Verflechtung zwischen Hong-
kong und Guangdong mit allen wirtschaftspoliti-
schen Konsequenzen dulden, will sie nicht das „gol-
dene Huhn“ Hongkong endgültig ersticken. Damit
treten jedoch die Konturen des eigentlichen politi-
schen Gestaltungsproblems der nächsten Jahre in
den Vordergrund: Wie kann ein regionalisierter
Reformprozeß so in eine gesamtstaatliche Politik
eingebunden werden, daß nicht der Grundwert
staatlicher Einheit gefährdet wird?

IV. Föderalismus: Utopie oder Notwendigkeit?

Der Bogen unserer Überlegungen hat sich nun ge-
schlossen. Die Entwicklungsprobleme Chinas sind
auf vielfältige Weise miteinander verflochten und
führen letztendlich immer wieder zum Primat des

Politischen zurück, d. h. in reformpolitischer Hin-
sicht konkret zur Neudefinition grundlegender poli-
tischer Strukturen des Landes, deren Wurzeln zum
Teil weit in die Vergangenheit zurückreichen und
die nicht nur durch den Tatbestand kommunisti-
scher Herrschaft bedingt sind. Die kommunistische
Herrschaft hat vielmehr einige der politischen



Strukturprobleme verdrängt und eine Lösung auf-
geschoben, um dem Primat staatlicher Einheit Gül-
tigkeit zu verschaffen. Damit wurde aber verhin-
dert, daß sich lokale und regionale politische Insti-
tutionen im eigentlichen Sinne ausbildeten; an ihre
Stelle traten Mobilisierung, weltanschauliche und
administrative Kontrolle neu geschaffener Eliten
und im Extremfall — wie während der Kulturrevo-
lution, aber andeutungsweise auch nach dem Mas-
saker am Tiananmen — der schlichte Durchgriff
zentral gesteuerter militärischer Gewalt. Auf diese
Weise wurden im Grunde fundamentale politische
Traditionen des Kaiserreiches fortgeschrieben. In
der politischen Tiefenstruktur lauert daher auch
stets der Tiger des anarchischen Zerfalls, die Auf-
lösung zentraler politischer Macht im Konflikt zwi-
schen regionalen Militärmachthabern.

Arthur Waldron hat soeben in einer bemerkenswer-
ten Analyse darauf hingewiesen, daß es daher nicht
umsonst eine weitgehende Parallele zwischen der
Diskussion um den Föderalismus in den zwanziger
Jahren und in der heutigen demokratischen Exilbe-
wegung gibt43 ). Damals wie heute erscheint der
Föderalismus als ein geeignetes Mittel, um die en-
demische institutioneile Schwäche der chinesischen
Politik zu überwinden, indem lokale und regionale
politische Prozesse auf sich selbst zurückgeworfen
werden und sich mit dem Aufbau funktionsfähiger
Institutionen befassen müssen und können. Inner-
halb eines föderalistischen Gesamtrahmens müßten
dann nur Belange von nationalem Interesse auf ge-
samtstaatlicher Ebene geregelt werden. Faktisch ist
China bereits heute ein hochgradig regional frag-
mentiertes Land. Seine Entwicklungsprobleme
rühren daher, daß keine klaren Kompetenzzuwei-
sungen und -abgrenzungen politischer Institutionen
auf unterschiedlichen territorialen Ebenen erfolgt
sind. Vielmehr liegen Kompetenzen (vgl. das Bei-
spiel der Geldschöpfung) bei Regionalverwaltun-
gen, die unbedingt als zentrale festgeschrieben wer-
den müßten, und umgekehrt. Die Zentrale wird auf
diese Weise mit politischen Aufgaben wie dem stän-
digen wirtschaftlichen Interessenausgleich zwischen
den Regionen überlastet, die in einem föderalen

Rahmen dauerhaft und mit hohen Selbstregulie-
rungspotentialen gelöst werden könnten.

Allerdings hängt dieses Versagen bei grundlegen-
den politischen Gestaltungsaufgaben auch damit

’ zusammen, daß die chinesische Führung eine wei-
tere Priorität bei der raschen nachholenden Indu-
strialisierung sieht44 ). Die gezielte Spaltung des
Landes, gesellschaftlich wie wirtschaftlich, in einen
städtischen und einen ländlichen Sektor nach 1949
überlagert die Frage der Regionalisierung45). Da-
mit wurde die chinesische Tradition einer engen
sozialen und wirtschaftlichen Verflechtung zwi-
schen Stadt und Land krass abgeschnitten und ein
künstlicher trade-off zwischen den Interessen der
jeweiligen Bevölkerungsgruppen hergestellt, der
heute die Politik in wichtigen Bereichen handlungs-
unfähig werden läßt. Es könnte sein, daß erst ein
föderaler Gesamtrahmen es auf regionaler Ebene
ermöglichen würde, diese Tradition wiederherzu-
stellen.

Es ist im Augenblick kaum abzuschätzen, ob das
jetzige politische System zu den erforderlichen Ge-
staltungsmaßnahmen in der Lage ist. Für die Ebene
zentraler Entscheidungsträger ist dies kaum zu er-
warten, und zwar unabhängig von der Vorherr-
schaft orthodoxer oder reformfreudiger Kräfte. Im
letzten Fall könnte es freilich sein, daß spontane
Regionalisierungsprozesse besser Platz greifen und
damit das System gewissermaßen „von unten“
transformieren46 ). Es ist zu hoffen, daß die vielfäl-
tigen und nützlichen Denkansätze chinesischer In-
tellektueller zu dieser Frage endlich von der Politik
rezipiert werden.



Peter J. Opitz

Die Außenpolitik Chinas zu Beginn
der neunziger Jahre

I. Das Tiananmen-Massaker und seine außenpolitischen Folgen

Die Nacht vom 3. auf den 4. Juni 1989 wurde für
das Ansehen der Volksrepublik China in der Welt
und für die chinesische Außenpolitik zu einem dies
ater. In dieser Nacht erstickten Einheiten der
Volksbefreiungsarmee den Ruf zehntausender chi-
nesischer Studenten und hunderttausender mit ih-
nen sympathisierender Bürger nach Demokratie.
Es kam zu einem blutigen Massaker, dem einige
hundert, nach Berechnungen der Menschenrechts-
organisation Amnesty International sogar mehr als
tausend Menschen zum Opfer fielen. „Peking 1989“
gilt seither ebenso als ein Symbol der Unterdrük-
kung eines nach Freiheit rufenden Volkes wie „Ber-
Hn 1953“, „Ungarn 1956“, „Prag 1968“ und „Danzig
1980“ ).1

Während die gewaltsame Zerschlagung der Demo-
kratie-Bewegung und die gleichzeitige Entmach-
tung des Reformflügels der Partei um Zhao Ziyang
das Machtmonopol der chinesischen Kommunisten
noch einmal sicherte und damit in China jene Ent-
wicklung verhinderte, die sich in den folgenden
Monaten in Osteuropa Bahn brach und die dortigen
sozialistischen Regime hinwegfegte, fügte sie Chi-
nas Ruf schweren Schaden zu. Das galt insbeson-
dere für die westliche Welt. Diese hatte die chine-
sische Volksrepublik seit Beginn des Reformpro-
zesses mit offen gezeigtem Wohlwollen beobachtet
und Menschenrechtsverletzungen, die sie in der So-
wjetunion und anderen sozialistischen Ländern un-
nachsichtig anprangerte, großzügig übersehen oder
bagatellisiert. Jetzt reagierte man mit tiefem Ent-*
setzen.
Doch die Empörung erschöpfte sich nicht in verba-
len Protesten, sondern fand auch Ausdruck in Form

1) Beschreibungen und Analysen der Ereignisse von Lowell
Dittmer, Andrew J. Nathan. Andrew G. Walder, June Teu-
fel Dreyer in: Tiananmen 1989. A Symposium, Problems of
Communism, Sept.—Oct. 1989; Michael Fathers/Andrew
Higgins, Tiananmen: The Rape of Peking, London 1990;
George Hicks (cd.), The Broken Mirror: China aftcr Tianan-
men, London 1990.

von Aktionen. Kooperationsprogramme wurden
eingestellt, Entwicklungshilfeleistungen gestoppt,
Wirtschaftsverhandlungen abgebrochen; Investi-
tionsentscheidungen wurden rückgängig gemacht
und Kredite eingefroren. Von einem Tag auf den
anderen war das zuvor wegen seiner Öffnungs- und
Modernisierungspolitik bewunderte China in die
Isolierung geraten. Deng Xiaoping, wegen seines
Reformkurses als einer der hervorragendsten
Staatsmänner des Jahrhunderts gefeiert, wurde nun
als engstirniger Autokrat und Schlächter der chine-
sischen Jugend beschimpft. Das chinesische Re-
gime hatte vor der Weltöffentlichkeit sein Gesicht
verloren.

Die folgende Analyse untersucht die Reaktionen
der chinesischen Außenpolitik auf diese Situation
sowie die Schritte, die die chinesische Diplomatie
einleitete, um das beschädigte Ansehen wiederher-
zustellen und das Land aus der Isolierung herauszu-
führen. Darüber hinaus sucht sie nach den Spuren,
die die westlichen Reaktionen bei der chinesischen
Führung hinterließen, und befaßt sich mit der Frage
nach den möglichen langfristigen Auswirkungen
der jüngsten Erfahrungen auf die chinesische Au-
ßenpolitik.

Die Frage, ob mit der Fortsetzung der bisherigen
Politik Pekings zu rechnen ist, oder ob es Anzei-
chen für einen grundlegenden Wandel gibt, drängt
sich auf. Sie läßt sich allerdings nur vor dem Hin-
tergrund der strategischen Tiefenstruktur der chi-
nesischen Außenpolitik und der ihr zugrundelie-
genden Interessenlagen diskutieren. Deren Rekon-
struktion ist der einleitende Rückblick auf die au-
ßenpolitische Strategie Pekings seit Beginn der
achtziger Jahre gewidmet. In ihm werden aber auch
ältere theoretische Konzepte skizziert, an denen
sich die Pekinger Führung bis heute orientiert. So-
mit werden auch die tieferen zeitlichen Zusammen-
hänge erhellt, in denen sich die außenpolitische
Strategie Chinas entwickelte.



II. Die Strategie der „Unabhängigkeit“

Die grundlegenden Weichenstellungen, denen die
chinesische Außenpolitik bis zum Frühjahr 1989
gefolgt war, waren schon zu Beginn der achtziger
Jahre vorgenommen worden. Sie erfolgten im we-
sentlichen aus ökonomischen Gründen. Es hatte
sich spätestens zu diesem Zeitpunkt erwiesen, daß
die Verbesserung der ökonomischen Situation zur
zentralen Frage für die weitere Zukunft Chinas ge-
worden war.

Die wirtschaftliche Lage, in der sich die chinesische
Volksrepublik beim Tode Mao Zedongs — nach
fast zwei Jahrzehnten erbittert geführter Macht-
und Linienkämpfe — befand, war desolat. Ohne
eine radikale politische Wende, die Ruhe und Ord-
nung wiederherstellen, die Lebensbedingungen
grundlegend verbessern und der Bevölkerung hoff-
nungsvolle Perspektiven für die Zukunft eröffnen
würde, drohte ein weiterer Verfall des Ansehens
der Kommunistischen Partei Chinas. Dies hätte
nicht nur zu einer allgemeinen Destabilisierung der
chinesischen Gesellschaft und damit zu einer Er-
schütterung des kommunistischen Systems geführt,
sondern auch zu einer nachhaltigen Verschlechte-
rung der Stellung Chinas im internationalen Sy-
stem.

Die auf dem 3. Plenum des XI. ZK der Kommuni-
stischen Partei Chinas im Dezember 1978 vorge-
nommene programmatische Kurskorrektur hatte
somit eine fundamentale Bedeutung. In ihrem Zen-
trum standen Maßnahmen, die außer einer Rück-
nahme der früheren Kollektivierungsschritte vor al-
lem eine rasche Entwicklung der „Produktivkräfte“
— also die „Modernisierung“ — zum Ziel hatten.
Da die Voraussetzungen für eine rasche Moderni-
sierung aus eigener Kraft aber nicht gegeben waren
— das erforderliche Kapital fehlte ebenso wie das
wissenschaftlich-technische Know-how und die Er-
fahrung mit Methoden modernen Managements —,
gehörte eine „Öffnung nach außen“ zu den Kem-
elementen des neuen Kurses2). Der Aufbau welt-
weiter kooperativer Beziehungen, insbesondere im
außenwirtschaftlichen Bereich, war deshalb von
Anfang an eine der zentralen Aufgaben, die der
neuen Außenpolitik zugewiesen wurden.

2) Zum neuen außenpolitischen Ansatz s. Peter J. Opitz,
Die Strategie der Unabhängigkeit. Versuch einer Rekon-
struktion der strategischen Prinzipien der chinesischen Au-
ßenpolitik in den 80er Jahren, in: Zeitschrift für Politik,
(1986) 4, S. 383 — 398; Gerhard Will, Die außenpolitische
Entwicklung der Volksrepublik China in den achtziger Jah-
ren, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 1/88, S. 35 —45.

Eine zweite, nicht minder wichtige und in der Ziel-
setzung ähnliche Aufgabe bestand in der Schaffung
eines friedlichen regionalen und internationalen

Umfeldes. Für einen störungsfreien Umbau der chi-
nesischen Wirtschaft sollten geeignete Rahmenbe-
dingungen geschaffen und damit die Umschichtung
knapper Ressourcen aus dem militärischen in den
zivilen Bereich ermöglicht werden. Beide Auf-
gaben — Wirtschaftsaufbau und Friedenssiche-
rung — waren dabei in vielfacher Weise miteinan-
der verknüpft: Einerseits war — wie der kostspie-
lige Vietnam-Feldzug im Februar 1979 gezeigt
hatte — eine grundlegende Sanierung der chinesi-
schen Wirtschaft ohne Frieden nicht möglich; ande-
rerseits erforderte die Aufrechterhaltung des Frie-
dens eine starke und moderne Wirtschaft.

Die Zielsetzungen des neuen Kurses hatten tiefgrei-
fende ideologische und strategische Implikationen.
Ideologisch verlangten sie den endgültigen Ab-
schied von weltrevolutionären Ambitionen sowie
eine Beschränkung der Außenpolitik auf die Siche-
rung und Durchsetzung nationaler Interessen. Die
Bereitschaft der chinesischen Führung zu einer sol-
chen ideologischen Wende, die auch in der Rheto-
rik einen Abschied von der Politik der Vergangen-
heit verlangte, zeigte sich deutlich anhand von drei
nunmehr eingenommenen Positionen:

Erstens in der Aufgabe des Begriffs „proletarischer
Internationalismus“, der insbesondere in der sino-
sowjetischen Polemik der sechziger Jahre einen
zentralen Stellenwert hatte — obwohl er in der kon-
kreten Politik Pekings, von einigen Ausnahmen ab-
gesehen, nur sehr vorsichtig praktiziert worden
war.

Zum zweiten in der Aufwertung des Prinzips der
„friedlichen Koexistenz“ zur zentralen Leitlinie der
chinesischen Außenpolitik. In den sechziger Jahren
hatte sich die chinesische Führung unter Mao noch
vehement gegen die von Chruschtschow vorgenom-
mene Aufwertung des Prinzips der „friedlichen
Koexistenz“ zum Generalprinzip der Außenpolitik
der internationalen kommunistischen Bewegung
gewehrt. Seit Beginn der achtziger Jahre wurden
die fünf Prinzipien der „friedlichen Koexistenz“ je-
doch zur „grundlegenden Norm“ der außenpoliti-
schen Beziehungen Chinas erhoben. So stellte der
damalige Premier Zhao Ziyang ausdrücklich fest,
die fünf Prinzipien der friedlichen Koexistenz „sind
die grundlegenden Normen, von denen wir uns bei
der Behandlung der Beziehungen unseres Landes
zu allen anderen Ländern leiten lassen. Alle Län-
der, ob groß oder klein, ob stark oder schwach, ob
reich oder arm, sollen gleichberechtigt behandelt
werden, sich gegenseitig respektieren, miteinander
in Harmonie leben und freundschaftlich Zusammen-
arbeiten; die Angelegenheiten eines jeden Landes
müssen von seinem eigenen Volk entschieden wer-



den; kein fremdes Land hat das Recht sich darin
einzumischen. Dies ist der Hauptpunkt, der unserer
unablässigen Befolgung der fünf Prinzipien der
friedlichen Koexistenz zugrundeliegt.“3)

3) Beijing Rundschau, 24/1984, S. XVI.

Konsequenterweise hatte die chinesische Führung
Moskau 1979 die Normalisierung der Beziehungen
unter den Prinzipien der friedlichen Koexistenz an-
geboten.

Schließlich traten noch zwei weitere außenpoliti-
sche Topoi in den Hintergrund, die wesentlich von
Mao geprägt worden waren: Die These von der
„Unvermeidbarkeit eines Weltkrieges“, die nun
nicht mehr in die neue Perspektive des wirtschaftli-
chen Aufbaus und Aufschwungs paßte und deshalb
offiziell revidiert wurde, und auch die „Drei-Welten
Theorie“, die sowohl wegen der ihr zugrunde lie-
genden theoretischen Konzeption als auch wegen
ihrer praktischen Ausgestaltung weder der politi-
schen Realität noch den strategischen Zielen der
neuen Außenpolitik entsprach, wurden aus diesem
Grund stillschweigend ad acta gelegt.

Zu den strategischen Implikationen der gesamtpoli-
tischen Zielsetzungen gehörte an hervorragender
Stelle auch eine neue Positionsbestimmung gegen-
über den USA und der Sowjetunion. Die gesamten
siebziger Jahre waren von einer heftigen antisowje-
tischen Politik geprägt gewesen. Ihr lag die Sorge
über die expansionistische Politik der Sowjetunion
zugrunde, von der sich Peking nicht nur selbst un-
mittelbar bedroht fühlte, sondern von der die chi-
nesische Führung auch eine Veränderung des glo-
bal-strategischen Gleichgewichts zugunsten der So-
wjetunion befürchtete. Diese Perzeption fand ihren
Widerhall im Bemühen um die Mobilisierung einer
internationalen Einheitsfront gegen Moskau, in die
auch die USA eingegliedert werden sollten. Ins-
besondere nach der Bildung der Achse Moskau-
Hanoi und dem Einmarsch vietnamesischer Trup-
pen in das Nachbarland Kambodscha im Dezember
1978 hatte sich die strategisch motivierte Annähe-
rung Pekings an Washington vertieft; am 1. Januar
1979 war es zur vollen Normalisierung ihrer Bezie-
hungen gekommen.

Damit schien sich eine weitere Vertiefung der stra-
tegischen Zusammenarbeit zwischen den USA und
der Volksrepublik anzubahnen. Wenn die chinesi-
sche Führung davon aber dann doch wieder Ab-
stand nahm, so dürften dafür vor allem die mögli-
chen negativen Auswirkungen einer solchen Politik
auf die Modernisierung der chinesischen Wirtschaft
und die strategische Position Chinas ausschlagge-
bend gewesen sein: Der weitere Ausbau des sowje-
tischen Militärpotentials — die absehbare Folge ei-
ner Annäherung Pekings an die USA — hätte auch

China zu größeren militärischen Ausgaben gezwun-
gen. Diese wären wiederum zu Lasten der knappen,
für die Modernisierungspolitik zur Verfügung ste-
henden Ressourcen gegangen. Auch hätte sich die
Abhängigkeit Pekings von moderner westlicher,
insbesondere amerikanischer Militärtechnologie er-
höht und sich damit die Position Chinas im soge-
nannten „strategischen Dreieck“ verschlechtert.
Solchermaßen negative Konsequenzen konnten
vermieden werden, wenn Peking einerseits auf eine
militärisch-strategische Zusammenarbeit mit Wa-
shington verzichtete und andererseits Moskau für
ein Entgegenkommen in für China wichtigen Fra-
gen die Normalisierung der sino-sowjetischen Be-
ziehungen in Aussicht stellte. Ein solches Ein-
schwenken auf eine mittlere Position zwischen den
beiden „Supermächten“ versprach jene Auswirkun-
gen zu haben, die Peking für die Modernisierungs-
politik benötigte:
1. Den allmählichen Abbau des sowjetischen bezie-
hungsweise vietnamesischen Militärpotentials an
den nördlichen und südlichen Grenzen Chinas und
ein Abflauen der sino-sowjetischen Rivalität im
asiatisch-pazifischen Raum — Voraussetzungen
auch für eine Senkung der chinesischen Verteidi-
gungslasten.
2. Eine Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen, da die wirtschaftliche Hinwendung
zum Westen ergänzt werden konnte durch eine
wirtschaftliche Öffnung zur Sowjetunion und den .
Staaten Osteuropas. Eine solche ließ eine Verbes-
serung der defizitären Handelsbilanz Chinas erwar-
ten.
Insgesamt versprach diese Strategie — so sie ge-
schickt gehandhabt würde — eine Verminderung
der Abhängigkeit Chinas vom Westen und Zugleich
eine Steigerung der amerikanischen Konzessions-
bereitschaft. Dies galt für den Bereich der Wirt-
schafts- und Militärhilfe wie auch für die noch nicht
befriedigt gelöste Taiwan-Frage.
Formell erfolgte die Hinwendung zu dieser neuen
Politik auf dem 12. Kongreß der KP Chinas im Sep-
tember 1982 mit der Ankündigung einer Außenpo-
litik, die unter den Prinzipien der „Unabhängig-
keit“ und der „Selbständigkeit“ stand. Die Distan-
zierung von beiden „Supermächten“ war unüber-
sehbar. Bezeichnenderweise fiel diese zusammen
mit einem deutlichen Abflauen der anti-sowjeti-
schen Polemik und einer nunmehr verfolgten
Gleichbehandlung der beiden Großmächte. Wenn
Peking seither vor „Hegemonismus“ warnte, so be-
zog sich dies nicht mehr nur, wie im Jahrzehnt
zuvor, auf Moskau, sondern schloß auch Washing-
ton mit ein.
Der Rückblick auf die vergangene Dekade zeigt,
daß die Grundstruktur der chinesischen Außenpo-



litik primär durch das Bemühen qm die Herstellung
eines Gleichgewichtes in den Beziehungen zu den
beiden Supermächten gekennzeichnet war und von
der Suche nach einer ,mittleren1 Position, die „Un-
abhängigkeit“ symbolisierte. Diese Politik ver-
langte, um glaubwürdig zu sein, einerseits eine vor-
sichtige Distanzierung von Washington, anderer-
seits eine ebenso vorsichtige Annäherung an Mos-
kau. Einen guten Vorwand für die Distanzierung
lieferte der chinesischen Führung der Taiwan-Rela-
tions-Act, durch den der amerikanische Kongreß
nicht nur die Fortsetzung der Beziehungen zur Re-
gierung in Taipei dicht unterhalb der Ebene der
offiziellen Anerkennung festlegte, sondern durch
den auch die militärische Verteidigung der Insel im
Fall des Versuchs einer gewaltsamen Wiederverei-
nigung möglich wurde. Auch die Neigung der Rea-
gan-Administration zur Wiederaufnahme einer
Zwei-China-Politik bot einen willkommenen

4) Zum Prozeß der sino-sowjetischen Annäherung vgl. im
einzelnen Peter J. Opitz, Gezeitenwechsel: Die sino-sowjeti-
schen Beziehungen in historischer Perspektive, Berichte des
Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale
Studien (= BBIOst), Köln 5/1990; Dieter Heinzig, Sowjeti-
sche Chinapolitik unter Gorbatschow: Der Abbau der „drei
großen Hindernisse“, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 12/89, S. 29-38.

1 Vorwand, den geplanten Kurswechsel zu vollzie-
hen.

Die Schwierigkeit dieser Politik bestand darin, daß
die Distanzierung nicht die Rolle der USA als dem
nach Japan wichtigsten Partnerland im Bereich des
Handels und der Lieferung von wissenschaftlich-
technischem Know-how gefährden durfte. Im Ge-
genteil: Es sollte sogar zu einer Vertiefung der wirt-
schaftlichen und militärischen Zusammenarbeit
kommen. Das am 12. August 1982 zwischen Wa-
shington und Peking abgeschlossene Gemeinsame
Kommunique ermöglichte diesen Balanceakt.

Einen nicht minder delikaten Balanceakt erforderte
auch der Annäherungsprozeß an Moskau. Die
Schwierigkeit bestand in diesem Fall darin, diesen
Prozeß insgesamt so zu gestalten, daß die sowjeti-
sche Führung zwar zu weitgehenden Konzessionen
veranlaßt, aber die Entwicklung der amerikanisch-
chinesischen Beziehungen nicht behindert wurde.
Statt Mißtrauen und Zurückhaltung in Washington
zu wecken, sollte auch diese Komponente der
neuen Politik amerikanisches Entgegenkommen
fördern.

Die wichtigste chinesische Forderung, die in den im
Herbst 1979 anlaufenden Gesprächen mit Moskau
aufgestellt wurde, war die Beseitigung einiger „Hin-
dernisse“. Diese betrafen nicht nur die bilateralen
Beziehungen der beiden Staaten, sondern tangier-
ten auch andere Staaten. Es war dies der Abbau der
militärischen Präsenz der Sowjetunion an der ge-
meinsamen Grenze und in der Mongolischen Volks-
republik; die Beendigung der Unterstützung des
vietnamesischen Expansionismus in Indochina und
der Abzug der sowjetischen Verbände aus Afghani-
stan — die letzte Forderung wurde erst im Oktober
1982 nachgeschoben, als es zur Wiederaufnahme
der aus Protest gegen die Invasion Afghanistans
unterbrochenen Gespräche kam. Insgesamt sum-

mierten sich die chinesischen Forderungen zu einer
Sprengung der strategischen Sicherheitsstruktur,
die die sowjetische Führung seit Ausbruch des Kon-
flikts um die VR China gelegt hatte4).

Die Anfang der achtziger Jahre vereisten Bezie-
hungen zwischen Moskau und Washington sowie
die Möglichkeit einer Achse Washington-Tokio-
Peking boten der chinesischen Diplomatie günstige
Rahmenbedingungen, um die beiden Weltmächte
gegenseitig auszuspielen. Die Situation erfuhr eine
weitere Verbesserung durch die grundlegende
Wende der sowjetischen Außenpolitik, nachdem
Michail Gorbatschow im März 1985 Generalsekre-
tär der KPdSU geworden war.

Bei der Betrachtung der Vorgänge, die in der zwei-
ten Hälfte der achtziger Jahre den anfangs nur sehr
zähflüssig verlaufenden Prozeß der sino-sowjeti-
sehen Annäherung beschleunigten und im Mai 1989
auf dem Pekinger Gipfel zu einer formellen Norma-
lisierung der Beziehungen der beiden Staaten führ-
ten, entsteht gelegentlich der Eindruck, daß die chi-
nesische Führung es war, die sich mit ihrem Insistie-
ren auf der Beseitigung der „drei Hindernisse“ ge-
genüber Moskau durchsetzte. Diese Interpretation
ist auf den ersten Blick einleuchtend, verliert bei
genauerem Hinsehen aber erheblich an Überzeu-
gungskraft. Denn sie übersieht, daß das sowjetische
Nachgeben nicht in erster Linie Folge der chinesi-
schen Hartnäckigkeit, sondern vielmehr integrales
Element einer Globalstrategie war.

Durch diese versuchte Gorbatschow, den ökonomi-
schen Niedergang und technologischen Rückstand
seines Landes zu stoppen und durch einen umfas-
senden wirtschaftlichen und politischen „Umbau“
(Perestroika) die gefährdete Weltmachtstellung der
Sowjetunion zu sichern. Logisches Korrelat des in-
nenpolitischen Umbaus — die Ähnlichkeiten der
chinesischen und der sowjetischen Politik sind hier
unübersehbar — war eine „neue Außenpolitik“,
deren wichtigste Aufgabe darin bestand, die impe-
rialen Überdehnungen der Breshnew-Ära zurück-
zunehmen, die bestehenden Konfrontationen abzu-
bauen und durch ein Netz kooperativer Beziehun-
gen zu ersetzen. Der militärische Rückzug aus den
vorgeschobenen Positionen in Asien und Afrika
gehörte ebenso in dieses Konzept wie die Durch-
führung vertrauensbildender Maßnahmen, Zuge-
ständnisse in Menschenrechtsfragen und die Bereit-
schaft zur Integration in die Weltwirtschaft. Vor



allem aber standen und stehen in ihrem Mittelpunkt
weitgehende Angebote zu Abrüstung und Rü-
stungsbegrenzung sowie Bemühungen um umfas-
sende Wirtschaftshilfe aus dem Westen ).5

Im Rahmen dieser Gesamtstrategie, die sich zu-
nächst gegenüber den Staaten des Westens entfal-
tete, kam es zur Unterzeichnung des INF-Vertrags
(Dezember 1987), zum erfolgreichen Abschluß der
Stockholmer KVAE, zu konstruktiv verlaufenden
START- und KSZE-Verhandlungen und schließ-
lich sogar zu Zugeständnissen beim Abbau der so-
wjetischen Präsenz in Mittel- und Osteuropa.

Schon bald ergriff Gorbatschow aber auch im asia-
tisch-pazifischen Bereich die Initiative und schlug in
einer Reihe von Erklärungen und Reden Maßnah-
men vor, die zum Abbau der Spannungen im asia-
tisch-pazifischen Bereich beitragen sollten6)- Es lag
in der Logik dieser Politik — deren Hauptadressa-
ten Washington, Tokio und Peking waren —, daß
Gorbatschow die von der chinesischen Führung ge-
forderte Beseitigung der „drei Hindernisse“ akzep-
tierte und diese in wenigen Jahren auch tatsächlich
entfernte: Im April 1988 kam es in Genf zu Verein-
barungen über Afghanistan, die zum Abzug der
sowjetischen Truppen bis zum 15. Februar 1989
führten; fast gleichzeitig setzte der Abzug der so-
wjetischen Verbände aus der Mongolei ein; im De-
zember 1988 kündigte Gorbatschow vor der UN-
Generalversammlung eine bedeutende Verringe-
rung der sowjetischen Streitkräfte im asiatischen
Teil der Sowjetunion an. Schon zuvor hatte sich
Moskau im INF-Vertrag zum Abbau der im asiati-
schen Teil dislozierten 162 SS-20-Raketen bereit
erklärt; seit Oktober 1986 verstärkte sich der sowje-
tische Druck auf die vietnamesische Führung; er
hatte wesentlichen Anteil am Abzug der Truppen
Vietnams aus Kambodscha bis zum September
1989.

5) Zum „neuen Denken“ vgl. Seweryn Bialer, ,New Thin-
king‘ and Soviet foreign policy, in: Survival, July/August
1988, S. 289—331; Gerhard Wettig, „New Thinking" in So-
viet Foreign Policy. BBIOst 67-1989.
6) Vgl. dazu im einzelnen Rajan Menon, New Thinking and
Northeast Asean Security, in: Problems of Communism,
March—June 1989, S. 1—29; Vladimir Ivanov, Perestroika
in Soviet Policy in Asia-Pacific, in: The Pacific Review, 
(1990)3, S. 191-199.

Die Reaktionen der chinesischen Führung auf diese
Strategie dürften ambivalent gewesen sein: Einer-
seits genoß sie den Triumph, daß Gorbatschow al-
len ihren Forderungen nachkam; dies entlastete
China sicherheitspolitisch und ermöglichte der Füh-
rung in Peking, knappe Ressourcen vom militäri-
schen in den zivilen Sektor umzuleiten. Anderer-
seits dürfte Peking jedoch schon früh erkannt ha-
ben, daß der von Gorbatschow eingeleitete strate-
gische Rückzug der Sowjetunion langfristig dieser

mehr Vorteile verschaffen würde, als er sie kurzfri-
stig kostete. Moskau verlor zwar eine Reihe Ver-
bündeter in verschiedenen Teilen der Welt; der
Rückzug befreite die UdSSR aber von einer ruinö-
sen Konfrontation mit dem Westen, entlastete sie
von der kostspieligen Subvention von Klientelregie-
rungen, vor allem aber trug er dazu bei, das Image
der Sowjetunion als einer agressiven „Supermacht“
nachhaltig zu korrigieren und ihr in Westeuropa wie
im asiatisch-pazifischen Raum neue Optionen für
den Aufbau kooperativer Beziehungen zu eröff-
nen.

Abgesehen davon, daß die Sowjetunion als Folge
dieser Politik bei der Suche nach Gläubigern auf
den internationalen Kapitalmärkten und als Partner
im Handelsbereich zu einem Rivalen Pekings
wurde, stiegen auch ihre Chancen, international
— vor allem aber auch im asiatisch-pazifischen Be-
reich — ihren Status als Ordnungsmacht und damit
auch als Gegengewicht zu China auszubauen. Daß
die sowjetische Führung eine solche Position an-
strebte, ging nicht nur aus den programmatischen
Erklärungen Gorbatschows zum Aufbau einer
neuen Ordnung für diese Region hervor, sondern
zeigte auch das sowjetische Bemühen um eine kon-
struktive Rolle im Kambodscha-Konflikt. Dies er-
möglichte eine Annäherung an die ASEAN-Staa-
ten. Auch die positiven Reaktionen auf die „Nord-
politik“ des südkoreanischen Präsidenten Roh Tae-
woo gehörten zu der neuen Politik. Letztere konn-
ten zugleich als Beitrag zur Entspannung auf der
koreanischen Halbinsel gedeutet werden. Auch die
unübersehbare Bereitschaft der UdSSR zu einem
Arrangement mit Japan in der umstrittenen Kuri-
len-Frage, dem wichtigsten Hindernis für einen so-
wjetisch-japanischen Friedensvertrag, zu kommen,
war Bestandteil dieser Politik7).

Es war angesichts dieser Perspektiven wohl nicht
nur eine Folge der Demonstrationen der Demokra-
tie-Bewegung, daß das Gipfeltreffen zwischen Gor-
batschow und Deng Xiaoping im Mai 1989 ohne
großen Glanz verlief und das „Gemeinsame Kom-
munique“, das dort beschlossen wurde, keine spek-
takulären Ergebnisse enthielt8). Weder im wirt-
schaftlichen noch im sicherheitspolitischen Teil er-

7) Vgl. dazu den Beitrag von Dieter Heinzig, in: Peter
J. Opitz (Hrsg.), Frieden für Kambodscha? Entwicklungen
im Indochina-Konflikt seit 1975, Frankfurt 1991; Peter
J. Opitz, Allianzen im Wandel: Die Politik Pekings und Mos-
kaus gegenüber der koreanischen Halbinsel, in: Außenpoli-
tik, (1990) 3, S. 258—267; Joachim Glaubitz, Zur jüngsten
Entwicklung in den japanisch-sowjetischen Beziehungen,
SWP, Internationale Politik. 2657/Mai 1990.
8) Die deutsche Übersetzung des Gemeinsamen Kommuni-
ques findet sich in: Beijing Rundschau, 22/1989, S. 12 — 14;
eine Analyse von Steven M. Goldstein, Diplomacy Amid
Protest: The Sino-Soviet Summit, in: Problems of Commu-
nism, Vol. XXXVIII, Sept.-Oct. 1989, S. 49-71.



öffnete das Kommunique Visionen für ein zukünf-
tiges kooperatives Miteinander der beiden Mächte,
das den Umkreis der Prinzipien der „friedlichen
Koexistenz“ verlassen hätte. Statt einer Vision für
eine Friedensordnung für Asien — ähnlich der, wie
sie bald darauf der deutsche Bundeskanzler und
Gorbatschow in einer „gemeinsamen Erklärung“
für Europa entwickelten — enthält das sino-sowje-
tische Kommunique lediglich die mißtrauische
„Antihegemonieklausel“, d. h. die Erklärung bei-
der Seiten, „daß keine von ihnen eine Hegemonie
irgendwelcher Art im asiatisch-pazifischen Raum

oder in anderen Teilen der Welt anstrebe“. Dabei
hätten die diversen Anregungen und Vorschläge
Gorbatschows für die Abhaltung einer Gesamtasia-
tischen Sicherheitskonferenz und zur Schaffung von
Mechanismen für multilaterale Konsultationen im
asiatisch-pazifischen Raum genügend Anknüp-
fungspunkte dafür geboten. Das Desinteresse der
Pekinger Führung an einer stärkeren Einbeziehung
und Aufwertung Moskaus als Ordnungsmacht in
der asiatisch-pazifischen Region war ebenso un-
übersehbar wie das Bestreben, auf dem Gipfel
selbst Distanz zu demonstrieren.

III. Wege aus der Krise

Unmittelbar vor dem Besuch Gorbatschows in Pe-
king im Mai 1989 befand sich die chinesische Füh-
rung international in einer günstigen Position: Erst-
mals seit 1949 war ein normalisiertes Verhältnis zu
beiden Weltmächten in Sicht. Zwei Wochen nach
dem unter chaotischen Begleitumständen verlaufe-
nen Gipfel hatte sich das internationale Szenario für
Peking jedoch tiefgreifend verschlechtert. Dabei ist
bis heute noch ungeklärt, ob Deng Xiaoping und Li
Peng sich der Auswirkungen bewußt waren, die der
Einsatz des Militärs international haben würde. Die
Tatsache, daß die Volksbefreiungsarmee eingriff,
obwohl die internationale Presse noch immer in
Peking präsent war, spricht allerdings dafür, daß sie •
den Zeitpunkt bewußt gewählt hatten — bot er
ihnen nach der peinlichen Unentschlossenheit der
vergangenen Wochen doch die Gelegenheit, urbi et
orbi zu demonstrieren, daß man nicht daran dachte,
sich die Zügel aus der Hand nehmen zu lassen.
Dabei ist denkbar, daß die Führung in Peking die
Stärke und Nachhaltigkeit der westlichen Reaktio-
nen unterschätzte, war doch das weltweite Echo auf
das brutale Vorgehen der chinesischen Ordnungs-
kräfte gegen die Unabhängigkeitsbewegung in Ti-
bet nur einen Monat zuvor, im März 1989, eher
schwach ausgefallen.

Nach den heftigen Reaktionen der westlichen Welt
kam die chinesische Führung nicht umhin, ihre bis-
herige außenpolitische Linie zu überprüfen und
eine grundlegende Änderung ihrer Haltung gegen-
über dem Westen in Erwägung zu ziehen. Für die-
sen Fall war allerdings in Rechnung zu stellen, daß
eine Beendigung der Öffnungspolitik und eine ri-
gide Abgrenzung gegenüber dem Westen unabseh-
bare Konsequenzen für die chinesische Wirtschaft
haben und das Land wieder in jene Isolierung zu-
rückwerfen würde, aus der man sich gerade erst
befreit hatte.

Die Entscheidung wurde erschwert, als sich gleich-
zeitig in Ost- und Südosteuropa, aber auch in der

Sowjetunion selbst Entwicklungen vollzogen, die
auf die Pekinger Führung alarmierend wirkten.
Nachdem sich in Polen und Ungarn das sozialisti-
sche System schon des längeren in Auflösung be-
fand, gerieten seit dem Herbst 1989 auch die Regie-
rungen anderer osteuropäischer Länder — der
DDR, der ÖSSR und schließlich auch die Rumä-
niens, alles treue Freunde Chinas — unter den
Druck von Volksbewegungen, die sie bald aus dem
Amt jagten. Zudem trug — zumindest aus Pekinger
Sicht — in der Sowjetunion die Politik Gorba-
tschows zur Erosion des kommunistischen Systems
und damit jener Prinzipien bei, zu deren Verteidi-
gung man in China gerade die Armee eingesetzt
hatte.

Den Konservativen in Peking bestätigten diese Ent-
wicklungen nachträglich noch einmal die Richtig-
keit ihres Vorgehens, führte ihnen der Gang der
Dinge in Europa doch das eigene Schicksal vor
Augen, hätten sie dem Druck nachgegeben und den
Entwicklungen ihren Lauf gelassen. Aber nun
stellte sich auch die Frage nach der zukünftigen
Politik: Sollte man — wie schon zu Zeiten
Chruschtschows — die Vorgänge in der Sowjet-
union offen kritisieren und es mit Gorbatschow auf
eine Kontroverse ankommen lassen, die kaum auf
den Bereich der Ideologie zu begrenzen war und zu
einer allgemeinen Verschlechterung der gerade erst
normalisierten Beziehungen führen würde? Abge-
sehen davon, daß in diesem Fall die internationale
Isolierung zunehmen würde, mußte die Möglichkeit
einer weiteren amerikanisch-sowjetischen Annähe-
rung einkalkuliert werden, durch die sich die Stel-
lung Pekings im „strategischen Dreieck“ wieder
verschlechtern würde. Grenzte man sich dagegen
nicht grundsätzlich — und politisch — gegen die
Reformen Gorbatschows ab, so war zu befürchten,
daß dessen Ideen auch auf China übergreifen und
sich die eigenen Probleme weiter verschärfen wür-
den. Die Hochrufe der Pekinger Studenten auf



Gorbatschow dürften der chinesischen Führung
noch immer in den Ohren klingen.

Wir wissen noch wenig über den Verlauf der Dis-
kussionen und Entscheidungsprozesse in den chine-
sischen Führungsgremien, die den neuen außenpo-
litischen Kurs festlegten, sowie über die dabei ver-
tretenen Positionen. Daß die Haltung Dengs eine
entscheidende Rolle spielte, ist wahrscheinlich. An-
haltspunkte für die von ihm vertretene Position und
die Grundlinien der zukünftigen Strategie Pekings
finden sich in einem Bericht der Hongkonger Zeit-
schrift Zhengming über eine parteiintern als „ex-
trem wichtig“ eingestufte Rede Dengs auf einer
dreitägigen Arbeitstagung des Politbüros des ZK
am 10., 11. und 14. April 19909). Unmittelbarer
Anlaß dieser Tagung war vermutlich der für Ende
April vorgesehene Besuch des chinesischen Pre-
miers Li Peng in Moskau, über den noch erhebliche
Meinungsverschiedenheiten bestanden. Im Rah-
men der Debatten entschied man aber nicht nur
über die zukünftige Haltung gegenüber der Sowjet-
union, deren Kernpunkte der Verzicht auf eine öf-
fentliche Kritik an der Politik Gorbatschows, die
Durchführung der Reise von Li Peng und der Aus-
bau der bilateralen Beziehungen waren, sondern
man legte auch insgesamt die außenpolitische
Grundrichtung fest. Danach soll dem Westen ge-
genüber eine Politik der Aufsplitterung betrieben
werden. Während die feste Haltung gegenüber Wa-
shington beibehalten werden soll, soll das Verhält-
nis zu Tokio ausgebaut werden — offenbar in der
Absicht, das sich in der Kritik an China eher zu-
rückhaltende Japan gegen die USA und Westeu-
ropa, deren Kritik besonders heftig ausgefallen
war, auszuspielen. Intensiviert werden sollen auch
die Beziehungen zu den verbleibenden sozialisti-
schen Ländern; schon Anfang dieses Jahres hatte
Deng unter dem Eindruck der Ereignisse in Osteu-
ropa — als einen Versuch, den Sozialismus zu ret-
ten — zu einer engen Zusammenarbeit der kommu-
nistischen Länder Asiens aufgerufen 10). Besondere
Aufwertung sollen schließlich auch die Beziehun-
gen zu den Staaten der Dritten Welt erfahren.

9) Vgl. Zhengming, Mai 1990, S. 6—8.
10) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 26. Januar
1990.

Ein Plädoyer für eine verstärkte Hinwendung Chi-
nas zur Dritten Welt enthält auch ein weiterer Be-
richt über Äußerungen Dengs. „In den vergange-
nen Jahren“, so Deng in der zweiten Juli-Hälfte
1990, „haben wir uns nur auf einen Erdteil (d. h.
den Westen) konzentriert und den anderen (d. h.
die Dritte Welt) vernachlässigt. Deshalb waren ei-
nige alte Freunde von uns enttäuscht. In der zwei-
ten Hälfte des vergangenen Jahres faßten wir den
Entschluß, unseren (außenpolitischen) Kurs zu re-
vidieren, und noch nicht einmal ein Jahr danach

stellten sich die (ersten) Erfolge ein . . . Die USA
und andere westliche Staaten haben gegen uns
Sanktionen verhängt, doch diejenigen, die uns
wirklich Sympathie entgegenbringen und uns unter-
stützen, sind nach wie vor einige alte Freunde unter
den Entwicklungsländern.“11)

Ein Bück auf die Abläufe der chinesischen Außen-
politik seit dem Sommer 1989 bestätigt im wesent-
lichen die oben skizzierten strategischen Grundli-
nien. Das gilt insbesondere für das Verhältnis ge-
genüber den beiden Weltmächten:

1. Sowjetunion

Das starke Unbehagen der Pekinger Führung an
der Politik Gorbatschows hatte sich seit dem Um-
bruch in Osteuropa in einer Reihe parteiinterner
Papiere niedergeschlagen. So hatte ein Positionspa-
pier des ZK-Sekretariats dem von Gorbatschow
vertretenen „demokratischen Sozialismus“ vorge-
worfen, den marxistisch-leninistischen Grundprin-
zipien zu widersprechen, opportunistisch nach dem
Beifall des Westens zu schielen und den Klassen-
kampf in den internationalen Beziehungen zu leug-
nen. Zudem hatte man Valentin Falin, dem Leiter
der Internationalen Abteilung des ZK der KPdSU,
während seines Besuchs im Dezember 1989 vorge-
halten, Gorbatschow benehme sich nicht wie ein
Kommunist, sondern wie ein Sozialdemokrat12).

Wenn die chinesische Führung ihre Kritik nicht ver-
öffentlichte, so lagen diesem Entschluß verschie-
dene Ursachen zugrunde: Zum einen hatte sich
auch Gorbatschow nicht zu einer öffentlichen Kritik
an der Entwicklung in China entschlossen — ob-
wohl diese kaum seinen eigenen Vorstellungen ent-
sprach. Zum anderen geboten die Prinzipien der
„friedlichen Koexistenz“, auf denen die wiederher-
gestellten Beziehungen basieren, „Nichteinmi-
schung“ in die internen Angelegenheiten. Drittens
lag — wie oben gezeigt — ein größerer Konflikt mit
Moskau nicht im strategischen Interesse Chinas.
Und viertens hatte sich seit dem Pekinger Gipfel die
Zusammenarbeit zufriedenstellend entwickelt: So
waren die Vorarbeiten einer gemeinsamen Kom-
mission bezüglich einer langfristigen Kooperation
in den Bereichen Energiewirtschaft, Verkehrswe-

11) Zhengming, August 1990, S. 15, zitiert nach: China aktu-
ell. Juli 1990. S. 513.
12) Vgl. dazu im einzelnen Dieter Heinzig. Die Sowjetunion
und China: Einem neuen Konflikt entgegen?, in: Außenpo-
litik, (1990) 3, S. 258—267; Auszüge eines nur für obere Par-
teikader bestimmten Dokumentes des ZK der KP Chinas mit
dem Titel „Informationsmaterialien über die Plenartagung
des ZK der KPdSU“, in dem die Pekinger Führung ihre Posi-
tion zur Politik Gorbatschows erstmals schriftlich zu Proto-
koll gab, veröffentlichte die Zeitschrift Zhengming in ihrer
Mai-Ausgabe 1990; eine deutsche Übersetzung der wichtig-
sten Passagen findet sich in: China aktuell, April 1990.
S. 260 f.



sen und Konsumgüter-Industrie soweit vorange-
schritten, daß unterschriftsreife Verträge vorlagen.
In einem kräftigen Aufwind befand sich auch der
Handel, dessen Volumen sich zwischen 1981 und
1989 von 0,22 Mrd. US-Dollar auf 3,8 Mrd. US-
Dollar erhöhte und bei dem eine weitere achtpro-
zentige Steigerungsrate im kommenden Jahr erwar-
tet wird13). Zudem waren im November 1989 Ver-
handlungen über den Abbau der militärischen
Potentiale und die Durchführung vertrauensbil-
dender Maßnahmen in den Grenzgebieten angelau-
fen.

Die oben angeführten Gründe bestimmten letztlich
auch die Entscheidung zur Zurückstellung der poli-
tisch-ideologischen Differenzen und zur Durchfüh-
rung der Reise Li Pengs — es war der erste Besuch
eines chinesischen Premiers in Moskau seit 26 Jah-
ren. Der Verlauf und die Ergebnisse des Besuchs
(23. bis 26. April 1990) entsprachen dem Stand und
Charakter der derzeitigen Beziehungen zwischen
Moskau und Peking: Nüchternheit und Geschäfts-
mäßigkeit dominierten, und es war durchaus be-
zeichnend, daß man auf die Veröffentlichung eines
Kommuniques verzichtete14).

Der chinesische Premier war sichtlich bemüht, dem
Eindruck chinesischer Kritik an der Sowjetunion
entgegenzuwirken. Hatte das Pekinger Kommuni-
que befunden, daß „Differenzen in bestimmten Be-
reichen den bilateralen Beziehungen nicht im Wege
stehen werden“, so deckte Li Peng nun in Moskau
die unterschiedlichen Positionen mit der Feststel-
lung zu: „Der sozialistische Weg muß kontinuierlich
erforscht werden. Die Sowjetunion hat ihre Metho-
den und China hat seine. Dies schafft für die staat-
lichen und Parteibeziehungen jedoch keine Hinder-
nisse.“ Zudem betonte er wiederholt das Prinzip
der „Nichteinmischung“ in die inneren Angelegen-
heiten und forderte die Weiterentwicklung der
freundschaftlich-nachbarlichen Beziehungen im
Geiste des Pekinger Kommuniques und der Prinzi-
pien der friedlichen Koexistenz.

Keiner der sechs Verträge, die während des Be-
suchs unterzeichnet wurden, ist spektakulär; insge-
samt unterstrichen sie den Willen beider Seiten, das
Potential der gemeinsamen Interessen auszuschöp-
fen. Unter anderem handelte es sich um ein langfri-
stiges Abkommen über Kooperation und Entwick-

lung in Wirtschaft, Wissenschaft und Technologie;
um ein Kooperationsabkommen über die friedliche
Nutzung und Erforschung des Weltraums; um ein
Abkommen über eine beiderseitige Reduzierung
der Truppen im chinesisch-sowjetischen Grenzge-
biet und über vertrauensbildende Maßnahmen im
militärischen Bereich sowie um ein Protokoll über
Konsultationen zwischen dem Außenministerium
der Volksrepublik China und der UdSSR. Knapp
und pauschal fielen auch in Moskau wieder die offi-
ziellen Stellungnahmen zu den beiden Regional-
konflikten aus, in die beide Seiten indirekt invol-
viert sind: Hinsichtlich des Kambodscha-Problems
sprach man sich für eine „gerechte, rationale und
allumfassende Lösung“ aus und betonte die wich-
tige Rolle der UNO; weiter versprach man, den
Dialog zwischen Nord- und Südkorea zu unterstüt-
zen und zur Schaffung der Voraussetzungen für
eine Vereinigung der beiden Länder beizutragen.

Die letzte Stufe und zugleich den bisherigen Höhe-
punkt im sino-sowjetischen Verhältnis bildete
schließlich das Treffen der beiden Außenminister
Qian Qichen und Edward Schewardnadze in der
chinesischen Stadt Harbin am 1. September 1990.
Gegenstand der Gespräche war insbesondere die
Lage im Persischen Golf, aber auch die Entwicklun-
gen in Europa und im asiatisch-pazifischen Raum.
Man erörterte ausführlich den Kambodscha-Kon-
flikt, der nach Ansicht beider Außenminister in die
„entscheidende Phase“ eingetreten sei und erklärte
sich zufrieden mit den im UN-Sicherheitsrat getrof-
fenen Beschlüssen für eine politische Lösung ).15

Abgesehen von der Übereinstimmung in ihren An-
sichten zu den internationalen Fragen brachten die
Minister auch die bilateralen Probleme einen wich-
tigen Schritt weiter: so setzte man Gespräche über
Truppenreduzierungen für den 10. September 1990
in Moskau und das nächste reguläre Treffen der
Arbeitsgruppen für die Grenzverhandlungen für
die zweite Oktoberhälfte in Peking an. Beide Ver-
handlungsrunden haben inzwischen begonnen.

Insgesamt vermittelten die Erklärungen der beiden
Politiker den Eindruck, daß die ideologischen Irri-
tationen weitgehend abgeklungen und sich beide
Seiten inzwischen erheblich nähergekommen sind.
Dazu dürfte auch die konstruktive Haltung Mos-
kaus beim Abbau der „militärischen Konfronta-
tionsstruktur“ zwischen den beiden Ländern beige-
tragen haben. So kündigte Schewardnadze nur we-
nige Tage nach dem Harbin-Treffen in einer pro-
grammatischen Rede in Wladiwostok für 1991 eine
Reduzierung der sowjetischen Landstreitkräfte in



Femost um zwölf Divisionen, die Auflösung von elf
Geschwadern und den Abzug von Kriegsschiffen
der Pazifik-Flotte an.
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Während die chinesische Führung diese Ankündi-
gung ohne Zweifel mit Befriedigung aufgenommen
hat, löste ein anderer Vorschlag des sowjetischen
Außenministers — die Schaffung von Verhand-
lungsmechanismen zur Diskussion aktueller Pro-
bleme im asiatisch-pazifischen Bereich — bislang in
Peking noch kein Echo aus16). Sollte sich die chi-
nesische Führung dazu entschließen, diese Initiati-
ven Moskaus nicht weiter zu ignorieren, sondern
tatkräftig zu unterstützen, so könnte auch in dieser
Region ein Prozeß anlaufen, der wesentlich zur Sta-
bilität beitragen würde.

2. USA

Während sich das Verhältnis zwischen Peking und
Moskau in konstruktiver Weise entwickelt, sind die
amerikanisch-chinesischen Beziehungen noch weit
von dem Zustand entfernt, den sie vor den Pekinger
Ereignissen hatten. Schon vor dem 4. Juni 1989 hat-
ten sich Kongreß und Weißes Haus in ihrer Haltung
gegenüber Peking deutlich unterschieden: Wäh-
rend der amerikanische Kongreß vehement gegen
die chinesische Familienplanungspolitik zu Felde
zog, die Politik Pekings in Tibet scharf kritisierte
und sich auch immer wieder kritisch über die zöger-
liche Liberalisierungspolitik der chinesischen Füh-
rung äußerte, übte die amerikanische Regierung
eher Zurückhaltung und bemühte sich um gute Be-
ziehungen. Bezeichnendeiweise unternahm Präsi-
dent George Bush seine erste Auslandsreise vom
25. bis 27. Februar 1989 nach China; es war ein
Besuch, der von beiden Seiten überaus freundlich
beurteilt wurde. Und als ein Kommentator der Pe-
kinger Volkszeitung am 1. Mai 1989 eine Bilanz der
ersten hundert Tage des amerikanischen Präsiden-
ten zog, fiel diese positiv aus; Bushs Außenpolitik
wurde sogar als klüger und realistischer als die sei-
nes Vorgängers beurteilt — sie betone weniger die
Ideologie und mehr den Pragmatismus17).

Die gleiche Rollenverteilung in der Einschätzung
Chinas durch die USA wie vor dem Juni-Massaker
zeigte sich auch danach. Während der amerikani-
sche Kongreß seine Empörung über die Ereignisse
zum Ausdruck brachte und Mitte November einen
Gesetzentwurf annahm, der Sanktionen gegen
China vorsah18), und zugleich Schritte einleitete,
um die 36 000 chinesischen Studenten und Wissen-
schaftler, die mit einem Jahresvisum in den USA
studierten, von der Verpflichtung zu befreien, nach

Studienabschluß für mindestens zwei Jahre nach
China zurückzukehren, beschränkten sich die Sank-
tionen der Administration auf das Nötigste. Präsi-
dent Bush wurde in dieser Haltung von dem frühe-
ren Präsidenten Richard Nixon und dessen Außen-
minister Henry Kissinger bestärkt. China bleibe „zu
wichtig für Amerikas nationale Sicherheit“, so ar-
gumentierte Kissinger, „als daß die Beziehungen
wegen der Gefühlsregungen des Augenblicks aufs
Spiel gesetzt werden dürften. Die Vereinigten Staa-
ten benötigten China als ein mögliches Gegenge-
wicht zu sowjetischen Absichten in Asien. China
andererseits benötigte die Vereinigten Staaten als
ein Gegengewicht zu Ambitionen sowohl der So-
wjetunion als auch Japans. Dafür werde China ei-
nen moderierenden Einfluß in Südostasien und Ko-
rea ausüben und Amerika in anderen Regionen der
Welt nicht herausfordern“19).

Vermutlich waren es vor allem diese Erwägungen,
die Präsident Bush dazu veranlaßten, trotz der offi-
ziellen Aussetzung hochrangiger Kontakte bereits
im Juli 1989 seinen Sicherheitsberater Brent Scow-
croft und den stellvertretenden Außenminister
Lawrence Eagleburger in geheimer Mission
— noch einmal Anfang Dezember, dann allerdings
offen — nach Peking zu senden und gegen Ende
1989 die gegen China verhängten Sanktionen zu 
lockern.

So bewilligte der amerikanische Präsident den Ver-
kauf von drei Satelliten, die im Auftrag Australiens
und eines asiatischen Konsortiums von chinesischen
Raketen in den Weltraum transportiert werden soll-
ten und gestattete es der Export-Import-Bank, Ak-
tivitäten von amerikanischen Firmen in China zu
finanzieren20).

Gegen das im Kongreß beschlossene Gesetz, das
den Aufenthalt chinesischer Studenten in den USA
großzügig ausweitete, legte der Präsident sein Veto
ein und brachte es damit zu Fall. Zwar hatte das
Repräsentantenhaus das präsidentielle Veto mit
der überwältigenden Mehrheit von 390 gegen
25 Stimmen zurückgewiesen; im Senat, der das
Veto ebenfalls mit 62 gegen 37 Stimmen zurück-
wies, wurde jedoch nicht die für eine Zurückwei-
sung des präsidentiellen Vetos erforderliche Zwei-
drittelmehrheit erreicht. Der Präsident, der die
Aufenthaltsfrage mittels einer Verordnung regeln
wollte, hatte argumentiert, daß eine gesetzliche Re-
gelung Peking veranlassen könnte, den Studenten-
austausch gänzlich zu unterbinden und daß sie zu-
dem die Bemühungen behindern würde, die strate-



gisch wichtige Atommacht China weltpolitisch nicht
zu isolieren21 ).

Angesichts der kontinuierlichen Zurückhaltung der
Bush-Administration und ihrer Bemühungen um
eine Milderung der Sanktionen des Kongresses und
eine Verbesserung der Beziehungen zu Peking,
hatte sich die chinesische Kritik von Anfang an
gegen den Kongreß gerichtet, dem die Pekinger
Volkszeitung eine flagrante Verdrehung der Tatsa-
chen und dreiste Einmischung in die inneren Ange-
legenheiten Chinas vorwarf. Bush hingegen atte-
stierte man Klugheit bei der Behandlung der Vor-
gänge22 ).

Insgesamt verbinden sich in den chinesischen Reak-
tionen zwei Momente: Einerseits verteidigt man das
Vorgehen gegen die Studenten als gerechtfertigt,
verwahrt sich gegen die Einmischung des Kongres-
ses und die von ihm beschlossenen Sanktionen und
unterstreicht damit die feste, gegen äußeren Druck
resistente Haltung. Andererseits bekennt man
sich immer wieder zur weltpolitischen Bedeu-
tung der amerikanisch-chinesischen Beziehungen,
verweist auf ihre noch unausgeschöpften Poten-
tiale und betont die Bereitschaft zu ihrer Erneue-
rung.

Ihren deutlichsten Ausdruck fand diese Haltung in
einer Rede des chinesischen Außenministers Qian
Qichen am 2. Oktober 1989 vor dem amerikani-
schen Rat für auswärtige Beziehungen. In dieser
Rede empfahl er Washington, „die Unterschiede
anzuerkennen und zu respektieren, nach Gemein-
samen (zu) suchen und es auszubauen“23 ). Ähnlich
— zum Teil wörtlich — argumentierten auch die
meisten der anderen chinesischen Spitzenfunktio-
näre, unter ihnen Deng Xiaoping und Premier Li
Peng. Auch Generalsekretär Jiang Zemin erklärte
am 2. Mai 1990 in einem Interview mit der ameri-
kanischen Fernsehjournalistin Barbara Walters,
daß es keinen fundamentalen Interessenkonflikt
zwischen China und den USA gebe und es sich des-
halb für beide Seiten empfehle, „ihre Beziehungen
im grundlegenden Interesse beider Völker rasch zu
normalisieren“24 ).

Einen wichtigen Schritt zur Entlastung der Bezie-
hungen stellte am . Juni die Entscheidung der25

chinesischen Regierung dar, dem prominentesten
chinesischen Dissidenten Fang Lizhi und seiner
Frau Li Shuxian, die nach der Niederschlagung der
Demokratie-Bewegung in der Pekinger Botschaft
der USA Zuflucht gefunden hatten, die Ausreise-
genehmigung zu erteilen. Die Erlaubnis zur Aus-

reise wurde von einem amerikanischen Regierungs-
sprecher als „weitsichtiger, bedeutsamer Schritt“
bezeichnet, der „die Atmosphäre für Fortschritt in
unseren bilateralen Beziehungen verbessern
wird“25).

Zu einem solchen Fortschritt kam es nur wenige
Tage später auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Hou-
ston (9. Juli 1990), als sich die westlichen Staaten
zwar noch nicht zur Aufhebung der gegen China
verhängten Sanktionen entschlossen, Japan jedoch
die Gewährung eines hohen Kredits an China frei-
stellten. Einen weiteren wichtigen Schritt in Rich-
tung Normalisierung hatte schon zuvor die Verlän-
gerung der Meistbegünstigungsklausel für China
dargestellt, für deren Verweigerung sich ebenfalls
eine Gruppe von Abgeordneten stark gemacht
hatte26 ).

Die zunehmende Entspannung macht sich nicht nur
in den bilateralen Beziehungen — insbesondere im
Handelsbereich — bemerkbar, sondern auch im
Verzicht Pekings auf die Lieferung landgestützter
Mittelstreckenraketen in den Nahen Osten, bei der
Anbahnung von Gesprächen mit Pyongyang, vor
allem aber im Rahmen des UN-Sicherheitsrats bei
der Suche nach einer politischen Lösung für Kam-
bodscha und einer Zusammenarbeit in der Golf-
krise. Obwohl mit einer Aufhebung der noch beste-
henden amerikanischen Sanktionen in absehbarer
Zeit zu rechnen ist, dürfte es jedoch noch eine Zeit-
lang dauern, bis die Spuren, die das vergangene
Jahr hinterließ, verschwunden sind.

Vergleicht man das derzeitige Verhältnis Pekings zu
den beiden Weltmächten mit demjenigen vor dem
4. Juni 1989, so ist zwar keine grundlegende Verän-
derung erkennbar, wohl aber eine weitere Stabili-
sierung des angestrebten Mittelkurses. Während
sich die Beziehungen zu Moskau konstruktiv in die
auf dem Pekinger Gipfel vorgegebene Richtung
weiterentwickelt haben, ist das Verhältnis zu Wa-
shington — bei aller Bedeutung, die ihm beigemes-
sen wird — reservierter geworden. Bestimmend
bleibt weiterhin das Bestreben nach „Unabhängig-
keit“ Chinas von beiden Weltmächten. Die Erfah-
rungen des vergangenen Jahres, die von Peking in
der Perspektive der westlichen Sanktionspolitik
nach 1949 und der sowjetischen Pressionen im Jahre
1960 gesehen werden27), dürften diese Neigung er-
heblich gefördert haben. Weniger denn je kann eine
der beiden Weltmächte heute von sich sagen, China



als „Karte“ im Poker der internationalen Politik
einsetzen zu können.

3. Westeuropa und Japan

Um die „Unabhängigkeit“ weiter abzusichern, ist es
für die chinesische Führung allerdings nicht nur not-
wendig — unter Zurückstellung aller ideologischen
Vorbehalte und politischen Ressentiments —, die
Vorteile entspannter Beziehungen zu Washington
und Moskau für den wirtschaftlichen Aufbau Chi-
nas zu nutzen. Ebenso wichtig ist es, die Zusam-
menarbeit mit anderen Staaten und Staatengruppen
weiter zu entwickeln. Um diese im Falle einer er-
neuten Spannung mit einer oder gar beiden Welt-
mächten als Rückhalt und Widerlager nutzen zu
können, ist es freilich notwendig, auch deren Unab-
hängigkeit gegenüber Washington und Moskau zu
stärken. Die sich seit einigen Jahren vollziehenden
Machteinbußen der beiden Supermächte und die
ihn begleitende Auflösung der bipolaren Macht-
struktur der Welt in ein multipolares Gefüge mit
mehreren starken Machtzentren kommt diesem
Ziel der chinesischen Außenpolitik zweifellos ent-
gegen.

Die wichtigsten Gegengewichte zu den beiden
Weltmächten in der sich herausbildenden multipo-
laren Struktur sind Japan und Westeuropa. Peking
hatte sich deshalb seit Beginn der siebziger Jahre
verstärkt um die Herstellung guter Beziehungen
bemüht, die zu Beginn der achtziger Jahre im Wege
der „Modernisierungspolitik“ weiter ausgebaut
wurden. Daran hat sich grundsätzlich auch nach
dem 4. Juni 1989 nichts geändert. Wenn in der oben
zitierten, von Deng Xiaoping vorgegebenen, strate-
gischen Grundrichtung Westeuropa nur eine recht
unbedeutende Rolle einnimmt, während die Be-
deutung der chinesischen Beziehungen zu Japan
besonders herausgestrichen wird, so ist dies weniger
darauf zurückzuführen, daß die Westeuropäer ihre
Empörung über das Tiananmen-Massaker ebenso
laut und deutlich artikulierten wie die USA (aller-
dings mit der gleichen Rollenverteilung), wohinge-
gen sich Japan mit seiner Kritik deutlich zurück-
hielt. Es ist vielmehr Ausdruck einer veränderten
weltpolitischen Lage.
Westeuropa bildete — aus chinesischer Sicht —
seit Beginn der siebziger Jahre den „strategischen
Schwerpunkt“ im Ringen der beiden „Super-
mächte“ um die Weltherrschaft; diese Einschätzung
hatte zu Beginn der achtziger Jahre durch den
NATO-Nachrüstungsbeschluß und die drohende
Nach-Nachrüstung des Warschauer Pakts neue Ak-
tualität erfahren. Mit den Entwicklungen der ver-
gangenen Jahre — der Entspannung zwischen Mos-
kau und Washington, den Vorgängen in Mittel- und
Osteuropa, dem Zerfall des Warschauer Pakts und
der deutschen Wiedervereinigung — hat sich die

strategische Lage allerdings grundlegend geändert;
von einem strategischen Ringen um Europa kann
nun keine Rede mehr sein. Gleichzeitig befindet
sich auch das sino-sowjetische Verhältnis in einem
tiefgreifenden Prozeß der Entspannung, der vom
Abbau der „militärischen Konfrontationsstruktur“
zwischen den beiden Mächten begleitet wird. Durch
beide Prozesse hat Westeuropa für China seine
Doppelfunktion als Entlastungsfront und als poten-
tieller Alliierter gegenüber der Sowjetunion, die
Peking ihm lange zugedacht hatte, weitgehend ver-
loren.

Das Ende der europäischen Spaltung, der System-
wechsel in Polen, Ungarn und der SSR, die deut-
sche Vereinigung und die Verpflichtung Bonns, die
Reformpolitik Gorbatschows in der Sowjetunion
finanziell zu unterstützen, wird aber auch wirt-
schaftlich nicht ohne Folgen für China bleiben.
Schon vor diesen Entwicklungen hatte die chinesi-
sche Führung immer wieder über die geringe Inve-
stitionsneigung der westeuropäischen Staaten ge-
klagt. So belegte die EG mit einem Investitionsvo-
lumen in Höhe von 1,7 Mrd. US-Dollar zwischen
1979 und 1987 lediglich einen abgeschlagenen vier-
ten Platz unter den ausländischen Investoren. Es ist
anzunehmen, daß angesichts des Sanierungsbedarfs
der Wirtschaften Osteuropas, ihrer geographischen
Nähe zu Westeuropa und der latenten Unsicherheit
über die weitere Entwicklung in China die Kapital-
ströme aus Europa noch spärlicher fließen werden.
Seit Einleitung der Reformpolitik Anfang der acht-
ziger Jahre waren, nach offiziellen chinesischen Be-
rechnungen, 36,6 Mrd. US-Dollar ausländisches
Kapital investiert und mehr als 25 000 Unterneh-
men mit ausländischer Beteiligung gegründet wor-
den. 1989 waren es insgesamt 5,6 Mrd. US-Dollar,
die investiert wurden, — sechs Prozent mehr als im
Vorjahr ).28

Erheblich stärker als die Bemühungen um die Be-
reinigung der gestörten Beziehungen zu den Staa-
ten Westeuropas war denn auch das Werben Pe-
kings um Japan. Die Gründe hierfür liegen auf der
Hand: Japan ist für China nicht nur der mit Abstand
interessanteste Handelspartner, sondern auch einer
der größten Investoren und Kreditgeber. Hinzu
kommt, daß der östliche Wirtschaftsgigant auf-
grund seiner jüngsten Vergangenheit von Peking
bei Bedarf psychologisch unter Druck gesetzt und
zu Wohlverhalten veranlaßt werden kann. Beides
erklärt, warum Tokio auf die Vorgänge in China
nur zurückhaltend reagiert hatte — und selbst dies
wohl nicht zuletzt aufgrund des Drucks seiner west-
lichen Verbündeten —, und warum es auch als er-
ste der westlichen Mächte Anstalten traf, die gegen
Peking verhängten Sanktionen abzubauen.



Schon am 11. August 1989 hatte die neu ins Amt
gekommene Regierung Kaifu erklärt, die Zusam-
menarbeit mit China auf der Basis der Prinzipien
der gemeinsamen japanisch-chinesischen Erklärung
von 1972 weiterführen zu wollen. Kurz darauf setz-
ten auch die Wirtschaftsbeziehungen wieder ein,
und auch die japanischen Banken signalisierten,
trotz der schwierigen finanziellen Lage Pekings, ihr
anhaltendes Interesse am China-Geschäft. Anfang
Juni 1990 kam es zur Gründung eines japanisch-
chinesischen Investitionsausschusses, und kurz dar-
auf tagte in der chinesischen Metropole die „Kom-
mission für japanisch-chinesische Freundschaft im
21. Jahrhundert“. Auf chinesisches Drängen
— und ohne Widerspruch der anderen westlichen
Industrieländer — kündigte der japanische Mini-
sterpräsident Toshiki Kaifu auf dem Weltwirt-
schaftsgipfel in Houston die Freigabe eines noch
von seinem Vorgänger Takeshita Ende 1988 verein-
barten, nach den Pekinger Ereignissen aber einge-
frorenen Großkredits in Höhe von 810 Mrd. Yen
(umgerechnet ca. 5,4 Mrd. US-Dollar)29 ) an. Mitte
September einigten sich dann beide Staaten darauf,
ihr Ende des Jahres auslaufendes Handelsabkom-
men zu verlängern. Durch diese verschiedenen
Maßnahmen dürfte die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit starken Aufwind erhalten und auch dem Be-
such japanischer Kabinettsmitglieder in Peking
nichts mehr im Wege stehen.

Das chinesische Interesse an Japan ist allerdings
nicht nur wirtschaftlicher Natur, sondern erklärt
sich auch aus dem Bedeutungszuwachs des asia-
tisch-pazifischen Raumes und dem zunehmenden
militärischen und politischen Gewicht Tokios30 ).
Von unmittelbarem Interesse ist dabei die sich an-
bahnende, in ihren Auswirkungen auf China aller-
dings schwer kalkulierbare japanisch-sowjetische
Verständigung. Daß Gorbatschow bei seinem nun
für April 1991 angesetzten Besuch in Tokio durch
weitgehende Zugeständnisse dazu beitragen wird,
die Visite zum „größten Wendepunkt in den sowje-
tisch-japanischen Beziehungen“ werden zu lassen
— so die gemeinsame sowjetisch-japanische Pres-
seerklärung anläßlich des vorbereitenden Besuchs
von Edward Schewardnadze — erscheint sicher31 )-
Obwohl ein verbessertes Verhältnis Tokios zu Mos-
kau den politischen und wirtschaftlichen Spielraum
Japans auch gegenüber Peking erweitern würde, ist
nicht damit zu rechnen, daß es in absehbarer Zeit zu
einer engeren sowjetisch-japanischen Zusammen-
arbeit zu Lasten Chinas kommen wird. Gegen die
Größe des chinesischen Marktes und die kulturelle

Nähe der beiden Staaten hat Moskau wenig ins Feld
zu führen.

4. Dritte Welt

Wenn Deng Xiaoping eine Vernachlässigung der
Dritten Welt zugunsten der westlichen Industrie-
staaten eingestand, so entsprach dieses Eingeständ-
nis durchaus den Tatsachen. Denn obwohl sich
China seit seinem Austritt aus dem „sozialistischen
Lager“ der Dritten Welt zurechnete und diese als
die fortschrittlichste Kraft in der gegenwärtigen
Phase der Geschichte feierte, waren diese Bekun-
dungen politisch und wirtschaftlich eher folgenlos
geblieben. Weder trat Peking einer jener Dritte-
Welt-Gruppierungen bei, die sich international für
die Interessen der Entwicklungsländer engagierten
— etwa der Blockfreienbewegung, der Gruppe 77
oder der OPEC —, noch profilierte es sich außer-
halb dieser Bewegungen politisch oder programma-
tisch für die Belange der Dritten Welt; das Profil
anderer Staaten — etwa Indiens — war in dieser
Hinsicht viel ausgeprägter.

Eher deklaratorisch blieben auch die chinesischen
Forderungen nach einer Neuen Weltwirtschaftsord-
nung. Sie hinderten Peking nicht einmal daran, der
Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds
— den beiden Säulen des Bretton-Wood-Sy-
stems — beizutreten. Auch im Außenhandel Chi-
nas spielten die Entwicklungsländer — im Ver-
gleich mit den westlichen Industriestaaten — eine
sekundäre Rolle; so betrugen 1989 die chinesischen
Exporte in die Entwicklungsländer (ohne Hong-
kong) lediglich 13,8 Prozent, die Importe 16,8 Pro-
zent des Außenhandels32 ). Und während in den
achtziger Jahren die Entwicklungshilfeleistungen
Chinas an Länder der Dritten Welt weiter zurück-
gingen, entwickelte sich die Volksrepublik gleich-
zeitig — da sie über eine ähnliche Exportpalette
wie diese verfügte — durch seine zunehmenden
Exporte zu einem der größten Konkurrenten auf
dem Weltmarkt.

Wie ernst zu nehmen sind vor diesem Hintergrund
die Gelöbnisse Deng Xiaopings, sich in Zukunft
stärker der Zusammenarbeit mit den Entwicklungs-
ländern zuzuwenden?

Sieht man einmal davon ab, daß der bisher verstri-
chene Zeitraum noch zu kurz und das empirische
Material zu knapp ist, um gesicherte Aussagen zu
machen, so läßt ein Bück auf die Aktivitäten Pe-
kings während des vergangenen Jahres keinen spek-
takulären Kurswechsel in Richtung Dritte Welt er-



kennen. Erkennbar ist dagegen dreierlei: 1. eine
Zunahme der Reisetätigkeit chinesischer Spitzen-
politiker in die verschiedenen Regionen der Dritten
Welt; 2. Bemühungen um eine Verbesserung der
Beziehungen zu den verbleibenden „sozialisti-
schen“ Staaten, bei denen es sich weitgehend um
Entwicklungsländer handelt; sowie 3. eine Intensi-
vierung der chinesischen Politik im asiatisch-pazifi-
schen Raum.

Schon einmal — zu Beginn der sechziger Jahre —
als sich Mao Zedong in eine gleichzeitige Konfron-
tation mit beiden „Supermächten“ manövriert hatte
und sich auch die westlichen Mittelmächte gegen-
über chinesischen Bemühungen um eine Aufwer-
tung der zwischenstaatlichen Beziehungen reser-
viert verhielten, hatte die chinesische Führung ein
Bündnis mit der Dritten Welt avisiert. Zhou Enlai
hatte damals seine berühmte Afrika-Reise durchge-
führt. Nach dem 4. Juni 1989, als westliche Politi-
ker Peking mieden und Besuche chinesischer Spit-
zenfunktionäre in den westlichen Metropolen als
unerwünscht galten, war eine ähnliche Reaktion
erkennbar: Auch jetzt versuchte man, das verlorene
Terrain im Westen (nach dem Sturz der sozialisti-
schen Regime in der DDR, der SSR und in Rumä-
nien auch im Osten) durch verstärkte diplomatische
Aktivitäten in den Entwicklungsländern zu kom-
pensieren — zumal von vielen dieser Staaten Ver-
ständnis für das chinesische Vorgehen gegen die
Demokratie-Bewegung bekundet worden war.

So unternahm Außenminister Qian Qichen vom
26. Juli bis 12. August 1989 eine längere Reise
durch sechs afrikanische Länder, während sein
Staatssekretär fast gleichzeitig fünf andere Metro-
polen Afrikas besuchte. Im September schloß sich
eine Reise des Außenministers in vier Staaten des
Nahen Ostens an; Mitte November brach Premier
Li Peng zu einer Rundreise durch drei südasiatische
Länder auf; Anfang März 1990 startete Qian Qi-
chen erneut zu einem Besuch mehrerer Staaten des
Nahen Ostens — unter anderem auch des Iraks —;
in der zweiten Maihälfte stattete Staatspräsident
Yang Shangkun fünf Staaten Lateinamerikas einen
Besuch ab. Ohne Zweifel trugen diese Reisen dazu
bei, Pekings Position in der Dritten Welt aufzuwer-
ten und — auf Kosten Taipeis — auszubauen. Letz-
teres zeigte sich am spektakulärsten am 21. Juli
1990 anläßlich der Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen zu Saudi-Arabien.

Erfolge verzeichnete die chinesische Diplomatie
aber auch gegenüber den verbliebenen sozialisti-
schen Staaten, bei denen es sich nach dem System-
wechsel in Osteuropa und Nicaragua vor allem um
Länder Asiens handelt. Die für Peking wichtigsten
Staaten sind dabei Vietnam und Nordkorea. Abge-
sehen davon, daß es sich bei beiden Staaten um
international isolierte und wirtschaftlich rückstän-

dige Länder handelt, sind auch die chinesischen
Beziehungen zu ihnen nicht problemlos. So voll-
führt die chinesische Diplomatie seit Mitte der acht-
ziger Jahre gegenüber Korea den gewagten Balan-
ceakt, „einer politischen Allianz mit dem Norden
eine wirtschaftliche Partnerschaft mit dem Sü-
den“33 ) zur Seite zu stellen. Peking ist es gelungen,
sich dennoch Pyongyang als zuverlässigen Verbün-
deten zu präsentieren, was nicht unwesentlich
durch die Annäherung Moskaus an Seoul und durch
die dann erfolgte Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen zum 30. September 1990 erleichtert wurde,
die erbitterte Attacken Nordkoreas auf die Politik
der Perestroika und das „neue Denken“ in der so-
wjetischen Außenpolitik auslöste34).

Noch schwieriger gestaltete sich die Situation mit
Blick auf Vietnam. Abgesehen davon, daß die Hal-
tung Hanois gegenüber Peking deutlich zurückhal-
tender ist als diejenige Pyongyangs, sind die Bezie-
hungen beider Länder noch immer durch die Span-
nungen des vergangenen Jahrzehnts sowie die noch
immer ungelöste Kambodscha-Frage belastet, in
der Peking als Schutzpatron der Roten Khmer fun-
giert, während Hanoi das von Vietnam an die
Macht gebrachte Heng Samrin/Hun Sen-Regime
protegiert35 ). Wenn die chinesische Führung, nach-
dem sie sich lange gegen das Werben Vietnams um
eine Normalisierung der Beziehungen sträubte, in-
zwischen ihren Widerstand aufgegeben hat, so lie-
gen dem mehrere Motive zugrunde: Es geht ihr um
den Schulterschluß mit einem ideologisch China
noch immer sehr nahestehenden sozialistischen Re-
gime; um eine Einflußnahme auf das Verhältnis
Vietnam-Kambodscha; und schließlich will sich Pe-
king, gerade auch zur Verbesserung seines Anse-
hens in der Region und international, als verant-
wortungsbewußte Ordnungsmacht präsentieren.

Im Zeichen der Normalisierung stehen auch die
laotisch-chinesischen Beziehungen. Nachdem sich
das bilaterale Verhältnis der beiden Staaten schon
Ende 1986 entspannt hatte, wurden Mitte August
1989 auch die Beziehungen zwischen der KP Chinas
und der Laotischen Revolutionären Volkspartei
(LRVP) formell wieder aufgenommen ). Als Indiz
für das Interesse Pekings an einer anhaltenden Ver
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-
besserung der Beziehungen können auch die im
September 1990 erzielten Fortschritte in den Ver-
handlungen um eine Lösung der noch offenen



Grenzfragen angesehen werden37). Besondere
Aufmerksamkeit ließ die chinesische Führung dem
unmittelbaren asiatisch-pazifischen Umfeld ange-
deihen. Im Zentrum des chinesischen Werbens
standen dabei weiterhin die Staaten der ASEAN-
Gruppe.

Am 8. August 1990 erfolgte anläßlich eines offiziel-
len Besuchs von Premier Li Peng in Djakarta offi-
ziell die Wiederaufnahme der diplomatischen Be-
ziehungen zu Indonesien — dem ASEAN-Staat,
der China am reserviertesten gegenüberstand38).
Es darf als sicher angenommen werden, daß Dja-
karta sich zur Aussöhnung erst bereitfand, nach-
dem die chinesische Seite glaubhaft ihre Bereit-
schaft zur Mithilfe bei einem befriedigenden Kom-
promiß für Kambodscha zugesichert, aber auch in
den bilateralen Problemen großzügige Zugeständ-
nisse gemacht hatte. Mit der Aussöhnung mit Indo-
nesien ist der chinesischen Führung ein wichtiger
Schritt zur Durchbrechung seiner außenpolitischen
Isolierung gelungen, da inzwischen auch der eine
der beiden letzten ASEAN-Staaten, die noch über
keine diplomatischen Beziehungen zu China verfü-
gen, aus dem Schritt Djakartas Konsequenzen zog:
Singapur. Nachdem Li Peng und Premier Lee Kuan
Yew schon beim Besuch des chinesischen Premiers
in Singapur darin übereinstimmten, die Verhand-
lungen über die Normalisierung „ehestmöglichst"
abzuschließen, gaben die beiden Staaten am 3. Ok-
tober 1990 die Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen bekannt39).

Um eine konstruktive Rolle als regionale Ord-
nungsmacht bemüht sich Peking zunehmend auch
im ältesten Konflikt der Region: auf der koreani-
schen Halbinsel. Das Terrain ist hier besonders
schwierig, denn einerseits haben sich zwischen Pe-
king und Seoul im Laufe der letzten Jahre blühende
wirtschaftliche Beziehungen entwickelt, anderer-
seits ist die chinesische Führung an guten Beziehun-
gen zu Pyongyang interessiert und unterstützt inter-
national die politische Position Kim Ilsungs, der sei-
nerseits die Niederschlagung der chinesischen De-
mokratie-Bewegung begrüßte. Da es sich Peking
mit keiner der beiden Seiten verderben will — auch
Seoul hatte sich in der Bewertung des Massakers
sichtlich zurückgehalten — und zugleich an einem
Abbau der Spannungen auf der koreanischen Halb-
insel interessiert ist, konzentriert sich die chinesi-
sche Diplomatie darauf, einen Zustand friedlicher
Koexistenz zu vermitteln und zugleich Kim Ilsung
zu einer vorsichtigen Öffnungspolitik zu bewegen.
Dieser Versuch hat das Ziel, den Norden aus der

internationalen Isolierung herauszuführen, um so
die Voraussetzungen für seine wirtschaftliche Sa-
nierung zu schaffen, gleichzeitig aber Nordkorea
durch Einbindung in das internationale System zu
verantwortlichem Handeln zu veranlassen.

Daß Peking der Sowjetunion folgt und ebenfalls
offizielle Beziehungen zu Seoul aufnimmt, ist der-
zeit wenig wahrscheinlich. Es würde damit seine
gute Position in Pyongyang aufs Spiel setzen, ohne
in Seoul selbst viel zu gewinnen. Wahrscheinlicher
ist, daß die chinesische Führung versuchen wird, die
jetzige Schlüsselposition, die ihr einen großen Ein-
fluß auf das Geschehen in Korea sichert, beizube-
halten, um für die für das Ende der Ära Kim Ilsungs
zu erwartenden Machtkämpfe eine möglichst gute
Ausgangsposition zu haben. Dem widerspricht
auch nicht die Eröffnung von Handelsbüros, die
von chinesischer Seite als ein erster Schritt zur Auf-
nahme direkter Handelsbeziehungen bezeichnet
wurde. Denn auf diese Weise kann Peking vorsich-
tigen Druck auf Kim Ilsung zur Einnahme einer
kompromißbereiteren Haltung ausüben40 ).

5. Beziehungen zu Taiwan

Während beim Abwägen der Argumente, die für
oder gegen die formelle Anerkennung Seouls spre-
chen, die voraussehbaren Reaktionen in Pyongyang
ein Abwarten nahelegen, spricht ein anderer Punkt
eher dafür: Teil des Preises, den Seoul für die Nor-
malisierung zu zahlen hätte — und zweifellos auch
bereitwillig zahlen würde — wäre der Abbruch der
diplomatischen Beziehungen zur nationalchinesi-
schen Regierung in Taipei. Mit Seoul würde Taipei
den letzten wichtigen Verbündeten in Asien verlie-
ren und noch tiefer in die internationale Isolierung
geraten. Allerdings dürfte Peking wissen, daß auch
ein solcher Rückschlag die Haltung Taipeis, die in
den letzten Jahren zwar sehr viel flexibler, aber
nicht nachgiebiger geworden ist, kaum beeinflussen
würde. Denn während Peking in Abkommen mit
London über Hongkong (am 26. September 1984) 
und mit Lissabon über Macao (am 26. März 1987) 
die Weichen für die Rückgliederung dieser beiden
Territorien in den chinesischen Staatsverband stel-
len konnte, gestalteten sich die Bemühungen um
die Wiedervereinigung mit Taiwan erheblich
schwieriger.

Schon bald nach der amerikanisch-chinesischen
Normalisierung hatten sich die Bemühungen der
Pekinger Führung intensiviert, die Regierung auf
Taiwan durch eine Offensive der Herzlichkeit und
Gesten des Entgegenkommens zu einer Wiederver-
einigung mit dem Festland zu bewegen. „Ein Land,



zwei Systeme“ wurde seit 1984 zur griffigen Formel
der neuen Pekinger Strategie. Sie besagte in ihrem
Kern, daß Taiwan als Sonderverwaltungsgebiet in
einem vereinten China sein vom chinesischen Fest-
land abweichendes gesellschaftliches System beibe-
halten kann und auch ein hohes Maß an Autonomie
behält. Als Modell diente offenbar die in den Ver-
handlungen mit London gefundene Lösung für
Hongkong41 ). Gleichzeitig suchte die Pekinger
Führung jedoch auch weiterhin — und nicht ohne
Erfolg — Taipei international zu isolieren.

Wahrscheinlich als Reaktion auf diesen gefährli-
chen Trend kam es im Herbst 1988 zu einer tiefgrei-
fenden außenpolitischen Kurskorrektur Taiwans,
mit deren Hilfe der neue Präsident Li Denghui die
Insel aus der drohenden Isolierung herauszuführen
versucht. Die neue Politik hält zwar prinzipiell an
der „Ein-China-Politik“ sowie dem Alleinvertre-
tungsanspruch Taipeis fest, ist jedoch im Ton kon-
zilianter und hinsichtlich ihrer praktischen Durch-
führung geschmeidiger, insofern Taipei nunmehr
bereit ist, auch zu denjenigen Staaten diplomatische
Beziehungen oder offizielle Handelsbeziehungen
aufzunehmen, die diplomatische Beziehungen zu
Peking unterhalten.

Neben der internationalen besitzt die neue Strate-
gie auch eine innerchinesische Komponente. So gab
die Regierung in Taipei de facto seit Oktober 1987
ihre bisherige „Drei-Nein-Politik“ (keine Kon-
takte, keine Kompromisse, keine Verhandlungen)
auf, die sie in Reaktion auf Pekings Politik der
„Drei Verbindungen“ (Handel, Transport, Post-
verkehr) und der „Vier Austausche“ (zwischen
Verwandten und Touristen, akademischen Grup-
pen, kulturellen Gruppen und Sportlern) einge-
schlagen hatte. In der Folge kam es zu zahlreichen
Verwandtenbesuchen, regelmäßigem Postverkehr
und offiziellen Telephonverbindungen mit dem
Festland. Zudem stieg der über Hongkong abge-
wickelte direkte Handel 1988 auf 3,5 Milliarden
US-Dollar an, und die Direktinvestition der taiwa-
nesischen Wirtschaft näherten sich der halben Mil-
liarde US-Dollar. Im Mai 1990 propagierte Premier
Li Denghui das Konzept „Ein Staat, zwei Regierun-
gen“ und bot Peking „gleichberechtigte Verhand-

lungen“ zunächst über kulturellen Austausch und
Handel und daran anschließend auch über die Wie-
dervereinigung an. Allerdings knüpfte er die Auf-
nahme dieser Verhandlungen an einige Vorbedin-
gungen: an die Durchführung von Demokratie und
Marktwirtschaft auf dem Festland sowie an den
Verzicht auf Waffenanwendung gegenüber Taiwan
und die Störung der Beziehungen Taiwans zum
Ausland.
Obwohl die Pekinger Führung das neue Konzept
vehement ablehnte42), war sie doch auch weiterhin
bestrebt, die Kontakte nicht abreißen zu lassen.
Vereinfacht ausgedrückt, Hegt ihrer Politik gegen-
über Taiwan auch weiterhin eine Doppelstrategie
zugrunde: Einerseits bekämpft sie alles, was die
Spaltung verlängern könnte — seien es die Bemü-
hungen Taiwans, sich international fester zu eta-
blieren, seien es die Ansprüche der Regierung in
Taipei auf Souveränität und Gleichberechtigung,
seien es die Bemühungen von Teilen der einheimi-
schen Bevölkerung um Unabhängigkeit von China.
Bezeichnenderweise hat sich Peking nicht nur das
Recht auf gewaltsame Maßnahmen gegen die Insel
vorbehalten, sondern auch genau die Situationen
angezeigt, die militärische Aktionen auslösen wür-
den. Andererseits fördert Peking alles, was geeig-
net erscheint, Taiwan enger ans Festland zu binden
— das betrifft den Handel und die Investitionen
ebenso wie Familienbesuche und Kontakte aller
Art. So schlug der stellvertretende Leiter des Am-
tes für Taiwan-Angelegenheiten im chinesischen
Staatsapparat, Tang Shubei, Ende September die
baldige Aufnahme von Kontakten zwischen der KP
Chinas und der Kuomintang aus Taiwan vor43 ).

Ob dies allerdings bei der Bevölkerung von Taiwan
die Bereitschaft zur Wiedervereinigung stärken
wird, sei dahingestellt. Das kompromißlose Insi-
stieren auf den Führungsanspruch der Kommunisti-
schen Partei, vor allem aber die Politik gegenüber
Tibet und die blutige Unterdrückung der Demokra-
tiebewegung sind kaum geeignet, die starken Zwei-
fel an der Kompatibilität der beiden „Systeme“ und
der Vertrauenswürdigkeit der Pekinger Führung zu
beseitigen.



IV. Die Rückkehr Chinas auf die Bühne der Weltpolitik

Wenn Peking im vergangenen Jahr viel von seinem
Ansehen verlor und aus dem Zentrum des interna-
tionalen Interesses rückte, so war dies nicht nur auf
die Juni-Ereignisse zurückzuführen. Eine nicht
minder große Rolle spielten dabei auch die tiefen
Umbrüche, die sich in diesem Zeitraum ereigneten:
der Systemwandel in Osteuropa, die schwere innere
Krise der Sowjetunion, das Ende des Kalten Krie-
ges, vor allem aber die sich vertiefende Zusammen-
arbeit zwischen Washington und Moskau. Letztere
führte eine Reihe von Problemen, die die interna-
tionalen Beziehungen belastet hatten, Lösungen zu
und verdeutlichte so die Grenzen der weltpoliti-
schen Bedeutung Chinas. China rückte gewisserma-
ßen wieder an die weltpolitische Peripherie, und
das „strategische Dreieck“, in dem es während der
vergangenen beiden Jahrzehnte eine wichtige Rolle
gespielt hatte, begann seine Konturen zu verlie-
ren.

Wenn China inzwischen wieder ein wenig an Statur
gewonnen hat, so war dies nicht zuletzt die Folge
zweier Regionalkonflikte, die die chinesische Di-
plomatie geschickt zur Rehabilitierung ihres lädier-
ten Ansehens nutzte. Bei dem einen handelte es
sich um den Kambodscha-Konflikt, für dessen Lö-
sung sich immer stärker der UN-Sicherheitsrat en-
gagierte. Als eines seiner ständigen Mitglieder und
zugleich Patron der Roten Khmer kam und kommt
Peking hier eine besondere Bedeutung zu.

Während die Kambodscha-Krise, die letztlich aber
doch nur von regionaler Bedeutung ist, der chinesi-
schen Führung die Chance einräumte, sich in der
Region, insbesondere gegenüber den Staaten Süd-
ostasiens als Ordnungsmacht zu profilieren, öffnete
ihr die Golf-Krise und die Erschütterungen, die sie
weltweit auslöste, erneut die internationale Bühne.
Denn auch hier kam Peking als ständiges Mitglied
des UN-Sicherheitsrats wieder eine wichtige Dop-
pelfunktion zu: Indem sich die chinesische Führung
der Verurteilung der irakischen Invasion in Kuweit
und dessen Annexion durch den Irak anschloß und
die Sicherheits-Resolutionen 660, 661,662 und 664,
die den Irak zum sofortigen Rückzug aufforderten,
mittrug44 ), und auch die auf saudisches Ersuchen
erfolgte Stationierung amerikanischer Truppen in
Saudi-Arabien akzeptierte und respektierte, prä-
sentierte sie sich den USA und den anderen westli-
chen Staaten als eine kooperationsbereite und ver-

antwortungsbewußte Macht. Indem sich Li Peng
andererseits aber auch gegen die Anwendung mili-
tärischer Gewalt wandte — und diese Position in-
ternational dadurch publik machte, daß er die Strei-
chung des Ausdrucks „minimale Anwendung von
Gewalt“ aus der Resolution 665 durchsetzte — und
für eine friedliche Lösung der Krise durch die ara-
bischen Länder eintrat und so unterschwellig die
USA für die Verschärfung der Krise verantwortlich
machte, unterstrich er nicht nur die unabhängige
Position Chinas, sondern wies Peking damit auch
als Verteidiger von Dritte-Welt-Interessen aus. Pe-
king hatte gute Karten in diesem Spiel und spielte
sie bislang auch richtig aus, bis hin zum spektaku-
lären Besuch des chinesischen Außenministers im
November im Irak. Es bleibt abzuwarten, wie die
chinesische Führung reagieren wird, sollte es zum
Ausbruch eines offenen Krieges kommen.

Eine weitere Chance, China der Weltöffentlichkeit
als ein stabiles und friedfertiges Land vorzustellen,
in dem Ruhe herrscht und dessen Bevölkerung mit
ihrer Regierung zufrieden ist, brachten schließlich
die am Vorabend des 41. Gründungstages der VR
China am 22. September 1990 eröffneten 11. Asien-
spiele in Peking. Sie waren das erste von China ver-
anstaltete große internationale Sportfest, und die
chinesische Führung hatte keine Mühen und Kosten
gescheut, um die Veranstaltung, an der 4 684 Sport-
ler aus 37 Ländern und Regionen teilnahmen, zu
einer großen Selbstdarstellung zu machen. Ob das
Ergebnis den in die Spiele gesetzten Hoffnungen
schließlich entsprach, sei dahingestellt: Zwar erfüll-
ten die chinesischen Sportler — mit 878 Athleten
das zahlenmäßig größte Team — die in sie gesetzten
Erwartungen. Dagegen fiel der politische Erfolg
eher mäßig aus: Allein die Islamische Republik
Pakistan wurde von ihrem Präsidenten vertreten,
alle anderen Staaten wurden von Vizepräsidenten,
ehemaligen Präsidenten oder Ministern repräsen-
tiert — unter ihnen allerdings prominente Politiker
wie Noboru Takeshita aus Japan und Vo Nguyen
Giap. stellvertretender Vorsitzender des Minister-
rats der Sozialistischen Republik Vietnam, seit 1979
der erste hochrangige vietnamesische Funktionär,
der Peking offiziell einen Besuch abstattete.

Angesichts der scharfen Sicherheitsvorkehrungen
bot sich der chinesischen Opposition keine Chance,
die Aufmerksamkeit der Besucher auf sich zu zie-
hen. Das Festival lief ohne Störungen ab; der
Schein der Ruhe und Ordnung blieb gewahrt.



Ding Ding: Perspektiven der chinesischen Demokratisierung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/90, S. 3—10

Das kommunistische Regime in China hat durch die blutige Niederschlagung der Demokratiebewegung am
4. Juni 1989 auch seinen eigenen Untergang beschleunigt. Während sich für die Opposition im Inland neue
Kräfte nur im Untergrund unter schwierigen Bedingungen sammeln können, hat sich die Regime-Oppo-
sition im Ausland besser entwickelt. Die Risse innerhalb der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh)
können nur vorläufig verdeckt werden. Die Wende wird wahrscheinlich nach dem 85jährigen „starken
Mann“ Deng Xiaoping, der als „letzter Kaiser“ dieses despotischen Regimes gilt, eintreten und voraus-
sichtlich zum Ende der kommunistischen Alleinherrschaft führen — unabhängig davon, ob eine solche
Entwicklung friedlich oder gewaltsam verlaufen wird.
Der Übergang zu einer funktionierenden Demokratie in China wird in jedem Fall langwierig sein, weil die
demokratischen Kräfte noch schwach sind, und ihre Massenbasis recht schmal ist. Neben Wirtschaftskrise
und Nationalitätenkonflikten — diese sind erst in ihren Anfängen sichtbar — stellt nicht nur der Mangel an
demokratischer Tradition, sondern auch die Demoralisierung der Gesellschaft ein ernstes Hindernis dar.
Ein erfolgreicher Systemwechsel hängt zumindest von der Kompromißbereitschaft der politischen Kräfte
ab.

Rüdiger Machetzki: Chinas Gesellschaft im Umbruch
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/90, S. 11 — 17

Die achtziger Jahre, das Jahrzehnt der Reformen, waren mit Blick auf die materielle Entwicklung der
Volksrepublik China die erfolgreichste Dekade dieses Jahrhunderts. Bedingt durch die wirtschaftliche
Dynamik und die Öffnung des Landes nach Westen sind gesellschaftliche Wandlungsprozesse ausgelöst
worden, die von der Partei- und Staatsführung nur noch begrenzt unter Kontrolle gehalten werden konn-
ten. Die bis Ende der siebziger Jahre künstlich aufrechterhaltene Immobilität der großen ländlichen
Bevölkerungsmehrheit konnte nicht länger gewährleistet werden. Der Sogeffekt der städtischen Zentren
machte sich zunehmend bemerkbar. Gleichzeitig breiteten sich unter der Intelligenz und in weiten Kreisen
der städtischen Gesellschaft politische Vorstellungen von der „offenen Gesellschaft“ aus, die auf eine 
Emanzipation von der ideologisch-bürokratischen Parteiherrschaf ausgerichtet waren.
Diese Forderungen nach Verwirklichung eines alternativen Gesellschaftsentwurfs demokratischer Art
wurden Mitte 1989 militärisch unterdrückt — um den Preis des endgültigen Verlusts der Führungsautorität.
Dem heutigen Regime verbleiben nur noch die Mittel der Gewalt. Das öffentliche Leben Chinas ist seither
durch ein Klima weit verbreiteter Orientierungsunsicherheit bestimmt. Partei- und Staatsführung sind in
sich gespalten und handlungsgelähmt, während in der (städtischen) Gesellschaft eher Apathie vorherrscht,
die im deutlichen Gegensatz zu der allgemeinen Aufbruchstimmung der Jahre bis 1987 steht.



Carsten Herrmann-Pillath: Struktur und Prozeß in der chinesischen Wirtschaftspolitik,
oder: Warum China doch anders ist

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/90, S. 18—30

Die Volksrepublik China ist weiterhin von schwerwiegenden Entwicklungsproblemen geplagt, die weder
mit Hilfe der Reformpolitik der achtziger Jahre noch durch die gegenwärtige, konservativ orientierte
Führung gelöst werden konnten. Diese Probleme hängen eng mit Besonderheiten der politischen und
ordnungspolitischen Strukturen des Landes zusammen, wie z. B. der Fragmentierung wirtschaftspoliti-
scher Lenkungsfunktionen zwischen den Regionen, dem komplexen System regionaler Eigentumsrechte
und der lokalistischen Umsetzung von Herrschaft.

/
Die Dynamik der wirtschaftlichen Entwicklung wird bislang wesentlich durch die Wechselwirkung zwi-
schen Ordnungspolitik und makroökonomischen Kontrollverlusten bestimmt. Vor allem die Pekinger
Zentrale ist — unabhängig von ideologischen Präferenzen — immer wieder zu administrativen Interven-
tionen gezwungen, sollen nicht die zentrifugalen Kräfte in den Regionen Überhand gewinnen. Auf der
anderen Seite muß sie jedoch größere regionale Unabhängigkeit besonders in den Küstengebieten zulas-
sen, um den Wachstumsmotor überhaupt in Gang zu halten. Auf diese Weise können zwar ordnungs-
politische Verkrustungen immer wieder aufgelöst werden, doch werden die eigentlichen wirtschaftspoliti-
schen Gestaltungsprobleme nicht angegangen, wie z. B. der Abbau administrativer Anreizverzerrungen in
der Landwirtschaft, die dauerhafte Bereinigung von Verteilungskonflikten zwischen den Regionen und die
Aufhebung von Privilegien der Stadtbevölkerung unter anderem im Bereich der sozialen Sicherung.
Es könnte sein, daß diese und andere Schwierigkeiten erst innerhalb eines vollständig anderen politischen
Rahmens verschwinden, der sich an föderalistischen Modellen orientieren müßte. Von der gegenwärtigen
politischen Führung ist die notwendige Weitsicht aber kaum zu erwarten.

Peter J. Opitz: Die Außenpolitik Chinas zu Beginn der neunziger Jahre

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/90, S. 31—46

Die blutige Niederschlagung derchinesischen Demokratie-Bewegung am 4. Juni 1989 hat dem Ansehen der
VR China in der westlichen Welt schweren Schaden zugefügt. Die Analyse untersucht die Reaktion der
chinesischen Außenpolitik auf diese Situation sowie die Schritte, die die chinesische Diplomatie einleitete,
um das geschädigte Ansehen wiederherzustellen und das Land aus der Isolierung herauszuführen. Darüber
hinaus sucht sie nach Spuren, die die westlichen Reaktionen bei der chinesischen Führung hinterließen und
befaßt sich mit der Frage nach den langfristigen Auswirkungen des Geschehens auf die chinesische Außen-
politik.

Da sich diese Frage nur vor dem Hintergrund der strategischen Tiefenstruktur der chinesischen Außen-
politik und der ihr zugrundeliegenden Interessenlage diskutieren läßt, ist deren Rekonstruktion ein ein-
leitender Rückblick auf die außenpolitische Strategie Pekings seit Beginn der achtziger Jahre gewidmet.
Daran anschließend werden die Beziehungen Chinas zu den beiden Supermächten sowie zu Japan und
Westeuropa untersucht. Den Schlußteil bildet schließlich eine Analyse der Beziehungen Pekings zur Drit-
ten Welt, insbesondere zu den Staaten der asiatisch-pazifischen Region.
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